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Sind die Herren damit einverstanden,daß ich die fünf Vorlagen Seitens der Regierung
voranstelle, dann die Tagesordnung, wie wir sie heute gehabt haben, und dann schließlich die
übrigen Nummern, die ich Ihnen jetzt vorgelesen habe?

Das Wort zur Tagesordnung hat der Herr AbgeordneteFreiherr von Lo«.
AbgeordneterFreiherr von Loü: An welcher Stelle würde die Moselkanalisationstehen?
VorsitzenderFürst zu Wied: Ich habe bereits gesagt, daß ich die Mosclkanalisirung

an die Spitze der morgigen Tagesordnung stellen will.
Zur Tagesordnung hat das Wort der Herr AbgeordneteIanßen.
AbgeordneterIanßen: Würde es nicht zweckmäßig sein, auch die Sachen, die heute

in der III. Fllchcommission erledigt worden sind, die aber wahrscheinlichdurch das Bureau noch
nicht auf die Liste gesetzt sind, mit auf die Tagesordnung zu nehmen?

VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist alles mit einbegriffen. Meine Herren! Damit ist
alles erledigt, wenn wir diese Tagesordnung durchgearbeitethaben.

Die Herren bestehen darauf, daß jetzt die Sitzung geschlossenwird? (Widerspruch.) -^
Meine Herren! Es sind verschiedene Ansichten vorhanden.

Es ist ein Antrag auf Schluß eingebracht, der aber Widerfpruch gefunden hat. — Ich
bitte diejenigen Herren, die für den Schluß sind, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Majorität.

Ich bitte also die Herren für morgen um 10 Uhr zur Sitzung, mit einer Mittagspaufe
von zwei Stunden, und schließe die Sitzung.

(Schluß der Sitzung 4 Uhr 20 Minuten.)

Zehnte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Freitag oeu 12. Dezember 1890.

Vegiun 10 Uhr Vormittags.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Bericht der Commissiondes Provinziallandtages zur Vorberathung der Petitionen, betreffend

die Kanalisirung der Mosel, Saar und Lahn. Nr. 114 der Drucksachen. Berichterstatter:
AbgeordneterAndreae.

3. Bericht des Provinzialausschussesüber die Ausführung des Beschlussesdes 35. Provinzial¬
landtages, betreffend die Befugniß der Provinzialuerbände, für das an Milzbrand fallende
Rindvieh Entschädigungzu leisten. Nr. 3? und 119 der Drucksachen. Berichterstatter: Abge¬
ordneter Graf von Fürstenberg-Stammheim.

4. Antrag der Commission zur Vorberathungder Vorlage der Königlichen Staatsregierung, betreffend
gutachtliche Aeußerung über den Gesetzentwurfzwecks Errichtung von Zwangsgenossenfchaften
zur Herstellung von Thalsperren im Wuppergebiete. Nr. 73 und 132 der Drucksachen.
Berichterstatter: AbgeordneterMüllenhoff.
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5. Antrag der I. Fachcommission, betreffend gutachtliche Aeußerungüber den Entwurf eines Gesetzes,
die Anwendung einiger Bestimmungenwegen der Pensioninmg der Gemeindebeamtcnin den
Landgemeindenbetreffend, Nr. 74 und 12? der Drucksachen. Berichterstatter: Abgeordneter
Zweigert.

6. Antrag der I. Fachcommissionzum Antrag Noch und Genossen, betreffend die gesetzliche
Regelung der Beförsterung der Gemeindewaldungcndurch staatliche Forstbeamte. Nr. 108 und
128 der Drucksachen. Berichterstatter: AbgeordneterNautenstrauch.

7. Bericht des Provinzialausschusses,betreffenddas nach §. 95 der Provinzialordnung zu erlassende
Reglement für das Strahenbauwesen. Nr. 41 und 112 der Drucksachen. Berichterstatter:
Abgeordneter Möllenhoff.

8. Bericht des Provinzialausschusses, betreffend die in Gemäßheit des ß. 96 der Provinzial¬
ordnung zu erlassendenReglements über die dienstlichen Verhältnisse der Provinzialbeamten.
Nr. 3, 113 und 121 der Drucksacheu. Berichterstatter: LandesdirektorKlein.

9. Bericht des Provinzialausschusses, betreffend den Ablauf der Dienstzeit des Landesraths
Klausen«, Nr. 61 und 123 der Drucksachen. Berichterstatter: Landesdirektor Klein.

10. Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die Wahl von oberen Beamten — Landesräthen.
Nr. 60 und 122 der Drucksachen. Berichterstatter: LandesdirektorKlein.

11. Antrag der 1. Fachcommission,betreffenddie Petition der Wittwe des Schreiner Sarges zu
Wetzlar auf Erhöhung der Brandentfchädigung. Nr. 126 der Drucksachen. Berichterstatter:
AbgeordneterDietze.

12. Antrag der I. Fachcommission,betreffend die Petition des Bürgermeisters zu Vreyell auf
Bewilligung eines Zuschussesfür die Gemüsebauschuledaselbst. Nr. 125 der Drucksachen.
Berichterstatter: AbgeordneterDr. Haniel.

13. Antrag der I. Fachcommission,betreffend die Bewilligung eines Zuschusses zur Ncgulirung des
Kittelbaches. Nr. 124 der Drucksachen. Berichterstatter: AbgeordneterDr. Haniel.

14. Bericht des Provinzialausschusses, betreffend die nach ß. 95 der Provinzialordnung zu
erlassendenReglements für die Prouinzialinstitute. Nr. 27, 113 und 116 der Drucksachen.
Berichterstatter: Abgeordneter Conze.

15. Spezial-Etat für die Verwaltung der Fonds zur Gewährung von Entschädigungenfür auf
Grund des Neichsgefetzes vom 23. Juni 1880, betreffenddie Abwehr und Unterdrückungvon
Viehseuchen, und des Ausführungsgesetzesvom 12. März 1881 getödtetes Rindvieh, Pferde :c.
für die Etatsjahre vom 1. April 1891 bis 31, März 1892 und vom 1. April 1892 bis
31. März 1893. Nr. 39 und 11? der Drucksachen. Berichterstatter: Abgeordneter Graf
von Fürstenberg-Stammheim.

16. Ausgabe-Etat für die Rheinische landwirthschaftlicheVerufsgcnossenschaftfür die Etatsjahre
1891 und 1892. Nr. 40 und 118 der Druckfachen. Berichterstatter: AbgeordneterGraf
von Fürstenberg-Stammheim.

1?. Haupt-Etat der Provinzialverwaltung der Rheinprovinz für die Etatsjahre vom 1. April 1891
bis 31. März 1892 und vom 1. April 1892 bis 31. März 1893 und Bericht des Provinzial¬
ausschusses, betreffend den Vermögensstanddes RheinischenProvinzialuerbandes. Nr. 9, 20
und 13? der Drucksachen. , Berichterstatter: Landesdirektor Klein.

18. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschussesüber die Bildung einer
Berufungscommissionnach Maßgabe des Entwurfes des zur Zeit dem Landtage der Monarchie
vorliegenden Einkommensteuergesetzes.Nr. 92 und 129 der Drucksachen. Berichterstatter:
AbgeordneterBecker.
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19. Antrag der I. Fachcommission zum Bericht des Provinzialausfchusscs über den Anschluß des
Stä'ndehauscs an das städtische Elektricitätswerkzu Düsseldorf. Nr. 91 und 130 der Druck¬
sachen. Berichterstatter: AbgeordneterMelbeck.

20. Antrag der I, Fachcommissionzum Antrage der Stadtgemeinde Köln auf Befreiung von der
Verpflichtungzur Aeitragsleistung zu den Kosten der Provinzial-Irrcnpflege und der Tilgung
der Bauschuld der Pruvinzial-Irrenanstalten. Nr. 109 und 133 der Drucksachen. Berichterstatter:
AbgeordneterZweigert.

21. Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die Anträge auf Uebernahme folgender4 Straßen:
Essen-Gelsenkirchen,Andernach-Maycn, Odenthal-Schlcbusch,Steinstratz-Titz als Provinzial-
straßen. Nr. 44 und 136 der Drucksachen. Berichterstatter: AbgeordneterScheidt.

22. Antrag der I. Fachcommissionzur Beschwerde des Straßenaufschers a. D. Vogt in Elbcrfeld
über feine Entlassung aus dem Dienst ohne Pension. Nr. 135 der Drucksachen, Bericht¬
erstatter: Abgeordneter Kunz.

23. Antrag der I. Fachcommissionzum Antrage des Professors Stiller in Düsseldorf auf Ankauf
der von der Jury zum Ankaufe empfohlenenEntwürfe für ein Kaiser-Wilhelm-Dcnkmal in
der Rheinvrouinz. Nr. 134 der Drucksachen. Berichterstatter: AbgeordneterQuack.

24. Antrag der II. Fachcommifsionzu der von dem Gemciudeoberförstervon Metzen vorgelegten
Denkschrift über die Lage der Gemeiudeforstbcamten, Nr. 120 der Drucksachen. Bericht¬
erstatter: AbgeordneterGraf von Fürstenberg-Stammhcim.

VorsitzenderFürst zu Wird: Meine Herren! Die Sitzung ist eröffnet. Eingänge habe
ich nicht mitzutheilen, folglich kommen wir sofort zu Nr. 2 der Tagesordnung:

„Bericht der Commissiondes Provinziallandtages zur Vorbcrathung der Petitionen,
betreffenddie Kanalisirung der Mosel, Saar und Lahn. Nr. 114 der Drucksachen."

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteAndreae. Ehe ich dem Herrn Berichterstatter
Andreae das Wort gebe, wollte ich noch mittheilen, daß in unserer Tagesordnung 3 kleine Druck¬
fehler eingelaufen sind. Es heißt in Nr. 5 in der zweiten Zeile: „Pensionirung der Gemeindcbeamten
„und", statt „in" den Landgemeinden betreffend. Dann ist noch in Nr. 8 vergessen die Nr. 3
unserer Drucksachen anzusetzen, also Nr. 3, 113 und 121. Und endlich ist in Nr. 18 am Anfang
der zweiten Zeile statt: „Vcrufscommifsion" zu fageu „Berufungscommission". Diese Druckfehler
sind in der Schnelligkeit mit uutergclaufen, sie konnten nicht mehr corrigirt werden.

Wir gehen nun zu Punkt 2 unserer Tagesordnung:
„Bericht der Commission des Provinziallandtages zur Vorberathung der Petitionen,
betreffend die Kanalisirung der Mosel, Saar und Lahn"

über. Der Herr Berichterstatter hat das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterAndreae: Meine Herren! Sie haben durch Beschluß vom

2. Dezember die Petitionen der Vereine zur Wahrung der gemeinsamenwirthschaftlichen Interessen
in Rheinland und Westfalen, von der nordwestlichenGruppe des Vereins deutscherEisen- und
Stahlindustrieller und von dem Verein deutscher Eisenhüttenleute an eine Commission aä Koe
verwiesen. Dieser selben Commissionsind noch überwiesen worden die Petitionen des Oberbürger¬
meisters und der Stadtverordneten der Stadt Trier vom 16. November d. I., ferner eine
Petition zahlreicherBewohner der Ortschaft Treis und ihrer Umgegend von, 7. Oktober d. Is.,
und zuletzt eine Petition zahlreicher Bewohner der Ortschaften Trarbach, Traben und Zell an der
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Mosel vom Dezember d. Is. Meine Herren! Der Hauptgrund, weshalb Sie diese wichtige uns
alle schon lange bewegende Frage einer Commissionüberwiesenhaben, war der, daß in der ersten
Sitzung verschiedene Einwendungen laut wurden. Die Commissionist in einer Weise zusammen¬
gesetzt gewesen, daß alle Bezirke, deren Interessen durch die Kanalisirung der Mosel berührt
werden, vertreten waren und alle die verschiedenenEinwände dieser Bezirke sind dort in längeren
Erörterungen vorgebracht und geprüft worden. Es ist den Bezirken volle Gelegenheit gegeben
worden ihre Bedenken zum Ausdruck zu bringen. Ich werde nun nicht umhin können, wenn
ich mich auch kurz fassen will, die Bedenken, die die einzelnen Bezirkegehabt haben noch einmal
zu rckapitulircn. Die Bezirke, um die es sich handelt sind der AachenerKohlen- und Eisen¬
bezirk, der Bezirk des Lahnthalcs, der Bezirk des Siegerlandes nnd eines Theiles des Saar-
gebietes, nämlich des von der Saar abgelegenenTheiles des Saarrcviers.

Die Einwände der Bezirke sind in einer späteren Cummissionssitzungformulirt und
von den verschiedenenVertretern acceptirt worden und wenn ich diese Einwände vorbringe,
fo kann ich nicht umhin, Ihnen dieselben wörtlich vorzubringen, wie sie oben acceptirt
worden sind.

Der Vertreter des Aachener Bezirkesgab der BefürchtungAusdruck,daß die Kaualisirung
der Mosel der eigenen Erzeugung im niedcrrheinisch-westfälischen Bezirke in solchem Maße zum
Vortheil gereichen werde, daß die Aachener Eisenindustrie, welche schon jetzt erheblich höhere
Entstehmigskosten habe, in ihrer Concurrenzfähigkeit gefährdet werde. Nothwendig sei es
alsdann, daß diese dem ersteren Bezirke so ungünstige Verschiebungdurch anderwcitc Regelung
der Frachttarife ausgeglichenwerde.

Meine Herren! Es wurde dem gegenüber von der anderen Seite erwidert, daß im
Allgemeinen die Lage der Eisenwerke des Aachener Bezirkes eine sehr günstige sei, sie lägen
thcilwcise auf den Gruben, sie arbeiteten theilwcife mit eigenen Kohlen und eigenen Erzen.
Ferner seien die Eisenbahnfrachtenzur Beziehung von LothringischenEisenerzen verhältnismäßig
gering. Der Aachener Bezirk läge zudem nahe an Antwerpen, also der Export des Aachener
Bezirkes werde dadurch erleichtert. Das also waren die Einwürfe und die Hauptentgegnung,

Der Vertreter des Lahnthales erkannte an, daß die Interessen des Eisenerzbergbaues
daselbst von dem Ergehen der niederrheinisch-westfälischen Eisen- uud Stahlindustrie in hohem
Grade abhängig seien. Von der Kanalisirung der Mosel aber, durch welche es dem letzterenBe¬
zirke ermöglicht werde, Minette aus Lothringen sehr erheblich billiger als bisher zu beziehen,drohe
dem Lahnbezirkeschwere Schädigung insbesondere dann, wenn nicht gleichzeitig auch die Lahn
kanalisirt werde. Auch wenn dies — wie allseitig als nothwendig anerkannt wird — geschahe, so
bliebe doch nicht ausgeschlossen, daß dem Lahnbezirke aus der Mosel- und Lahn-Kanalisirung mehr
Schaden als Nutzen erwachse und in diesem Falle erübrige nur, daß dringend auf eine entsprechende
Ermäßigung der Eisenbahnfrachtsätze der Kohlen und Coakse für den Lahnbezirkhingewirkt werde.

Ich werde die Einwände des Siegerlaudes zugleich mit berühren.
Der Vertreter des Siegerlaudes erkannte an, daß zur Aufrechterhaltung der Export¬

fähigkeit des niederrheinisch-westfälischen Eifcn- und Stahlgewerbes eine Verbilligung des Bezuges
der lothringischenMinette unumgänglichnothwendig sei. Sein Bezirk aber, dessen Qualitätserze
durch die Einführung des Thomasprozessesohnehin schon zu leiden gehabt hätten, werde dann
nothwendig durch Herabsetzungder Kohlen- uud Coaksfrachtenzu entschädigen sein.

Meine Herren! Was theilweiseauch schon aus den Aeußerungen der Herren hervorgeht,
darf noch einmal hier hervorgehoben werden, daß, würde die rheinisch-westfälischeHochofen-Industrie
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mangels der Herstellungeiner Wasserstraßeder Möglichkeit, Minette billiger als bisher zu beziehen,
beraubt, sie dem Niedergange entgegengehen,und der Erzbau der Lahn und der Sieg in Mit¬
leidenschaftgezogenwerden würde. Dies würde in noch verstärkterem Maße geschehen,wenn
durch den Mangel eines billigen Bezuges der Minette die Exportfähigkeitunserer großen rheinisch¬
westfälischen Eisenindustriebeschränkt würde. Die rheinisch-westfälischeEisenindustrie bleibt vor
wie nach auf den Bezug von Erzen aus dem Lahn-, Sieg- und Dill-Bezirk angewiesen,die aus
Lothringen bezogenen Minette werden vorzugsweisedie Einfuhr ausländischerNasenerzebeschränken.
Daß dies so sei, ist auch voll und ganz in dein Bezirks-Eifeubahnrathe,der vor kurzer Zeit in
Köln stattfand, und wo Vertreter der verschiedenen Bezirke zugegen waren, anerkannt worden.

Meine Herren! Wenn in den eben angezogenen BezirkenAachen, Sieg und Lahn die
Interessen nicht zu divergiren schienen,so ist das nicht der Fall im Saargcbiet. Bedenken im
Saargebiet wurden wesentlich nur geäußert aus einem Bezirk, der nicht uumittelbar an der Saar
liegt und dem also durch Kanalisirung der Saar direkte Vortheile nicht zustießen würden. Der
betreffendeVertreter hat sich folgendermaßen geäußert, — ich muß mich wieder auf den Bericht
beziehen: — Der Vertreter des von der Saar abgelegenen Theiles der Saarkohlenrevicrs
(Ottweiler) wies darauf hin, daß, weil das dort — in Neunkirchen— befindliche Eisenwerkvon
dem zu erbauendenKanal nicht berührt werde, dasselbe von diesem keine Vortheile, wohl aber die
schwerwiegendsteSchädigungzu gewärtigenhabe. Wenn, wie anzunehmen, die Minette um 1,50 M.
billiger nach Westfalen gefahren werde, so müsse an dieses Eisenwerk bald die Nothwendigkeit
herantreten, die Hochöfen nach Lothringen zu verlegen, was im Interesse der ansässigen Arbeiter¬
bevölkerungaufs Tiefste zu beklagen sein würde. Ebenso befürchtet die staatliche Kohlenindustrie
an der Saar durch den Kanal wettbewerbsunfähigund in die Nothwendigkeitversetztzu werden,
die Arbeiter in größerer Zahl zu entlassen; in diesem Sinne habe sich im Jahre 1886 die Saar-
brüÄer Bergwerksdirektionund das Oberbergamt zu Bonn gutachtlich ausgesprochen. Auch die
Landwirthe des Kreises Ottweiler seien größtcntheils Gegner des Kanals, da derselbe durch die
Ermöglichung billiger Getreideeinfuhr unserer Schutzzollpolitikwiderspreche. Nicht minder seien
die Kleingewerbetreibendender Befürchtung, daß' infolge des durch den Moselkanalherbeigeführten
Niederganges der Industrie im Hinterland« der Saar eine Schädigung ihrer Interessen eintreten
werde, auch die Vertreter der Forstwirthschaftseien nicht für den Kanalbau eingenommen.

Meine Herren! Demgegenüber haben sich zwei andere Vertreter des Saargebietes —
in der Commission befanden sich nämlich 3 Vertreter des Saargcbietes — ganz entgegengesetzt
ausgesprochen. Sie vertraten die Ansicht, daß man sich an der Saar selbst nur Vortheile von
der Kanalisirung verspreche;die Eisenwerkeversprächensich Vortheile von einer reichlicheren und
billigeren Versorgung von Coaks; es wurden in der Commission Schriftstückevorgezeigt aus
verschiedenen Quellen, woraus erhellte, daß die fiskalischen Kohlemverkc nicht im Stande gewesen
sind, das Bedürfniß zu befriedigen, und daß als« aus Mangel an Coaks eine wünschenswerthe
Ausdehnung der dort befindliche,! Werke hat unterlassen werden müssen. Der Absatz von Kohlen,
werde, wie von dieser Seite behauptet wurde, durch die Kanalisirung kaum beschränkt werden. Der
Saartohle bleibe doch immerhin der Vursprung der kürzeren Entfernung gegenüber der Nuhr-
tohle, die zndcm zum Transpurt nach Trier und darüber hinaus die Strömungen des Nheines
und der Mosel zu bekämpfe,:habe. Außerdem bleibe aber der Saartohle auch noch das jetzt
bestehende Monopol, den Bedarf nach der Schweiz und über die Schweiz hinaus, nach Italien
zu decken, und der ganze Nordosten Frankreichs. Ferner wurde hervorgehoben,daß ein großer
Vortheil für die Eisenweite des Saargebictes durch die Kanalisirung entstände, indem dadurch
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dem Export neue Wege geschaffen würden. Die Handelskammer von Saarbrücken habe häusig
bitter beklagt, daß in ihrem Gebiete ein Wasserwegnach deu Seehäfcu fehle, der jetzt alfu durch
die Kanalisiruug der Saar durch Mosel und Rhein nach Antwerpen und Rotterdam iu Aus¬
sicht stände. Es wurde ferner hervorgehoben, daß zahlreicheandere Industriezweige des Saar-
gebicts, z. B. Eement, chemischeFabriken, Glasindustrie, aus der besseren Verbindung mit dem
Rheine entschieden nur Vortheile ziehcu würden, und was die Land- und Forstwirthschaft
betreffe, fo feien Bedenken aus diesen Kreisen nicht bekannt geworden, und sie würden nach
Ansicht der Herren auch uicht erwartet, uud an das Brodloswerdcu der Bergleute des angezogenen
Reviers tonne man nicht glaubeu.

Meine Herren! Es wurde anerkannt, daß das im Ottweiler Bezirk gelegeneWerk
Neuenkircheneine Schädigung erleiden könne, weil es von dem Kanal etwa 20 Km entfernt
liege, aber immerhin würde auch dieses Werk durch deu Kaual ciuen billigeren Bezug seiucr
Erze ermöglichen.

Meine Herren! Soweit gehen in Kürze die vorgebrachtenBedenken und die Gegen-
erklärnngcn. In unserer Commission hat sich nun an dicfe Erürteruugcn eine Besprechung
über den allgemeinen Werth der Wasserstraßen gereiht uud es wurde von allen Mitgliedern
einstimmig die Nützlichkeit der Wasserstraßen für das Allgemeine anerkannt; es wurde auerkaunt,
daß, weun Deutschland nicht hinter anderen Industrieländern zurückbleiben wolle, es dann auch
auf die Ausbildung seiner Wasserstraßen, wenigstens darauf Bedacht nehmen müsse, daß solche
Ströme, die für die Schifffahrt geeignet wären, auch dauernd schiffbar erhalten würden.
Namentlichwurde aber ganz speziellauf die Wichtigkeit der Kanalisiruug der Mosel hingewiesen,
immer unter der Voraussetzungder Kanalisirung der oberen Saar, und auch unter der Voraus-
fetzung der Kaualilirung der Lahn, uamentlich alfo auf die Wichtigkeit der Kanalisirung
hingewiesenauch in Bezug auf den Nutzeu, den die Ufer der Mosel selbst von dieser Kanalisirung
haben würdcu. Es würde dort die Ausfuhr der Saud- und Hausteine ohne Zweifel eine
Steigerung erfahren, der Landwirthschaft würde der Kanal zum Nutzen gereichen namentlich
dadurch, daß er den Bezug von künstlichem Dünger erleichtere, die Abfuhr des Holzes werde
gefördert und es wurde auch auf eiue bessere Neute der Eichenwaldschälungen hiugewieseu,dadurch,
daß der Holzkohle eiu neues Absatzgebietin Holland durch die Herstellung des Kanals
eröffnet würde.

Vor allem aber, meine Herren, wurde in der Commissiou nochmals auf die enorme
Bedeutung hingewiesen, die der Kanal für die Eisenindustrie, sowie für den Kohlenbergbau
Rheinlands und Westfalens hätte. Es wurde betont, daß Kohle und Eisen die Grundlage der
Industrie feien und die billigen Verbindungen dieser beiden Rohprodukte ein wesentliches
Erforderniß feien und wesentlich zur Blüthe eines Landes beitragen können.

Meine Herren! Ich komme hier auf einen Punkt, der bereits ausführlich erörtert
wurdeu ist in uuscrer früheren Sitzung von dem Herrn AbgeordnetenLueg, und ich will es
daher unterlassen, das zu wiederhole», was in der damaligen Sitzung fchon gefagt worden ist.
Ich möchte nur einen Pnnkt nochmalshervorheben,und zwar den, daß, wenn der billige Wasser¬
weg zum Bezug der Miuctte vorhanden ist, dann 15 bis 20 Millionen Mark im Lande bleiben
werden, die sonst durch deu Bezug ausländischerErze dem Auslande zu Gute kommen,und daß
hier also vom nationalukonumischcnStaudpuuttc eine wesentliche Verbesserung unserer Handels¬
bilanz zu erblickeu ist.

Meiue Herren! Ich komme zum Schlüsse. Die Befürchtungen, welche die Mitglieder
der Cummifsiun der verschiedenen Bezirke, des Aachener, der Lahn nnd des Siegerlandes und
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eines Theiles des Saargebictes zum Ausdruck brachten, habcu ja in der Diskussion innerhalb
der Commission nicht vollständig gehoben werden können, indeß hat sich die Commission doch
einstimmig — ich muß das betonen — über den Antrag geeinigt, der Ihnen hier in der
Druckvorlageunterbreitet wird. Ich möchte bitten, daß Sie mit derselben Einstimmigkeit hier
im Plenum diesen Antrag annehmen. Ich bringe den Antrag zur Verlesung: -

1. Provinziallandtag wolle aus Veranlassung der zahlreichenPetitionen, mit welchen
er um sein Eintreten für die Kanalisirnng der Mosel angegangen worden, zu
erklären beschließen:

a) daß die Ausführung des Projektes der Kanalisirnng der Mosel als eine der
Land- und Forstwirthschaft wie dem Weinbau au der Mosel und dem Rheine
nützliche, dem Handel dieser Gegenden in hohem Maße fördcrsame, der
Industrie derselben dringend benöthigte Verkehrsvcrbesserungzu erachten sei,

Ii) daß aber mit der Kanalisirnng der Mosel die der Saar und der Lahn
verbunden werden müsse, da diese Flußgebiete, wenn dieselben an die kanalisirte
Mosel nicht durch eine für den Lastenverkehr gleich geeignete Wafferkraft
angeschlossen würden, den schwersten wirthschaftlichenSchädigungen ausgesetzt
sein würden,

o) daß, wenn die Kanalisirnng der Mosel, Saar und Lahn eine Umgestaltung
der Verkchrsverhältnisse zur Folge haben sollte, welche den wirthschaftlichen
Interessen der Bevölkerung im Gebiete der letzteren beiden Flüsfc, an der
Sieg, der Dill oder in Gegenden des Regierungsbezirkes Aachen zn em¬
pfindlicher Schädigung gereichen würde, erwartet werden dürfe, daß die
KöniglicheStaatsrcgierung folchen Schädigungen— durch andcrweiteRegelung
der Frachtsätzefür den Lastcnverkchrvon und nach den betreffendenGegenden
— abzuhelfen nicht versagen werde;

2. Provinziallandtag wolle den Provinzialausschuß beauftragen, diese Erklärung der
KöniglichenStaatsrcgieruug zu übermitteln.

Meine Herren! Ich empfehle Ihnen diesen Antrag zur Annahme.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Ich eröffne über diese Anträge die

Diskussion, indem ich noch bemerke, daß es wohl unter d. heißen muß „Wasserstraße" statt
„Wasserkraft". (Berichterstatter Abgeorduetcr Andreae: Ich habe es schon so verlesen.) Ich
gebe dem Herrn Abgeordneten Conze das Wort.

Abgeordneter Conzc: Meine Herren! Gegenüber dem sehr erfreuliche,:Resultate der
Commissionsberathung,die, wie Ihnen der Herr Referent ausdrücklich berichtet hat, zu einer
einstimmigenAnnahme der uns vorgeschlagenen Anträge geführt hat, glaube ich mir die Freiheit
uehmeu zu dürfen, der Vcrfammluug eine Verzichtleistung auf die Diskussion zu empfehlen.
(Bravo!) Schwerlichwerden wir uns gegenseitigüberzeugen, wenn es sich um eiuzclne Fragen
der Technikoder des lokalen Interesses handelt. Es ist aber auch von Seiten der Cvmmission
in einer so freundlichenWeife auf die Bedeuten der Gegner Rücksichtgenommen, daß ich
glaube, auch in dieser Bezichuug den Antragen ein hohes Lob zollen zu sollcu, und so gestatte
ich mir, dem Hause vorzuschlagen, daß wir diesen Antrag der Commission ohne Diskussion
on dloo annehmen möchten. (Bravo!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist ein Antrag auf on dloo-Annahme der Anträge
gestellt. Ich frage, ob Jemand sich gegen diesen Antrag erhebt? — Es ist nicht der Fall;
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dann stelle ich die ganzen Anträge en dloo zur Abstimmung, und bitte diejenigen Herren,
welche dagegen sind, sich, zn erheben. — Es erhebt sich Niemand; der Antrag ist, wie er in seinen
vier Theilen vorliegt, sn Klo« angenommen, (Bravo!) Wir kommennunmehr zum drittm
Punkt der Tagesordnung:

„Bericht des Provinzialausschusses über die Ausführung des Beschlusses des 35.
Provinzillllllndtages, betreffenddie Befugnisse der Provinzialverbande, für das au
Milzbrand fallende Rindvieh Entschädigung zu leisten".

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Graf von Fürstenberg-Stammheim.
Der Herr Berichterstatter hat das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Graf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!

Nachdemdas Gesetz vom 23. Juni 1880 betreffend die Unterdrückunguud Abwehr von Vieh¬
seuchen und das Ausführungsgcsetzvom 12. März 1881 erlasseu worden war, gab sich in den
landwirthschaftlichcnKreisen eine gewisse Mißstimmung darüber kuud, daß in diesemGesetz
nicht auch der Milzbraud mit crwähut sei, und daß hinsichtlich des vom Milzbrand befallenen
Rindviehs weder die Zwangsbcstimmungen des Reichsgesetzesvom 23. Juni 1880 noch die
fakultativen Bestimmungen des preußischen Ansführungsgesctzes zur Auwcudnug gelangen
konnten, indem man überzeugt war, daß bei der genannten Seuche die Gefahr der Ausbreitung
mit ihren Folgen ebenso nahe liege, wie bei Lungenseucheuud Schafpockcn, Der 29. Pro-
vinziallnndtag beschloß deshalb aus Anlaß einer Petition des RheinischenBauernvereins am
?. Dezember 1883 den Provinzial-Verwaltungsrath zu beauftrage», dem nächsten Landtage
darüber Bericht zu erstatten, ob im Wege der Abänderung der Gesetze vom 23. Juni 1880
und 12. März 1881 eine weitere Ausdehnung der Entschädigung resp, der Zwangsversicheruug
gcgeu Viehschädenauzustrebcu sei. In Verfolg dieser Petition beschloß der Prouinzial-Verwal-
tungsrath, dem 31. Provinziallandtag — es geschah in der Sitzung vom 9. November 1885
— den Vorschlag zu macheu, beim Königlichen Staatsministerium zu beantragen, daß die
Reichsgesetzgebungdahin abgeändert werde, daß für den Milzbrand diejenigen Bestimmnngen
für maßgebend erklärt werden, welche für Lungenfcnchegclteu. Auf die desfallfige Eiugabe
erwiderten die Herren Minister für Landwirthfchaft nnd des Innern, die betreffendenRessort¬
minister, am 15. Februar desselbenJahres, daß dem Antrage des Provinziallandtages keine
Folge gegeben werden könne, weil die von Milzbrand befallenen Thiere dieser Krankheit in
der Regel rasch erliegen und das Contagium sich nicht über den Seuchenort auszudehnen Pflege,
weshalb gegen die Besitzer von milzbrandkrankenThieren kein polizeilicher Zwang ausgeübt
werde, der einen Anspruch auf Entschädigungrechtfertige; die Verluste an Milzbraud erschienen
daher als Zufälle, welche der Besitzer zu tragen habe; es würde außerdem nicht gerechtfertigt
sein, die Gesammtheit der Vichbesitzer durch eine gesetzlicheVorschrift zu zwingen, eine Ent¬
schädigungfür die an Milzbrand gefallenen Thiere aufzubringen, weil diefe Krankheit durch
erbliche Schädlichkeit«,hervorgerufen werde und nur in wenigen Ortschaften aufzutreten pflege.
Angesichts dicfer ablehnenden Haltung der Staatsregierung gegeuübcr der reichsgefetzlichen
Regelung der Angelegenheit beschloß der Provinzinl-Vcrwaltungsrath nach wiederholten Be¬
rathungen und im Hinblick auf den Umstand, daß durch das würtembergischeGesetz vom
?. Juni 1885 eine Entschädigung für an Milzbrand gefallene Thiere gewährt wird, bei der
KöniglichenStaatsregierung wiederholt den Antrag zu stellen, daß der §. 22 des preußischen
Änsführnngsoesetzcsvom 12. März 1881 dahin ausgedehnt werde, daß den Provinzialvcrbänden
die Ncfugniß beigelegt werde, für an Milzbrand gefallenes Vieh eine Entschädigung zu
gewähren, wie dies für an Pocken gefallene Schafe gesetzlichbestimmt ist.
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Aber auch dieser Antrag, welcher am 27. September 1886 eingereichtwurde, fand nicht
die Zustimmung der Herren Ressortminister, sondern wnrde durch Neskript derselben uom
20, Mai 1887 abgelehnt, indem besonders hervorgehobenwurde, daß'der Milzbraud nur in
einzelnen Gegenden der Provinz auftrete, und es unbillig sei, die Gesammtheit der Vichbcsitzcr
für diese örtlichen Schäden eintreten zu lassen.

In letztererBeziehung muß bemerkt werden, daß nach den statistischen Ermittelungen
diese Vorausetzuug uicht zutrifft, sondern die Milzbrandtrantheit in allen Negieruugsbezirkcn
der Rheinprouinz ziemlich regelmäßig auftritt.

Es kam die Sache nochmals an den 33. Provinziallandtag, dieser nahn: iu der Sitzung
vom 11. Februar 1888 von den bisherigen Verhandlungen Kenutuiß und ermächtigte den
Prouinzial-Verwaltungsrath, die Angelegenheit zu vcrfulgeu und wiederholt dahin zu wirkeil,
daß den Provinzialverbänden durch Ausdehnung des Z. 22 des Ausführuugsgesetzes vom
12. März 1881 auf das an Milzbrand fallende Rindvieh die Möglichkeit gewährt werde, für
letzteres Entschädigungzu leisteil. Der Prouinzial-Verwaltungsrath konnte sich der Ueberzeugung
nicht verschließen,daß es sich hier uicht um eine nur einzelne Gegenden der Provinz betreffende
Lokalangclegenheit,fondern, wie die wiederholt und einstimmig gefaßten Beschlüsse der Gcsammt-
Vertretung der Provinz beweisen, um eine für die ganze Provinz in hohem Grade wichtige
Sache handelt und beschloß deshalb, den schon so oft gestelltenAntrag auf endliche Regelung
der vorliegenden Frage wieder iu Anregung zu bringen.

Leider erging auch hierauf ein ablehnender Bescheid unterm 19. Mai 1888.
Bei dieser Sachlage stellte im 35. Provinziallandtagc der AbgeordnetePflug den schon

so oft abgelehnten Antrag: „Der hohe Landtag wolle beschließen,den Provinzialausschuß zn
beauftragen, bei der KöniglichenStaatsrcgieruug von Neuein vorstellig zu werden, daß den
Pruvinzialverbänden die Befugniß ertheilt werde, für das an Milzbrand fallende Rindvieh in
ähnlicher Weife Entschädigungzu gewähreu, wie für die wcgeu Rotz getödtctcn Pferde uud das
wegen Luugenfeuchc getüdtetc Rindvieh".

Der I. Fachausschuß schloß sich dem Antrage des Herrn Abgeordneten an uud so
wurde dieser Antrag in der Sitzung uom 19. Dezember1888 einstimmig zum Beschluß erhoben,
so daß an einer Bejahung der Bedürfnißfrage auch uicht der geringste Zweifel mehr bestehen
konnte, weshalb die Provinz auf eine wohlwollende Aufnahme bei der Königlichen Staats-
regierung glaubte rechneu zu dürfen. Aber auch hierauf wurde wieder eiu ablehnender Bescheid
ertheilt unter dem 5. Juni 1889, es wurde gesagt, daß es bei dcu früheren ablehnendenBescheiden
sein Bewenden haben müsse. Da nach der amtlichen Viehseuchen-Statistikder Milzbrand im Jahre
1888 in der Nheinprovinzin 109 Gemeinden und 121 Gehöften aufgetreten und außer einem Pferd
und 2 Schweinen zusammen nur 142 Rinder daran erlegen seien, gegenüberder in der Rheinprovinz
vorhandenenZahl von 3290 Gemeinden und 1 000 000 Stück Rindvieh, könne die Verbreitung
des Milzbrandesnicht als umfangreich bezeichnet werden, auch erschienen die Verluste als vereinzelte
und sei es nicht gerechtfertigt, der Gesammtheit der Viehbesitzerdie Pflicht aufzulegen, hierfür
aufzukommen.

Angesichts dieser Entscheidung glaubte der Provinzialausschuß, in der Sache vorläufig
nichts weiter thun zu sollen. Mittlerweile aber hatte der hohenzollernscheCommunalverband
ebenfalls mit gleich ungünstigem Erfolge, wie die Anträge aus dem rheinischen Provinziallandtage,
bei der Königlichen Staatsregierung die Ausdehnung des §. 22 des Gesetzes vom 12. März 1881
auf die an Milzbrand gefallenen Thiere beantragt, und waren die gleichen Gründe für die
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Ablehnung seitens der KöniglichenStaatsregierung geltend geinacht worden. Im Anfange dieses
Jahres änderte sich die Sachlage in der Weise, daß durch den AbgeordnetenGraf im preußischen
Abgeordnetenhauseam 25. April ein Gesetzentwurfeingebracht wurde, betreffenddie Entschädigung
für die an Milzbrand gefallenenThiere, welcher dem hohenzollernschen Eommunalverlmnd das
Recht giebt, für die an Milzbrand gefallenen Thiere, Pferde und Rindvieh, in den im Reichs-
gesetz vom 23. Iuui 1880 vorgeschriebenen Fällen eine Entschädigung zu gewähren. Der Herr
AbgeordneteFritzen glaubte damals, den Antrag auf Ausdehnung des Gesetzes auf unsere Provinz
stellen zu sollen, hat denselbenaber aus Opportunitätsrücksichtenwieder zurückgezogen,damit das
Gesetz nicht auch für die hohenzollernschenLande zu Falle käme. Nach Annahmedes Gesetzentwurfes
für die hohenzollernschen Lande in den beiden Häusern des Landtages wurde sowohl vom Herren¬
hause wie auch vom Abgeordnetenhausein Form einer Resolution beschlossen, die Königliche
Staatsregierung zu ersuchen, in der nächsten Session einen Gesetzentwurfeinzubringen, welcher
den Geltungsbereichdes Gesetzentwurfes,betreffenddie Entschädigungfür an Milzbrand gefallene
Thiere, auf die Prouiuzialverbände der gesammten Monarchie übertragt.

Es muß hervorgehobenwerden, daß der Herr Minister für Landwirthschaft, Domainen
und Forsten bei der Berathung des Gesetzentwurfserklärt hat, daß gegen den Erlaß des Gesetzes
für Hohenzollernmit Rücksichtauf die dort bestehenden Verhältnisseein Widerspruchseitens der
Königlichen Staatsregierung nicht erhoben werde, und hinzugefügt, daß von dem Provinzialverband
der Nheinprovinz, wo ja ähnliche Verhältnisse obwalten, parzcllirter Besitz, dichte Bevölkerung
und dergl,, ein analoger Antrag an die Königliche Staatsregierung gekommen sei, um auch dort
die Möglichkeit, eine Entschädigungfür Milzbrandseuchenfällezu gewähren, einzuführen. Aus den
weiteren Aeußerungen des Herrn Ministers ergiebt sich, daß, wenn auch eine Ausdehnung des
Gesetzentwurfsauf die ganze Monarchie auf Bedenkenstoßen würde, doch der Erlaß für einzelne
Provinzialverbände leichterzu erreichen sei.

Es dürfte sich deshalb empfehlen, der KöniglichenStaatsregierung einen für die Rhein¬
provinz geltenden Entwurf eines Gesetzes vorzulegen und um dessen Annahme zu ersuchen. Ein
solcher Entwurf, welcher sich dem für Hohenzollern beschlossenen Gesetze wesentlich anschließt,
ist dem Berichte des Provinzialausschusscsbeigefügt. Ich darf mir wohl erlauben, den Entwurf
gleich vorzulefen. Der Entwurf des Gesetzes lautet:

Entwurf eines Gesetzes,
betreffenddie Entschädigungfür in Folge von Milzbrand gefalleneoder getödteteThiere.

Artikel I.

Die Vertretung des Provinzialverbandes der Rheinprovinz kann beschließen, für an
Milzbrand gefallenePferde oder Nindviehstücke, oder für getödteteThiere dieser Gattung, welche
sich bei der thierärztlichenObduktion als mit Milzbrand behaftet erweisen, nach Maßgabe der
folgenden Vorschrifteneine Entschädigungzu gewähren:

1. Die Entschädigungdarf ^/» des durch Schätzung festgestelltengemeinenWerthes des
Thieres nicht übersteigen.

2. Keine Entschädiguug wird gewährt in den Fällen des §. 61 Nr. 1 und 2, ß. 62
Nr. 2, ß. 63, sowie im Fall vorsätzlicher oder fahrlässigerZuwiderhandlung gegen die
Vorschriftender §§. 31 und 32 (Milzbrand) des Neichsgesetzes betreffenddie Abwehr
und Unterdrückungvon Viehseuchen vom 23. Juni 1880 (Neichs-Gesetzblatt Seite 253).
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3, Zur Bestreitung der zu leistenden Entschädigungen,sowie für die Kosten der Erhebung
und Verwaltung der Beiträge und der Schätzungen wird innerhalb des Verbandes
nach Maßgabe des vorhandenen Pferde- und Nindviehbestandesvon den sämmtlichen
Pferde- und Nindviehbesitzernein verhältnißmäßiger Veitrag aufgebracht.

Der Veitrag wird nicht erhoben für Thiere, welche dem Reich oder den
Einzelstaatengehören oder in Schlachtuiehhöfcnoder in öffentlichen Schlachthäusern
untergebracht sind.

Zur Bestreitung der Entschädigungen können auch die in Gemäßheit der
Bestimmungenin den A 15 u. ff. des Gesetzes vom 12. März 1881 (Gesetzsammlung
S. 128) zu Entschädigungen für wegen Rotzkrankheitoder Lungenseuchegetödtete
Pferde resp. Rinder angesammeltenFonds verwendet werden, jedoch mit der Maßgabe,
daß die von den Pferdebesitzernerhobenen Beiträge nur zur Entschädigungfür Pferde,
die von den NindviehbesitzernerhobenenBeiträge nur zur Entschädigungfür Rindvieh
verausgabt werden dürfen.

4. Die näheren Vorschriftenüber die Feststellungder Seuche, über den Betrag und die
Auszahlung der zu gewährenden Entschädigungen, wie über die Erhebung und Ver¬
waltung der Beiträge, sowie über die Schätzung der gefallenenoder getödteten Thiere
werden von der Vertretung des Prouinzialvcrbandes durch ein Reglement festgestellt,
welches der Genehmigung der Minister des Innern und für Landwirthschaft,Domaincn
und Forsten bedarf.

Artikel II.

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkündigungin Kraft.

Begründung.
Dieser Entwurf ist lediglicheine Nachbildungdes Z. 22 des Preußischen Gesetzes vom

12. März 1881 betreffend die Ausführung des Rcichsgesetzes vom 23, Juni 1880 über die
Abwehr und Unterdrückung der Viehseuchenin seiner Anwendung auf an Milzbrand gefallene
oder wegen Milzbrand getödtete Thiere.

Der Entwurf entsprichtdem von beiden Häusern des Preußischen Landtags für Hohen-
zollern beschlossenenGesetze.

Da es sich um ein Gesetz handelt, dessen Erweiterung resp. Abänderung mit großen
Schwierigkeitenverbunden ist, so ist die Entschädigung für Pferde aufgenommen worden. Ob
diefe Ausdehnung in der Praxis stattfinden wird, hängt von den weiteren Beschlüssendes
Provinziallandtags ab, welchen nicht präjudicirt werden soll. Es muß dem Provinzialausschuh
anheimgegebenwerden, diesen Entwurf in geeignet erscheinender Weise der KöniglichenStaats-
regierung vorzulegen,denselben auch zu ermächtigen,seiner Zeit die zur Durchführung des Gesetzes
erforderlichenBeschlüsse zu fassen, damit die Ausführung nicht auf zwei weitere Jahre ver¬
zögert wird.

Was zum Schluß die finanzielleSeite der Angelegenheitbetrifft, fo steht eine Belastung
der Viehbesitzer nicht in Aussicht, wenn die jetzigen Satze von 5 Pf. für das Stück Rindvieh
beibehalten werden. Im Geschäftsjahre 1889/90 sind an Beiträgen 48 528 M. 8? Pf, erhoben
worden, während Entschädigungennicht zur Auszahlung gelangten, so daß der Fonds gegenwärtig
die Höhe von 638 635 M. 10 Pf. erreicht hat. Hinsichtlichder Pferde sind im Vorjahre an
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Beiträgen 44146 M. 70 Pf. eingegangen, an Entschädigungen 28191 M. 76 Pf. verwendet
worden und beträgt der Fonds zur Zeit 103 374 M. 02 Pf.

Der Provinzialausschuß beehrt sich deshalb den Antrag zu stellen:
„Der Provinziallcmdtag wolle von den bisherigen Verhandlungen Kenntniß nehmen
und den Provinzialausfchuß beauftragen, bei der Königlichen Staatsregierung unter
der Vorlage des in der Anlage beigefügten Gefetzentwurfsüber die Entschädigungfür
an Milzbrand gefallene oder getödtete Thiere die Angelegenheit weiter zu verfolgen,
und denselben zugleichermächtigen, nach Erlaß des betreffendenGesetzes die zur
Durchführung desselbenerforderlichenBeschlüsse zu fassen, das Reglement zu erlassen
und die Genehmigung desselbenan zuständigerStelle zu beantragen".

Die zweite Fachcommission hat nun in ihrer Sitzung vom 9. ds. Mts. einstimmig
beschlossen,den Antrag des Provinzialausschusscsdem hohen Landtage zur Annahme zu empfehlen.
Desgleichenhat sie auch beschlossen, dem hohen Hause den Wunsch der Herren Nessortministerin
dieser Angelegenheit mitzutheilen,wie solcher in einem Schreiben des Herrn Ober-Präsidenten vom
22. November ds. Is. an den Herrn Landesdirektor, Geheimrath Klein in Düsseldorf, gerichtet
worden ist. Es heißt in dem Schreiben:

„Die Herren Minister für Landwirthschaft, Domänen und Forsten und des Innern
haben mich beauftragt, eiue Aeußerung des demnächst zusammentretendenProuinzial-
landtages darüber herbeizuführen, ob derselbe den alsbaldigen Erlaß eines derartigen
Gesetzes für die hiesigeProvinz als ein dringlichesBedürfniß erachtet".

Daß dieses dringende Bedürfniß vorhanden ist, meine Herren, beweist doch wohl der Umstand,
daß die Sache zu drei verfchicdenen Malen, 1883, 1886 und 1888 den hohen Landtag beschäftigt
hat, derfelbe sich auch, immer einstimmig,für den Erlaß dieses Gesetzes ausgesprochenhat.

Es wird daher auch Seitens der II. Fachcommissionnoch beantragt, das mit diesem
Antrage verbundeneSchreiben des Königlichen Herrn Ober-Präsidenten in dem gleichenSinne
beantworten zu lassen. Sodann erlaube ich mir noch, dem hohen Landtage Kenntniß davon zu
geben, daß zwei Petitionen, die die gleiche Materie behandeln und die ganz in dem Sinne des
Antrages des Provinzialausschusses sich aussvrecheu, eingegangen sind. Die eine Petition ist
gestellt vom rheinischenBauernverein, datirt Terportcn bei Hassum, den 24. November1890 und
unterzeichnetvon dem Herrn Vorsitzenden des rheinischenBauernucrcins, Herrn Freiherrn Felix
von Los. Die zweite Petition ist abgegangen von Wetzlar, den 27. November 1890 und ist
gestellt von dem dortigen Kreisthierarzt Herrn Scharmer. Diese Petitionen enthalten nichts
wesentlich Neues, sie schließe» sich, wie gesagt, dem Antrage des Provinzialausschussesauf Erlaß
eines derartigen Gefetzcs an.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ueber diese Anträge eröffne ich die Generaldiskussion.
Der Herr AbgeordneteFritzen hat das Wort.

AbgeordneterFritzen: Meine Herren! Nach den mir gewordenen Mittheilungen würde
ein solcher Gesetzentwurfmit Sicherheit auf die Zustimmung der KöniglichenStaatsregierung zu
rechnen haben, wenn nicht inzwischen durch den Wechsel im landwirthschaftlichenMinisterium eine
Aenderung der Ansichten eingetreten ist, Damit aber auch jeder formelle Anstand beseitigt wird,
dem Gesetzentwurfdie Zustimmung zu geben, ist es wichtig, daß er wörtlich übereinstimmtmit
demjenigenGesetzentwurf,welcher vom Landtage der Monarchie angenommen worden ist. Nun
ist im Gesetzentwurf,welcher uns vorliegt, ein Wörtchen ausgelassen. Ich habe hier den Gesetz¬
entwurf, wie er im Herrcnhaufeaugenommenworden ist, und da heißt es in Artikel1: „Milzbrand
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oder Naufchbrand". Die Worte „oder Nauschbmnd" sind auf Wunsch der Staatsregieruug in
den Entwurf für Hoheuzolleruhineingekommenund werden voraussichtlichauch in den Entwurf
für die Rhciuvrouinz von der Staatsregieruug verlangt werden. Der Naufchbrand ist eine dem
Milzbrand sehr verwandte Krankheit, er ist in vielen Fallen von Milzbrand fast gar nicht zu
unterscheiden. Nun ist, wie ich mich überzeugthabe, die Auslassungdes Wörtchens „Rauschbraud"
nicht absichtlich geschehen, sondern es ist eine bloße Omission, und es ist daher meines Erachtens
nützlich, wenn wir das Wörtchen „Naufchbrand", welches in dem für Hohenzollern erlassenen
Gesetz steht, auch in unsern Entwurf hiueinsetzen,weshalb ich mir erlaubt habe, einen derartigen
Antrag hier zu formuliren. Ich bemerke aber, meine Herren, daß ich, sobald sich von irgend
einer Seite gegen diesen Zusatz des Wörtchens „Nauschbraud" eiu Widersprucherhebt — ich hoffe
es uicht — den Antrag zurückziehe, weil ich die Verhandlungen durch diesen Zusatz in keiner
Weise auszudehnen beabsichtige.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Landcsdirektorhat das Wort.
Landesdirektor Klein: Meine Herren! Wir sind davon ausgegangen, daß man in

der Rheinprovinz nur den Ausdruck „Milzbrand" kennt; der Ausdruck „Nauschbraud"ist in Süd-
dcutschlandund in einigen Provinzen üblich. Ich habe Beides für identischgehalten und daher
für überflüssig erachtet, in den §. 1 das Wörtchen „Nauschbraud" einzufügen. Ich habe aber
kein Bedenkendagegen, daß Letzteresgeschieht.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteGraf von Vrühl hat das Wort.
Abgeordneter Graf von Brühl: Mciue Herren! Ich begrüße den Vorschlag mit

grußer Freude, ich glaube, daß alle Theile der Landwirthschaft sich freuen werden, daß endlich
einmal auf dem Gebiete des Milzbrandes ein Fortfchritt gemacht wird. Der Ausdruck „Nausch¬
braud" kommt doch auch vor und ist den Leuten bekaunt. Bedauerlichfinde ich es nur, daß in dem
Gesetzentwurfund auch in der Motivirung von der Entfchädigung des Milzbrandes bei Schweinen
nicht die Nede ist. Es ist möglich, daß das einige Schwierigkeit haben wird. Ich enthalte
mich einen Antrag zu stellen, möchte aber bemerken, daß wenn nach der vorhin vorgetragenen
Statistik bis jetzt die Anzahl der an Milzbrand gefallenenSchweine sehr gering zu sein fcheint.
dies in keiner Weise eine Sicherheit dafür gewährt, daß wirklicheine sehr geringe Anzahl von
Schweinen an Milzbrand krcpirt. Ich glaube, daß viele Leute die Umständlichkeitender Anzeige
fchenen, daß deshalb im Geheimen eine größere Menge von Milzbrandfällen bei den Schweinen
vorkommt. Ich wollte diesen Punkt nur anregen, ich bedaure, daß Seitens der Commission im
Berichte über die Schweine nichts gesagt ist, obwohl in den früheren Antragen ganz allgemein
von der Versicherungaller Haus- und Nutzthiere gegen Milzbrand gesprochen worden ist. Ich
hoffe auch, daß der verehrte Kollege Eich heute uicht wieder mit dem Vorwurfe komme»
wird, daß alle diejenigen, die für Ausdehnung eines Versichcrungszwangessind, Lcmdwirthe
hinter dem Katheder sind, und ich hoffe auch, daß er sich heute diesem Autrage nicht entgegen¬
stellen wird. Ich möchte zur Fassung des Gesetzes noch bemerken, es ist in einem Deutsch
verfaßt, welches nach meiner Ansicht schrecklich, ja barbarisch ist. Es kommen Sätze darin vor,
welche der alte Heyse jedenfalls jedem Tertianer anstreichen würde. Es ist für die fpätere
Benutzung wirklichein Uebclstand, wenn die Gesetze so gefaßt sind, daß sie der einfacheLand¬
wirth unmöglich verstehenkann. Ich bitte, daß doch später wenigstens der Gedanke angeregt
wird, ob nicht dem Gesetze eine etwas einfachere und klarere Fassung gegebenwerden kann.

Abgeordneter Eich: Ich bitte ums Wort. (Heiterkeit.)
VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Schieß hat das Wort.
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Abgeordneter Schleß: Meine Herren! Ich wollte nur eben bemerken: wenn der Herr
Landesdircktor gesagt hat. daß der Nauschbrand im Rheinland nicht bekannt sei, so ist in
unserer Gegend am untersten Theil des Nicdcrrheins diese verderblicheKrankheit leider nur zn
sehr bekannt, und fallen derselben in jedem Jahre viele Thiere zum Opfer.

Ich möchte daher bitten den Antrag der Fachcommissionmit dem Znsatze des Herrn
Abgeordneten Fritzen anzunehmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteDr. Hanicl hat das Wort.
Abgeordneter Dr. Hantel: Ich mochte nur hinzufüge», daß der Herr Minister für

Landwirthfchllft bereits Veranlassung genommen hat, eine besondere Commission, eine sogenannte
Rauschbrandcommissiun,zn bilden. Der Herr Minister hat einen Thierarzt nach Frankreich und
der Schweiz geschickt, nm dort Rauschbranduntersuchungenanzustellen. Iu Folge dessen sind
größere Impfungen vorgenommen wurden, besonders im Kreise Moers. Diese Impfungen haben
allerdings vorläufig »och zu keinem bestimmten greifbaren Resultat geführt, indeß hat die
Ausdehnnng des Nauschbraudes iu unserer Gegend am Niederrhein einen derartigen Umfang
genommen, daß es dringend wünfchenswcrth ist, daß der Antrag des Herrn AbgeordnetenFritzen
angenommen werde. Ich bitte die Herren dringend, diesen Antrag einstimmig anzunehmen.

Vorfitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Plettenberg
hat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Plettenberg: Ich möchte mir nur den Vorschlag einer
redaktionellen Abänderung in der Ueberschrift gestatten. Ich möchte vorschlagen, statt „Milz¬
brand oder Rauschbrand", was immerhin so verstanden werden könnte, daß es zwei verschiedene
Krankheiten wären, zu setzen „Milzbrand" und in einer Klammer dahinter „Ranschbrand".
«Widerspruch.)

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Eich hat das Wort.
Abgeordneter Eich: Meine Herren! Ich kann nicht erkennen, daß der Milzbrand in

irgend einer Beziehung zu der Krankenversicherungder Arbeiter steht, und finde mich nicht
veranlaßt, meine neulich ausgesprocheueAnschauung in irgend einer Weise zu modifizireu.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Landesdirektor hat das Wort.
Landesdirektor Klein: Meine Herren! Ich wollte in Kürze nur sagen, daß wir für

den Wortlaut des Gesetzentwurfesnicht verantwortlich sind, wir haben genau den Wortlaut des
Gesetzes geuummen, welches für Hohenzollern vom Landtage der Monarchie angenommen
worden ist. Wir befürchteten,wenn wir davon abgingen, auf Schwierigkeiten formeller Natur
zu stoßen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es hat sich Niemand mehr zum Wort gemeldet, ich
schließe die Diskussion. Es ist ein Antrag eingegangen von dem Herrn Abgeordneten Fritzen:

„Hoher Landtag wolle beschließen, im Eingange des Artikels 1 des Gesetzentwurfes
Zeile 2 und 3, nach dem Worte „Milzbrand" beizufügen: „oder Ranfchbrand".

Der Herr Abgeordnete Freiherr von Plettenberg zieht seinen Antrag zurück, es steht
also uur dieser Autrag zur Behandlung. Eigentlichgehört dieser Antrag des Herrn Abgeordneten
Fritzen zur Behandlung der einzclueu Artikel des Gesetzes, ich glaube aber uach der Besprechung,
die wir gehabt haben, annehmen zu sollen, daß der hohe Landtag das Gesetz en dloo mit
Einsüguug dieser Worte nach dem Vorschlage des Herrn Abgeordneten Fritzen annehmen will.
Sind Sie damit einverstanden? (Zustimmung.) Ich briuge zunächstdas Ameudement Fritzen
zur Abstimmung und bitte Diejenigen, welche gegen das Amendcment Fritzen sind, sich zu
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erheben. — Es erhebt sich Niemand, es ist also angcuomincn. Ich bringe nunmehr das Gesetz
in seiner jetzigenFassung mit Einfügung des Wortes „Rauschbraud" in der Ueberschriftsowohl,
als an den zwei Stellen des Artikels 1 in Zeile 2 und 3 jedesmal hinter dem Worte „Milz¬
brand" im Ganzen zur Abstimmung und bitte Diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben. —
Es erhebt sich Niemand, der Gesetzentwurf ist in dieser Form angenommen. Nunmehr hat
die Fachcommissiouden Antrag gestellt:

„1. Dem in dem vorbezeichneten Bericht enthaltenenAntrage des Provinzialansschusses
zu entsprechen."

Ich stelle diesen Antrag der Fachcommission,resp, den Antrag des Provinzialausschusses,
wie er am Schluß in der Vorlage des Provinzialausschusses gestellt ist, zur Abstimmung und
bitte Diejenige», die dagegen sind, sich zu erheben. — Es erhebt sich Niemand, also auch dieser
Autrag ist angenommen. Die Fachcommissionbeantragt ferner:

„2. Das mit diesem Antrage Ucrbuudene Schreiben des Königlichen Herrn Ober-
Präsidenten in dem gleichenSinne beantworten zu lassen"

Ich bringe auch diesen Antrag zur Abstimmung und bitte Diejenigen, welche dagegen
sind, sich zu erheben. — Es crh ebt sich Niemand, also sind sämmtlicheAnträge eiustimmig
angenommen. Damit ist diese Vorlage erledigt. Wir kommen nunmehr zu Nr. 4 der Tages¬
ordnung :

„Antrag der Commission zur Vorbcrathung der Vorlage der Königlichen Staats-
rcgicrnng, betreffend gutachtliche Aeußerung über den Gesetzentwurf zwecks Errichtung
von Zwangsgenosscnschllftcnzur Herstellung von Thalsperren im Wuppergebietc".

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Möllcnhoff,
Berichterstatter AbgeordneterMöllcnhoff: Meine Herren! Die Untersuchungenüber die

Möglichkeit und Nützlichkeit der Anlegung von Thalsperren im Wuppergebietcsind im Auftrage
des Comites für die Wupperthalsperren durch deu ProfessorIntze ans Aachenin der eingehendsten
Weise geführt worden.

Die Resultate dieser Untersuchungensind im Wesentlichenin dem Ihnen mit überreichten
Vortrage des Professors Intze vom Oktober 1889 und in den Darlegungen des Herrn Negierungs-
commissarsvor einigen Tagen ausführlich zu Ihrer Kenntniß gebracht worden. Ich werde mich
darauf beschränken dürfen, zu fagen, daß nach Ansicht des Comites und der Intcressentenversamm-
lungen, welche im Laufe der letzten zwei Jahre in dieser Angelegenheitstattgefunden haben, ein
erheblicher Nutzen sowohl für die Gewerbetreibenden,wie auch für das allgemeineWohl von
den Thlllsperrcn erwartet wird. Man nimmt namentlich an, daß schon die Anlegung der zunächst
projcktirten zwei Sperren in dem Vewer- und Vrucherthale von großein Vortheil sein wird und
zwar werden dieselben nach Ansicht der Aetheiligte» einmal den sämmtlichenGewerbebetriebe»,,
die an der Wupper sich befinden, eine vermehrte und regelmäßigeWasserzufuhrund eine verstärkte
Triebkraft bringen, sie'werden der Landwirthschaft, soweit diese — es ist das allerdings nur
in geringem Maße der Fall — im Wupperthal besteht, förderlichsein, den großen industriellen
Städten Barmen und Elbcrfeld in den wasserarmenMonaten Vortheile dnrch eine Spülung des
Wupperbcttcs briugeu und auch auf die Hochwasser minderndund mäßigendeinwirken. In letzterer
Beziehung ist in der Ihnen gemachten Vorlage noch besondershervorgehoben, daß anläßlich der
letzten Hochfluth,die auch im Wupperthal sehr verderblichgewirkt hat, Erhebungen stattgefunden
haben und diese das Resultat ergaben, daß, wenn die beiden Thalsperren bereits vorhanden
gewesen wären, aller Wahrscheinlichkeit nach die Wassermassen,welche die Fluth mit sich führte,
um etwa '/' zurückgehalten worden wären.
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Was die Anlage dieser zunächst projektirtcn beiden Sperren anbetrifft, so sollen dieselben
nach dem Vorbilde der von der Stadt Rcmscheidunternommenen, seit zwei Jahren im Bau
begriffenenThalsperre im Eschelbachthale ausgeführt werden. In dieser Beziehung darf ich auf
die in den Berichten des Professors Intze gemachtenDarlegungen «erweisen und mich auf die
Bemerkung beschranken,daß die technischen Ausführungen des Herrn Intze nicht nur in deu
Versammlungender Interessenten vollen Beifall und die Ueberzeugung ihrer Nichtigkeit hervor¬
gerufen, sondern daß sie auch den Staatsbehörden zur Begutachtung vorgelegen haben, ohne eine
Bemängelung zu erfahre». Es kann daher auf die Zuverlässigkeitder technischen Ausführungen
des Herrn Intze bestimmt gerechnet werden. Die Baukostender beiden Thalsperren sind auf rund
11/4 Millionen M. geschätzt worden Zur Verzinsung und Amortisation dieser Summe, sowie zur
Verwaltung der Anlagen wird eine jährliche Ausgabe von ca. 60 000 M, nöthig sein; je nachdem
zur Verzinsung und Amortisation 4 '/^ oder 4"/„ verwandt werden, wird sich diese Summe etwas
erhöhen oder ermäßigen.

Die Vertheilung dieser jährlichen Ausgabe soll nach den von dein Comite geinachten
Vorschlägennach der Grüße des Nutzens, den jeder Interessent von den Thalsperren hat, erfolgen.
Dem Professor Intze ist es gelungen, für die Berechnungdieses Nutzens bei den Motoren einen
präcisen Maßstab zu finden. Er hat die absoluten Pferdekräfte berechnet, welche nach Fertigstellung
der Thalfperren den auf Triebkraft augewiefenen Werken zuwachsen werden und das Ergebniß der
Berechnungenin einer Tabelle niedergelegt.

Es ist für richtig gehalten, jede Pferdekraft mit jährlich 45 M. einzuschätzen.
Nach Ansicht des Comites können insbesonderedie kleinen Werke mit dieser Einschätzung

zufriedenfein. Hierbei ist noch Rücksicht darauf genommen worden, daß unter den kleinen Betrieben
— den Hammerwerkenund Schleifereien— sich manchebefinden, die wegen ihrer mangelhaften
Betriebseinrichtungen oder aus fonstigeu Gründen nicht in der Lage sind, das ganze Jahr
hindurch arbeiten zu lassen. Bei diesen soll eine Ermäßigung jenes Satzes stattfinden. Ein gleich
präciser Maßstab für die Veitheilung der Ausgaben konnte für diejenigen industriellen Werke,
welche das Wasser nicht als Triebkraft, sondernzu Färberei-, Wasch- und Appreturzwecken gebrauchen,
nicht gefunden werden. Man hat aber eine Verständigungmit den Besitzern herbeizuführengewußt
und eine Vertheilung, die auf die Einrichtungen der einzelnenWerke Rücksicht nimmt, ist im
Einverständnis)Aller gefunden. Das Resultat der sämmtlichenBerechnungengeht dahin, daß von
den ca. 60 000 M, die für Verzinsung und Amortisation des Anlagekapitals, sowie zur Unter¬
haltung der Bauten erforderlichsind, ca. 34 000 M. für Betriebswasserder Motoren zu zahlen
ist, etwa 11000 M. den übrigen Werken zufallen und 15 000 M. von den Städten Elberfeld
und Barmen freiwillig übernommen werden. Von Barmen liegt eine dahingehendeErklärung vor,
von der Stadt Elberfeld wird dieselbe noch erwartet. Die Beiträge werden im Laufe der Jahre
sich vermindern, sie werden schließlich fast ganz aufhören, wenn die Anlagckosten abgetragen sind.
Es wird bestimmt angenommen, daß mit der Anlegung dieser Thalsperren neue industrielle Werke
im Wuppcrgebieteentstehen werden, und daß diese dann auch an der Tragung der Kosten Theil
nehmen; augenblicklich sind etwa 110 industrielle Anlagen mit Beitragen eingeschätzt. In den
Vorverhandlungen ist die Stellung der Besitzer dieser Werke zu dem Unternehmen erforscht
worden. Viele derselben und namentlich die Besitzer der größtenTriebwerkehaben sich einverstanden
erklärt. Einige haben sich geweigert, eine Erklärung abzugeben, Andere mit derselben noch
gezögert. Personen, die absolut gegen das Unternehmen wären, haben sich nicht gefunden,
Gleichwohlging aber die Ansichtaller derjenigen, welche freiwillig die Lasten übernehmen wollen.
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dahin, datz ohne Anwendung eines Zwanges das Projekt nicht zur Ausführung gelangen könnte.
Der Zwang soll darin bestehen,daß alle Werksbesitzer,welche nachweislich Nutzen von der Thal-
sperre haben, Mitglieder der Genossenschaft werden müssen. Ein Vorgang hierfür findet sich in
dem Wassergenossenschafts-Gesetzevon 1879. Es ist darüber verhandelt worden, ob dieses Gesetz
zu erweitern sei, oder ob ein auf das Wuppcrgebiet beschränktesSpezialgefetz erlassen werden
solle. Für das Letzterehat man sich nach Abwägung aller Verhältnisse entschieden, mit Rücksicht
auf die Neuheit der Sache und weil zu befürchten wäre, daß, wenn nicht das Spezialgefetz
gegeben würde, die Gesetzgebungnur langsam folgen werde und man erst nach geraumer Zeit
mit der Ausführung der an der Wupper allseitig gewünschten Thalsperren beginnen könne.

Was die Bestimmungen des Ihnen überreichtenGesetzentwurfesanbetrifft, so konnte die
Fachcommissionwegen Kürze der Zeit nicht in eine genaue Prüfung der einzelnenParagraphen
eintreten; die größte Zahl derselben ist dem Gesetze von 1879, betreffend die Bildung von
Wassergenossenschllften entnommen. Zu den wichtigsten Paragraphen des Entwurfes gehört der
H. 28, welcher die Bedingungen enthält, unter denen der Eintritt in die Genossenschaft erzwungen
werden kann, dort ist gesagt:

der Eintritt in eine neu zu bildende Genossenschaft zur Anlegung, Benutzung und
Unterhaltung von Sammelbeckenkann gegen den Widerspruchder bei dem Unternehmen
zu betheiligendcnGewerbetreibendenerzwungenwerden, wenn
1. eine bessere Ausnutzung der gewerblichenTriebkraft von Wasserläufen oder eine

bessere Benutzung des Wassers zu sonstigengewerblichen Zwecken erstrebt,
2. die widersprechenden Werkbesitzer von dem Nutzen der Anlage nicht ausgeschlossen

werden können, ohne die zweckmäßigeAusführung der Anlage zu gefährden,und wenn
3. diejenigenbetheiligten Gewerbetreibenden,welche sich für das Unternehmen erklärt

haben, eine Mehrheit des in den Voranschlägenzu ermittelndenNutzens vertreten.
Wird die Mehrheit des Nutzens bestritten, so haben beide Parteien je einen
Schiedsrichter zu bestellen, welche den Nutzen unter Zugrundelegung des in dem
Statut vorzusehendengenerellen Vertheilungs-Maßstabes festsetzen und zwar für
den Fall der Meinungsverfchiedenheitunter Mitwirkung eines Obmannes, den
beide Schiedsrichter im Voraus wählen. Einigen sich die beiden Schiedsrichter
nicht über die Wahl eines Obmannes, so ernennt der Bezirksausschußden Obmann,
welcher nach Einsicht der Gutachten der beiden Schiedsrichter endgültig den
Nutzen festsetzt u. s. w.

Von der Commission wurde zu Nr. 3 ausdrücklichanerkannt, daß eine Mehrheit der
Zahl der Wcrtsbesitzer nicht zu verlangen sei' weil sonst bei den eigenartigen Verhältnissen
einzelnen Theilen des Wuppcrgcbictes die Bildung von Genossenschaften leicht unmöglich gemacht
werden könne. Es befinden sich nämlich manche Hammerwerkeund Schleifereien im ungetheilten
Besitz einer großen Anzahl von Personen, es ist eine Eigenthümlichkeit der dortigen Gegend,
daß eine Theilung auch in Erbschaftsfällen häufig nicht eintritt, zufulgcdesscn nicht selten an
einer Schleiferei mit einem Werth von etwa 20—30 000 M. 20, 30 und mehr Personen
Theil haben.

Eine Genossenschaftwürde kaum zu errichten sein, wenn jeder dieser Mitbesitzer bei
Bildung derselben volles Stimmrecht hätte und wenn allein die Majorität der Besitzer über
das Bestehen der Genossenschaftentscheidensollte. Eine Vergewaltigung einzelner Genossen ist
durch die vorgeschlagenenBestimmungen des §. 28 nach Anficht der mit den Verhältnissen
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vertrauten Personen nicht zu befürchten, zumal nach §. 29 diejenigen Genossen, welche einen
Nutzen von dem Unternehmen nicht haben oder bei denen sich herausstellt, daß sie Nachtheil
oavou erleiden, von den Beitragen befreit werden, bezw. aus der Geuossenschaft aus¬
treten können.

Der Gesetzentwurfhat sodann die Aufnahme vieler Paragraphen aus dem 3. und 4.
Abschnitt des Gesetzes von 1879 vorgesehen. Es wird an den Bestimmungen dieser Abschnitte
Einzelnes zu ändern sein. Ein Zusatz ist von der Commission zu ß. 30 beliebt worden mit
Rücksicht ans die vorhin erwähnten Besitzvcrhältnisseder kleinen Schleifereien.

Meine Herren! Das vorliegende Projekt verdankt hauptsächlichder Initiative einiger
Männer aus dem oberen Theile des Wuppergebietes seine Entstehung, es hat sich die
Gnnst der gesammtcuEinwohuer der Gegend erworben und es wird dort von der Ueberzeugung
getragen, daß seine Ausführung die wirthfchaftlichenInteressen des Landes auf das Beste
fördern werde. Dieser Ueberzeugungwar auch die Fachcommission. Sie bittet deshalb, daß
das hohe Haus den Antrag, wie er formulirt ist, annehmen möge.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich stelle diesen Antrag zur Diskussion.— Es meldet
sich Niemand zum Wort. Dann schliche ich die Diskussion und bringe die Anträge zur
Abstimmung:

„1. die Streichung des Absatzes 3, §. 16 des Gesetzentwurfes,als durch §. 160 des
Zuständigkeitsgefetzesübcrflüfsig geworden;

2. zu §. 30 der Zusatz: Steht das die GenossenschaftbegründendeImmobil in unge-
theiltem Eigenthum mehrerer Besitzer, so haben diese sich auf einen Vertreter ihres
Stimmrechts zu einigen."

Meine Herren! Bevor ich diese Anträge zur Abstimmung bringe, die sich auf die
einzelnenParagraphen des vorgelegten Gefetzentwurfes beziehen, muß ich noch fragen, ob Sie
die einzelnenParagraphen des Gesetzentwurfsdurchuehmenwollen. (Rufe: Nein!) Das ist nicht
der Fall. Dann nehme ich wohl mit Recht an, daß Sie die beiden Zusätze mit dem Gesetz
zusammenin der gedruckten Vorlage, wie sie hier von der Fachcommission gemachtworden sind,
en dloc annehmen wollen. Ich bitte diejenigen Herren, welche gegen die Annahme dieser Anträge
sind, sich zu erheben. — Es erhebt sich Niemand. Die Anträge sind einstimmig angenommen.
Damit ist dieser Punkt der Tagesordnung erledigt.

Wir kommen zu Nr. 5:
„Antrag der I. Fachcommission,betreffend gutachtliche Aeußerung über den Entwurf
eines Gesetzes, die Anwendung einiger Bestimmungen wegen her Pensionirung der
Gemeindebeamtenin den Landgemeindenbetreffend".

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteZweigert, dem ich das Wort ertheile.
Berichterstatter Abgeordneter Zwcigert: Meine Herren! Der RheinischeProvinzial-

landtag hat in seiner Sitzung vom 12. Dezember 1888 auf Antrag des damaligen Referenten,
des Herrn Landesdirektors,einen Bcfchußgefaßt, die KöniglicheStaatsregiernng zu crfnchcu,dem
Landtage der Monarchie einen Gesetzentwurf vorzulegeu, durch welchen die Pcnsions-
verhältnisse der Landbürgcrmeister, sowie der übrigen Commnnalbecunteneiner neuen Regelung
nach Maßgabe der für Staatsbeamte geltenden Gesetzgebung unterzogen werden. In Ausführung
diefes Befchlufscs wird dem Provinziallandtag der Entwurf eines Gesetzes, betreffend die
Abänderung einiger Bestimmungen wegen der Pensionirung der Gcmeindebcamtenin den Land¬
gemeinden der Rheinprovinz, vorgelegt. Nach der Ueberschrift, welche diesem Gesetzentwurf
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gegebenist, füllte man annehmen, daß sich derselbe auf die sämmtlichen Gemcindebcamtender
Nheinprovinz bezöge, thatsächlichaber handelt er lediglich von der Abänderung der Pensions¬
verhältnisse der Bürgermeister in Artikel 1 und von der Abänderung der Pensionsverhältnisse
der Gemeinde-Forstbeamtenin Artikel 2. Die Pensionsverhältnisseder übrigen Veamten werden
in keiner Weise berührt. In dem Gesetzentwurfselbst nun sind diejenigen Bestimmungen,welche
in Bezug auf die Pensionirungen der Bürgermeister der Landgemeindenbisher in der Nheinprovinz
bestanden,aufgehobenund abgeändert. Diefe Aufhebung ist ausdrücklich iu al. 2 des Artikels 1
ausgesprochen. Bisher bezog der Bürgermeister der Landgemeindefür den Fall einer 12 jährigen
Thätigkeit '/< seines Gehalts, für den Fall 18 jähriger Thätigkeit ^/« und für den Fall 24 jähriger
Thätigkeitdie Hälfte. Diese Sätze, welche in der Landgemeinde-Ordnungenthalten sind, sollen beseitigt und
ersetzt werden durch die Vorschriftendes Staattzdiencrgesetzesin der Fassung vom Jahre 1872,
nicht also in der abgeänderten Fassung vom Jahre 1882, so das, also ein Bürgermeister nach
10 Dienstjahren '/< oder ^°/8° seines Gehalts als Pension bezieht und nunmehr mit jedem
folgenden Jahr die Pension um '/»« aufsteigt. Die Pensionsucrhältuisseder Bürgermeister werden
hiernach in etwa gegen die jetzt bestehenden Zustände gebessert. Die Commission erkennt daher
an, daß in Bezug auf die Bürgermeister der Resolutiondes Provinziallandtages vom 12 Dezember
1888 Genüge geschehen sei, und beantragt die Genehmigung. Die Commissionhatte indeß ein
Bedenken,welches ich nicht unerwähnt lassen darf. Der Oefetzentwurfbestimmt, daß bei Cintritt
der Dienstunfähigkeitdie Bürgermeister die Pension erhalten sollen nach denselbenGrundsätzen,
welche bei unmittelbaren Staatsbeamten zur Anwendung kommen. Man war darüber zweifelhaft,
ob sich dies nur auf die Erhöhung der Pensionssätzeoder auch auf dicjeuigen Vorschriften beziehen
folle, die in dem Pensionsgesetzfür die Berechnung der pensionsberechtigtenDienstzeit gegeben
sind. Das Pensionsgcsetzhat für die unmittelbaren Staatsbeamten ganz spezielle Vorschriften,in
denen bestimmt ist, daß die Militärzeit angerechnet wird, ob und wann die in anderweitigen
Staaten verbrachte Dienstzeit anzurechnen ist und dergleichen mehr. Die Commission war zweifelhaft,
ob nach dein Wortlaute des vorliegendenGesetzentwurfesnicht auch diese Vorschriften fernerhin
anzuwendenfeien, so daß die Militärdienstzeit und die Dienstzeit, die ein Bürgermeister in ander¬
weitigen Gemeinden auch außerhalb der Nheinprovinz und im Staatsdienst bereits zurückgelegt
hat, ihm bei der Pensionirung anzurechnensei. Von Seiten eines Theils der Commissionwurde
hervorgehoben,daß die ganz gleichen Vorschriftenin Bezug auf die Anwendung der Grundsatze
des Staatsdiener-Pensionsgcsetzessich sowohl in der Rheinischen Ttädteordnung als auch in der Stadte-
ordnung für Westfalen als auch in der für die östlichen Provinzen finde, und daß trotzdem bis dahin
Niemandeinen Zweifel, gehabt habe, daß die Bestimmungenüber die Vcrechnuug der pensionsfähigen
Dienstzeit auf die Gemeindebcamtenkeine Anwendungfinden. Es fei daher nicht zweifelhaft, daß auch
hier genau so zu argumentiren sei. Andererseits wurde aber in der Commission hervorgehoben, daß
diese Frage immerhin streitig sei, es habe früher der Herr Minister darüber zu befinden gehabt
und ein Ministerialrefcript habe endgültig entfchieden, daß die Pension so und so zu berechnen
sei. Nach der jetzigen Gesetzgebung hätten am letzten Ende die Gerichte zu entscheiden, und man
könne nicht wissen, wie die Gerichte entscheidenwürdcu. Man sei allerdingsder Meinung, daß an sich die
Anrechnungder Militärdienstzeituud anderweitigerauswärtiger Dienstzeit bei der Pensionirung der
Bürgermeister als ein wünschenswcrtherZustand zu bezeichnensei, aber es sei andererseits
ungerecht,die Bürgermeisterin dieser Beziehung besser zu stellen, wie die Gemeindebeamtender
Stadtkreise in der Rheinprovinz, den östlichen Provinzen und der Provinz Westfalen, so lange
nicht eine gesetzlicheVorschriftbestehe, wonachdie auswärtige Dieustzeit, und ebenso die Militär-
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zeit den Gcmeiudebeamtcnauch der übrigen Communaluerbände angerechnet werden müsse, so
lange könne man mit Bezug auf die Bürgermeister der Landgemeindenkeine Ausuahme machen
und es müsse deshalb im Artikel 1 des Gesetzesausdrücklichzum Ausdruck kommen, daß in
Bezug auf die Bcrechmmg der peusiousfähigeuDienstzeit die bisherigen Vorschriften maßgebend
sein sollen. Mau hat dies zu erreichengeglaubt, iudem man auf ß. 2? der Kreisordnung,welcher
von der Berechnung der pensionsfähigenDienstzeit handelt, Bezug genommenhat. Im ß. 2?
der Kreisordnung ist gefugt: Im Falle der Pensionirung eines Bürgermeisters einer Landbürger-
mcistereikommt bei der Berechnungder Dienstzeit auch die Zeit iu Anrechuung,während welcher
der zu vensionircndeBeamte bei anderen Landbürgcrmeistereiender Provinz als Bürgermeister
angestellt gewesen ist.

Es soll also berechnet werden diejenige Dienstzeit, die er in der Rhciuprovinz als
Bürgermeister verbracht hat, nicht aber die etwaige Militärdienstzeit und der etwaige Staats¬
dienst oder die Dienstzeit iu anderen Provinzen. Die Commission schlägt Ihnen daher vor,
das Amcndement, welchesauf der Drucksache Nr. 12? unter I bezeichnet ist, anzunehmen. Ich
möchte aber nicht uutcrlassen, darauf anfmcrkfam zu machen, daß in dem gedrucktcu Antrag
sich ein Druckfehler befindet. Hier wird vorgeschlagen,hinter den Worten: „Die Vorschrift in"
zuzusetzen: „im Z, 27 der Kreisorduung für die Rheiuprovinz". Es fehlen die beiden Worte
„und im" am Schluß, Es muß alfo zugesetzt werden: „ß. 2? der Kreisorduung für die Rhein-
prouinz und im", fönst paßt es nicht in den Satz. Ich bitte daher, wenn die Herren dem
Antrag der Fachcommissiunzustimmen, es gefülligst mit dieser Abänderung thnn zu wollen.
Was den Artikel 2 betrifft, fo erkennt die Cummifsion ebenfalls an, daß mit Bezug auf die
Pensionirung der Furstbeamten durch dicfe Vorschrift eine Besserung der Verhältnisse eintreten
wird. Sie erkannte an, daß es wünschcnswerthfei, die Möglichkeit zu schaffen,Forstbcamte
von einer Stelle auf die andere innerhalb der Rheinprovinz zn versetzen, und daß sich aus
diesem Grunde eine Verbesserungder Pensionsverhültnisse empfehlen möchte, Sie war weiter
der Ausicht, daß auch hier die Dienstzeit in der Nheinprouinz anzurechnenfei, wie dies bei den
Bürgermeistern der Fall ist, daß man auch hier die Militärdienstzeit und sonstige Dienstzeit
nicht eiurechucn dürfe mit Rücksicht auf die Beamten der übrigen Provinzen. Der Artikel 3
enthält die Uebergangsvurschriften, welche entnommen sind aus dem Peusionsgesetzvou 1882
und welche nothwendiger Weife, um eine Kränkung wohlerworbener Rechte auszuschließen,auf¬
genommen werden muffen. Der Artikel 4 rechtfertigt sich von felbst.

Meine Herren! Die Commission war daher der Meinung, daß das vom Provinzial-
landtag zu gebende Gutachten über den vorliegenden Gesetzentwurf dahin abgegeben werden
muffe, daß der Provinziallandtag das Bedürfniß nach Erlaß eines folchen Gesetzentwurfes
anerkenne mit der Maßgabe, daß im §. 1 die Worte, die ich vorhin erwähnt habe, zugefugt
werden möchten. Die Commission war indessen weiter der Meinuug, daß die Küuigliche
Staatsregicruug durch die Vorlegung dieses Gesetzentwurfs der Resolution vom 12. Dezember
1888 uicht Genüge gethan habe.

Die Commission war der Ansicht, daß es ein ganz dringendes, ja geradezu schrcieudes
Bedürfniß sei, die Pensiunsuerhältnisse der Communalbeamteu im Allgemeinen und ganz
besonders die Pensiousuerhältnisse der Communalbeamteu der Landgemeindengesetzlich zu regelu.
Bis jetzt sind sämmtlicheCummuualbeamten der Landgemeinden nicht pensiunsberechtigtund in
einer Zeit, in der wir mit der Alters- uud Invalidenuersorguug gegenüber den Arbeitern vor¬
gehen, erscheint es ein Unrecht, die Commnnalbcamten ohne Pensionsberechtigung zn lassen.

77
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Meine Herren! Wir wollen mich nicht verkennen, daß die Anforderungen, welche an diese
Communalbeamten gestellt werden, insbesondere, soweit es sich um die Polizei-Executivbeamtcn
in den industriellen Kreisen der Nheinprouinz. z. V. in den großen Landgemeindendes Kreises
Essen, beispielsweiseAlteudurf, Borbeck. Alteuessen mit 30 000 und 40 000 Scelcu, handelt,
daß die Anforderungen, welche dort an die Polizci-Execntivbeamten, an ihre Entschlossenheit,
ihre Umsicht und vor allem an ihren Muth gestellt werden, ganz erheblich sind, und daß es
geradezu ein Unrecht ist, von diesen Beamten zu verlangen, daß sie jeden Augenblick bereit
sind, ihr Leben und ihre Gesundheit für die Eingesessenendes Ortes einzusetzen,ohne daß die
Gemeinde anch nur irgend eine Gewahr für die Fürsorge ihrer Hinterbliebenen zu übernehmen
verpflichtet wäre. Man war der Meinung, daß ein derartiger Zustand unmöglich länger
geduldet werden könnte und daß es Sache des Provinziallandtags sei, mit aller Entschiedenheit
seine Stimme dafür zu erheben, daß diesem unleidlichenZustande endlich einmal ein Ende
gemacht werde. (Bravo!)

Die Commission beantragt daher,
„an die KöniglicheStaatsregierung das dringende Ersuchen zn richten, möglichst
bald ein Gesetz zu erlassen, durch welchesdie Peusiousvcrhältnisse auch der übrigen
Communalbeamten, insbesondere der Communalbeamten der Landgemeinden, nach
Maßgabe der für die Staatsbeamten geltendenGrundsätze einer gesetzlichen Regelung
unterzogen werden".

(Bravo!)
VorsitzenderFürst zu Wied: Meiue Herren! Ich habe zunächst noch zu bemerken,

daß es in dem Antrag wohl heißen muß — es ist noch eiu Druckfehlerdarin — „im Artikel 1
Absatz 2 des Entwurfes", da das Gesetz in Artikel eingetheilt ist und nicht in Paragraphen.
Meine Herren! Ich eröffne über die Anträge, die Sie soeben gehört haben, die Diskussion. —
Es meldet sich Niemand zum Wort, ich schließe die Diskussion und bringe die Anträge, wenn
Sie nicht die spezielleBehandlung der Antrüge wünschen— das ist nicht der Fall — sowie
den Gesetzentwurfmit dc» Amendcmcnts, wie sie hier vorgeschlagensind, zur Abstimmung, alfo
zuerst den ersten Autrag mit der Abänderung „im Artikel 1 Absatz 2". Ich bitte diejenigen
Herren, welche gegen diesen Antrag sind, sich zu erheben. — Der Antrag ist einstimmig
angenommen. Dann bringe ich den zweiten Theil, betreffend die Regelung der Pensiuns-
Verhältnisseder übrigen Communalbeamten zur Abstimmung. Ich bitte diejenigen Herren,
welche dagegen find, sich zu erheben. — Der Autrag ist ebenfalls einstimmig angenommen und
fomit diefe Angelegenheiterledigt.

Wir kommen zu Nr. 0 der Tagesordnung:
„Antrag der I. Fachcommissionzum Antrag Boch und Genossen, betreffend die
gesetzlicheRegelung der Befürsteruug der Gemcindewaldungendurch staatlicheForst-
beamte".

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Nautcustrauch.
BerichterstatterAbgeordneterNautenstrauch: Geehrte Herren! Der Antrag Boch vom

0. Dezember, unterstützt von einer größeren Anzahl Mitglieder des Hauses, liegt in der Druck-
sache Nr. 108 begründet vor. Die Fachcommissionglaubt, daß die Bedenken, die gegen diesen
Autrag erhoben wurden, in ihrem Vorschlage beseitigt worden sind. Ich glaube, mich darauf
beschränken zu dürfen, Ihnen den Antrag vorzulesen. Der Antrag der Fachcommissionlautet:

„Hoher Landtag wolle den Antrag Boch und Genossen, betreffend die gesetzliche
Negelnng der Beförsterung der Gemeindewaldungendurch staatliche Forstbemnten mit
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der Maßgabe als Resolution annehmen, daß den Gemeinden die zur Zeit zustehenden
Rechte ungeschmälertbleiben, sowie daß speziell über die Art der Bewirthfchaftung
die Gemeindevertretungengehört und deren Wünsche, soweit dies forsttechnischzulässig,
berücksichtigt werden".

Die Commissionist von der Meinung ausgegangen, daß nach dem Antrage ja nur die
Ermittelungen stattfinden sollen, also eine bestimmteBeschlußfassungja immer noch dem hohen
Hause später zustehen wird, sie glaubt, ihren Vorschlag umsomehr stellen zu können, da von
Seiten der GemeindevertretungenWünsche laut geworden sind, daß dieser Antrag hier zur
Berathung kommen möge. Es ist dies nicht nur von den Technikern befürwortet worden, fondern
es ist auch von Gemeindevertretungen ein derartiger Wunfch laut geworden. Darum glaubt die
Commission,Ihnen ihren Antrag zur Annahme empfehlenzu können.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Ich eröffne über diefeu Antrag die
Diskussion. Der Herr Abgeordnetevon Grand-Ny hat das Wort.

Abgeordnetervon Grand-Ru: Meine Herren! Wenn ich den Herrn Referenten recht
verstanden habe, fo wurde die Auffassungder Resolution dahiu gehen, daß der Provinziallandtag
noch eiumal über die Angelegenheitgehört wird. Nach der Resolution uud nach dem Antrage
der Fachkommissiondürfte das doch wohl schwerlich anzunehmen sein. Die Resolution fordert
direkt auf, die Königliche Staatsrcgierung zu ersuchen, ein Gesetz zu erlassen, nach dem die
Veforstung der Gemcindewaldungendurch den Staat wieder eingeführt werden foll, und die
Fachcommifsionfchlägt die Annahme der Resolution vor, also die Annahme des Antrages, die
Staatsregierung zu ersuchen,ein Gesetz zu erlassen, nur mit einer gewissen Modifikation, indem
sie die Rechte der Gemeinden bei diesen: Gesetz gewahrt wissen will. Das, meine Herren, ist in
der That doch etwas anderes, als was der Herr Referenteben ausgesprochenhat. Danach würde
der Provinziallandtag, wenn er seinerseits diesen Antrag annimmt, einfach den Provinzmlausfchuß
beauftragen, die Staatsregierung feinerfeits um Erlaß eines folchen Gesetzeszu ersuchen, und
damit wäre die Sache für uns erledigt. Ich habe gegen diefe Resolution in der Form, wie sie
hier vorliegt, außerordentlicheschwere Bedenken, ich möchte glauben, daß es wüuschenswerthfei,
daß der Autrag, der hier vollständig neu in die Versammlung hineingekommenist, heute zum
ersten Male zur Berathung steht, der zweifellosbezüglich der Gemeindeverwaltung, bezüglich der
Interessen und der Selbstständigkeitder Gemeinden große Bedenkenin sich trägt, mindestens vom
Provinzialausschuh erst geprüft wird und daß demnächst dem Landtage der Prouinzialausschuh ein
Bericht darüber erstattet. Ich sehe nicht ein, daß die Sache so absolut dringlich ist, daß wir
heute schon den Erlaß eines solchen Gesetzes beantragen müßten.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Berichterstatter hat das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Rautenstrauch: Ich möchte dem Herrn Abgeordnete»

von Grand-Ny erwidern, daß die Commission von der Meiuung ausgegangen ist, daß dem
nächsten Provinziallandtage ein Gesetzentwurfzur Begutachtung erst vorgelegt werde.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Conze hat das Wort.
Abgeordneter Conze: Ich möchte den Herrn Berichterstatter bitten um eine Auskunft

darüber, was eigentlichunter dem Ausdruck„Befürsterung" zu verstehenist. Mir kommt dieses
Wort zum erstenmale vor. Hier meine Nachbarn sowohl wie ich haben gar keine Vorstellung
davon, was eine Befürsterung ist. Soll es blos heißen die Anstellung von Förstern, fo ist es
ein gräßlicher Ausdruck. Was würde man sagen, wenn sich Jemand eine Magd anschafft und
dies eine Bemagdung nennen wollte. Soll der Ausdruck aber zugleich die Ausübung von
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Funktionen, also die eigentliche Beforstuug, die Auffurstung oder wie Sie es nennen wollen,
bedeuten, so würde das auch nicht ohne Bedenken sein. Ich bitte also freundlichst um
Aufklärung.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Berichterstatter hat das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Rautenstrauch: Ich kann dem Herrn Vorredner erwidern,

daß mir dieses Wort zum erstenmal vorgekommen ist und daß ich es aus deu technische!: Gut-
nchteu, auf die der Antrag sich gründet, geuommeu habe Ich spreche mich vuu dieser Verun¬
staltung ganz frei. Es ist das Wo-rt, meine Herren, von den Technikern so gegeben worden,
darum hat die Commission es auch zu dem ihrigen gemacht. Mau versteht darunter die
Anstellung der Forstbcamtcn in der Verwaltung.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete von Grand-Ny hat das Wort.
Abgeordneter von Grand-Nh: Ich habe nur zu bemerken, daß ich mit der Auslegung,

daß eveutuell ein Gesetzentwurf Seitens des Pruvinzialausschusscs, bei welcher Gelegenheit dieser
auch die Nothwendigkeit zn prüfen haben wird, dem nächsten Pruvinziallandtag vorgelegt werden
wird, einverstanden bin. Ich stimme dem Antrage der Facheummissiun bei nnd stelle meinerseits
leinen Antrag.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Freiherr von Loe hat das Wort.
Abgeordneter Freiherr von Loü: Meine Herren! Ich habe den Herrn Referenten

anders verstanden. Ich meine, der Antrag geht nicht dahin, daß der Pruvinzialausschiiß nns
ein Gesetz vorschlagen solle, sondern daß die Staatsrcgierung gebeten werden solle, einen Ent«
wurf vorzulegen. (Berichterstatter Abgeordneter Nantenstrauch: So ist es auch gemeint.) Dann
erlaube ich mir ciuc kurze Bemerkung. Ich möchte glauben, daß es richtiger sei, wenn der
Pruvinzialansschnß uns einen Entwurf vorlegt, denn, wenn wir die Königliche Staatsrcgicrnng
bitten, uns denselben vorzulegen, sprechen wir uns im Prinzip dahin ans, daß wir ein Bedürfniß
dafür anerkennen. Ich will ein folchcs heute uicht iu Abrede stellen, aber ich für meiuen Theil
— ich weiß nicht, ob viele von Ihnen in derselben Lage sind -^ bin nicht vollständig über die
Frage urientirt. Am Niederrhein haben wir ein Bedürfniß dafür überhaupt nicht, weil es
Gemeindcwaldnngen überhaupt uicht mehr giebt, aber in der Eifcl und in den bergigen
Gegenden spielt die Frage eine wichtige Rolle, und ich mnß sagen, daß mir vielfach Klagen
darüber zn Ohren gekommen sind, wie von Seiten der Aufsichtsbehörden auch iu Betreff der
Gemeindcwaldnngen in der einen oder anderen Richtung heute verfahren wird. So ist es nicht
in allen Gegenden, aber es wird namentlich aus dem Regierungsbezirk Aachen geklagt nnd da
wäre es mir fehr lieb, wenn vorher durch den Prouinzialausschuß nochmals Erhebungen statt¬
fänden, die bei dem Gesetzentwurf, den der Pruvinzialansschnß ausarbeiten soll, verwerthet
werden könnten. Mein Antrag würde daher dahin gehen, die Sache zunächst au deu Provinzial-
ausschuß zu überweisen mit der Anfforderung, dein nächsten Provinziallandtage darüber eine
Vorlage zu mache».

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es liegt mir von Seiten des Herrn Abgeordneten
von Grand-Ry folgender Antrag vor:

„Hoher Landtag wolle beschließen, die Resolution Noch und Geuosseu dem Provinzial-
ausschufse zur Prüfuug uud Berichterstattung an den demnächstigen Landtag, eventl,
unter Vorlegung eines Gesetzentwurfs, zn überweisen".

Der Herr Abgeordnete Graf Beissel von Gymnich hat das Wort.
Abgeordneter Graf Beissel von Gymnich: Meine Herren! Ich möchte mich dafür

cmsfprechen, daß wir einen Gefetzentwurf Seitens der Königlichen Staatsregierung erbitten.
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Meine Herren! Wir müssen ja unbedingt wisse,:, ehe es uns überhaupt nur möglich sein könnte,
einen Gesetzentwurfauszuarbeiten, in wieweit die Königliche Staatsregicrung ihre Beamten zur
Verfügung zu stellen geneigt ist, damit die Vcförstcrung, um mich des Wortes, wie es hier in
dem Antrage heißt, zu bedieuen, durch KöniglicheBeamte ausgeführt werden kann. Wenn ein
Gesetzentwurfgemacht werden soll, so muß man doch wissen, ob diejenigenBehörden, welche in
Betracht kommen,geneigt sind, sich auf diesen Entwurf einzulassen. Ich meine auch, es würde
durch die Vorlegung eines GesetzentwurfesSeitens der KöniglichenStaatsregierung iu keiner
Weife der Landtag vräkludirt werden; die Herreu, die dem Entwürfe nicht zustimme», würden
in dem Landtage vollaufGelegenheithaben, sich gegen diesen Entwurf auszusprechen. Ich möchte
daher bitten, den Antrag nicht anzunehmen.

Vorsitzender Fürst zu Wicd: Das Wort hat der Herr AbgeordneteIanßen.
Abgeordneter Ianßen: Meine Herren! Ich bin überzeugt, daß diese Angelegenheit

allenthalben die wohlwollendste Erwägung finden wird, aber ich meine doch, es wäre ein gewisser
Defekt der Vorlage, daß der Provinzialausfchuh noch nicht in der Lage gewesen ist, sich darüber
zu äußeru. Es wäre demnach richtiger, da eine so große Eile in der Sache selbst nicht gelegen
ist, dieselbe zunächst au den Provinzialansschuß gehen zu lassen. Derselbe braucht ja nicht mit
der Aufgabe betraut zu werden, einen förmlichenGefetzcntwurfzu der Materie auszuarbeiten,
aber er käme in die Lage, sich damit vertraut zu machen. Das so gewonneneUrtheil würde in
allen Stadien, welche die Angelegenheitnoch zu durchlaufen hat, von sehr großem Werthe fein.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat der Herr AbgcordueteFreiherr von Höucl.
AbgeordneterFreiherr Aug. von Hüuel: Meine Herre»! Die Sache hat nur ein Bedenken,

wenn wir den von dem letzten Herrn Redner vorgeschlagenen Weg betreten. Wir verzögern
damit die Sache um wenigstens zwei Jahre; wir kommen ja wahrscheinlich erst in zwei Jahren
wieder zusammen, und die Sache ist doch, wie es scheint, dringlicher als die meisten Herren an¬
nehmen. Ich möchte glauben, daß wir, wenn wir die Resolution des Herrn Abgeordneten
vou Grand-Ru annehmen, gut thun, zu gleicher Zeit den Provinzialausfchuh zu beauftrage»,
feiuerfeits sich mit der Staatsregicrung iu Verbindung zu setzen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Ich habe nur mitzutheilen, daß der Herr
Abgeordnetevon Grcmd-Nu damit einverstandenist, daß die Worte „eventuelluutcr Vorlage eines
Gesetzentwurfes" in seinem Antrage gestrichenwerden, daß dann nur bliebe die Resolution
Boch und Gen. „dem Prouinzialansschussezur Prüfung und Berichterstattungan den demnächstigcn
Landtag zu überweisen". Das Wort hat der Herr AbgeordneteGraf Vciffel von Gynmich.

AbgeordneterGraf Beisfel uo» Gvmnich: Ich »lochte nochmals davor warnen, den
Antrag so kurz anzunehmen. Ich könnte mich etwa mit dem Antrage befreunden, wenn der
Gesichtspunkt des Herrn Landraths von Höuel zum Ausdruck gebrachtwird, daß der Prouinzial-
ausschuh seinerseits beauftragt wird, die nöthigen Schritte einzuleiten und die Vorlage eines
Gesetzes seitens der Königlichen Staatsregierung zu erbitten, oder, eine Ansichtsäußerung der
KöniglichenStaatsregicrung einzuholenu. s. w., sodaß wir in der Lage sind, nachher dein Land¬
tage ein Material vorzulegen,welches geeignet ist, bei Zusammentritt des Landtags einen Gesetz¬
entwurf festzustellen;andern Falls würde ja eine Verzögerung meiner Ansicht nach nicht von
2 Jahren, sondern eventuell von 4 Jahren eintreten, denn wenn wir erst mit Zusammentritt des
nächsten Landtags eine Aeußerung des Ausschusses vorlegeu, dann würde ja der Erfolg jedenfalls
sein, daß der Landtag den Ausschußoder die Königliche Staatsregicrung ersuchen wird, nunmehr
einen Gesenhcntwurfzur Begutachtung vorzulegen, und der würde dann erst dem Landtage nach
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4 Jahren vorgelegt werden, und so könnten meiner Ansicht nach 4 Jahre ins Land gehen,
ehe der Erfolg erzielt wird, den wir heute wünschen. Ich halte auch die Sache nicht für
unwichtig, sie ist vielmehr dringender, wie viele Herren des hohen Hauses annehmen. Es ist diese
Vorlage hervorgegangen, wie auch der Herr Referent schon gesagt hat, aus dem dringenden
Wunsche der einzelnen Gemeinden selbst. Dieser Antrag ist in seinem Motive so einfach und
klar gehalten, meine Herren, Sie finden die einzelnenzwingendenPunkte aufgeführt und, wenn
Sie dieselben mit Aufmerksamkeitund Sachkenntnih durchlesen, sind sie so schlagenderNatur,
daß Sie meiner Ansichtnach sehr schnell zur Ueberzeugunggelangen werden, daß dieser Entwurf
eine Materie behandelt, die eine möglichst baldige Regelung erheischt.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat der Herr Landesdirektor.
LandesdirektorKlein: MeineHerrcn! Wenn Sie die Resolution des Herrn Abgeordneten

von Grand-Rn annehmen sollten, so fasse ich den Auftrag, welchen Sie damit dem Provinzial-
ausschussegeben, dahin, daß wir nicht blos erörtern, was für und wider das Gesetz spricht,
sondern daß wir uns auch mit der KöniglichenStaatsregierung darüber in Verbindung zu setzen
habe», auf welcher Grundlage sie das Forstpersonal den Gemeinden zur Verfügung stellen wird,
mit anderen Worten, daß wir die Sache so vorbereiten, daß Sie Ihre» Beschlußüber die even¬
tuelle Gesctzesvorlage nach Kenntnißnahme aller einschlägigenMomente treffeil können. Ich kann
mir nämlich vorstellen,daß es für Sie weniger auf die abstrakte Frage, ob die Befürsterung der
Gemeindcwalduugendein Staate zu übertragen sei, als vielmehr darauf ankommt, wie dieses
geschehen soll, und mühten wir deshalb das „Wie" sorgfältig vorbereiten und durch Verhandlung
mit der KöniglichenStaatsregierung klarstellen. Wenn die Verhandlungen zu dem Resultate
führen, daß die Staatsregierung ^agt: ich würde den Gesetzentwurfauf der und der Grundlage
vorlegen, und die allgemeinen Grundzüge hierzu uns mittheilen läßt, dann wird der spätere
Landtag in der Lage sein zu beschließen: auf diefe Grundlage hin würden wir uns das Gefetz
erbitten, oder eine Aenderung der Grundzüge in diesen oder jenen Punkten für nöthig halten.
Ich glaube, daß es dann nicht wieder eines weiteren Landtages bedürfen würde, um über den
Gesetzentwurfnoch im Einzelnen gutachtlichgehört zu weiden, sondern der nächste Landtag würde
sich schon so aussprechen können, daß die KöniglicheStaatsregierung in der Lage ist, auf Gruud
dieser gutachtlichenAeußerungen den Gesetzentwurf dem Landtag der Monarchie vorzulegen,
sodatz also eine Verzögerung durch die Annahme des Antrags des Herrn Abgeordneten von
Graud-Nr>nach meiner Auffassungnicht eintreten wird.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat der Herr AbgeordneteFreiherr von Loe.
Abgeordneter Freiherr von Loö: Ich bin vollständig einverstanden mit dem, was

zuletzt gesagt worden ist, daß in dem Sinne diese Reglements dem Provinzialausschufseüberwiesen
werden. Ich habe dann nur eine Bitte an den Provinzialausschuß, nämlich die, daß bei den von
ihm anzustellendenErhebungen nicht blos das forstliche Interesse, also die Art und Weise der
Bewirthschaftung der Forsten und die Rentabilität der Forsten, sondern auch die Streu- und
Weidefrage in der Eifel in das Auge gefaßt werden möge. Meine Herren! Ich habe mich
ziemlich viel herumbewcgt, und es sind sehr viele Anträge von dort an mich gekommen,aus
landwirthschaftlichen Kreisen, es haben Enqueten stattgefundenund es ist eine Thatsache, daß in
vielen Kreisen der Eifel die Viehhaltung zurückgeht,sowohl die Schafhaltung wie die Rindvieh-
Haltung, und das wird zum großen Theile dem Umstände zugeschrieben,daß in einigen Theilen
der Eifel nicht die richtige Mitte von der Forstverwaltung eingehalten wird bei der Auswahl
der Ländereien, die zur Aufforstung benutzt werden, und die vielfachdadurch den Weiden entzogen
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werden, wodurch also die Möglichkeitder Schafhaltung erschwert,vielfach ganz unmöglichgewacht
wird; auch darin wird gefehlt, daß etwas zu rigoros verfahren wird in Betreff der Hergäbe von
Streu, auch aus den Gemeindewaldungen,indem dies von Oberaufsichtswcgendurch die Behörden
vielfach verhindert wird. Meine Herren! Ich glaube, daß, wie gesagt, an vielen Orten
die richtige Mitte nicht inne gehalten wird, und ich bitte recht dringend, diese sehr wichtigeund
interessanteFrage zugleich bei dieser Gelegenheit mit in's Äuge zu fassen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat der Herr Abgeordneter Graf Veissel
von Gnmnich.

Abgeordneter Graf Beissel von Gnmnich: Meine Herren! Wenn der Antrag des Herrn
Abgeordnetenvon Grand-Rn in der Weise aufgefaßt wird, wie der Herr Landcsdirektorihn auf¬
gefaßt hat, so würde ich ja meinerseitsauch meinen Widerspruch dagegen zurückziehen. Auf die einzelnen
Punkte, die der Herr Vorredner eben erwähnt hat, möchte ich heute nicht näher eingehen; das
wird wohl die Aufgabe für den Landtag in zwei Jahren fein, ich möchte nur jetzt fchon constatiren,
daß ich die Ansicht des AbgeordnetenFreiherrn von Loö nicht ganz theilen kann.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat der Herr AbgeordneteWallenborn.
AbgeordneterWallenborn: Im Anschluß an die Ausführungen des Herrn Abgeordneten

Freiherrn von Lo« möchte ich an den Provinzialausfchuß die Bitte richten, wenn die Resolution
des Herrn Abgeordneten von Grand-Nn angenommen wird, auch die einzelnenKreise zu hören,
denn die Sache ist in den einzelnen Kreisen sehr verschieden; im Gegensatzzu anderen Theilen
der Provinz haben wir in der Eifel z. B. theilweise Niederwald mit Hochwald gemengt,
während die Kreise an der Mosel und Saar fast nur Eichenschälwaldungenund somit leichtere
Newirthschllftunghaben. Bei dieser Verschiedenheit der Verhältnisseist es gewiß nicht wünschens¬
wert!), daß die Sache gleichmäßiggeregelt wird. Deshalb halte ich es für dringend nöthig, daß
die Vertretungen der einzelnen Kreise in dieser Frage gehört werden.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat der Herr Abgeordnete von Grand-Nn.
Abgeordnetervon Grand-Nn: Ich stimme vollständigder Auslegung meines Antrages

bei, die der Herr Landesdirektor gegeben hat. Ich hatte auch das dadurch begründet, daß ich
zugefügt habe: „eventuell unter Vorlegung eines Gefctzentwurfes". Ich habe das zurückgezogen,
aber mit der Auslegung deckt sich der Antrag selbst.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es hat sich Niemand zum Wort gemeldet; dann schließe
ich die Diskussion und frage den Herrn Berichterstatter, ob er noch das Schlußwort wünscht.

Berichterstatter Abgeordneter Nautenstrauch: Nach den Aeußerungen des Herrn
Landesdirektors verzichte ich auf eine weitere Erklärung.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es stehen also zwei Anträge zur
Abstimmung, der eine ist von der Fachcommission,der andere von deni Herrn Abgeordneten
von Grand-Rn unter der Auslegung, die durch den Herrn Landcsdirektorgegeben worden ist.

Ich werde zunächst über den Antrag des Herrn Abgeordnetenvon Grand-Nn abstimmen
lassen; wird derselbeangenommen, dann ist der Antrag der Fachcommission erledigt.

Ich bringe zunächst den Antrag des Herrn Abgeordnetenvon Grand-Rn zur Abstimmung
und bitte diejenigen Herren, welche für den Antrag sind, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist
die große Majorität; damit ist der Antrag der Fachcommissionerledigt.

Wir kommennunmehr zum ?. Punkt der Tagesordnung:
„Bericht des Prouinzialausschusses,betreffenddas nach §, 95 der Provinzialordnung
zu erlassende Reglement für das Straßenbauwesen".
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Berichterstatterist der Herr AbgeordneteMöllcnhoff; ich ertheile ihm das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterMöllenhoff: Meine Herren! Nach §, 95 der Rheinischen

Provinzialordnung soll über die in der Prouinzial-Chaussec-nnd Wegcbanvcrwaltunganzustellende!,
Beamten sowie über die Art der Anstellung derselben durch die für diese Vcrwaltungszweige
erlassenenReglements bezw, durch die Etats Bestimmung getroffen werden. Das dem hohen
Hause vorgelegte Reglement für das Straßenbauwefcn soll an Stelle des Regulativs vom
17. Januar 1876, betreffenddie Vereinigung der in der Rheinvrouinz bestehenden Bezirksstraßcn-
fonds und der Fonds zur Unterhaltung der Staatsstraßen zu einem Provinzialstraßenbaufonds
treten. Das Reglement enthalt keine wesentlichen neuen Bestimmungen, sondern giebt zum Theil
wörtlich die Paragraphen des alten Regulativs wieder; andere dieser Paragraphen haben eine
neue Fassungerhalten, andere sind zu einem Paragraphen zusammengezogen worden. Nur wenige
Bestimmungensind neu aufgenommen, aber auch diese entsprechen lediglichder Praxis, die seit
Jahren in der Verwaltuug befolgt worden ist.

In dem Abschnitt „Allgemeine Bestimmungen"ist zunächst ausgesprochen, daß die Provinzial-
straßen vom Provinzialverbande zu unterhalten sind, und die Kosten erforderlichenFalles durch
Provinzialabgaben gedeckt werden sollen. F. 3 enthält nichts Nenes; H, 4 eine neue zweckmäßige
Vorschrift.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich glaube, wir brauchendie einzelnen Paragraphen wohl
nicht durchzugehen.

BerichterstatterAbgeordneterMöllenhoff: Es haben in der Commissionsich keinerlei
Bedenken gegen diese Bestimmungen,welche zum großen Theile dem hohen Hause auch schon durch
die Etlltsvorlage bekannt geworden sind, ergeben. Der Antrag der Facheommissiongeht dahin:

„Der hohe Landtag wolle dem Reglement die Genehmigung ertheile»".
Vorsitzender Fürst zu Wied: Ueber diesen Antrag eröffne ich die Diskussion. Das

Wort hat der Herr AbgeordneteBecker,
Abgeordneter Becker: Meine Herren! Ich will gegen die einzelnenNcstimmnngen des

Reglements keinerlei Ausstellungen machen; ich erkenne an, daß das Reglement wesentlich den
jetzigen thatsächlichen Zustand der Verwaltuug von Neuem festlegt.

Ich möchte aber bei der Gelegenheit doch betonen, daß ich diesen Zustand keineswegs
für einen zufriedenstellendenund für einen glücklichenhalte. Ich bin der Ansicht, daß die
Verwaltung der ganzen Provinzial- und Bczirksstrnßeu, wie sie jetzt von einer Ccntralstelle aus
erfolgt, nach vielen Seiten hin ihre Bedenken hat.

Ich bin der Ansicht, daß es besonders der Fall ist bei einem großen Theil von
Straßen, welche jetzt keine besundcreBedeutung mehr für den durchgehendenVerkehr haben,
sondern diese Bedeutung durch die inzwischen entstandenen Eisenbahnen mehr oder weniger
verloren haben. Ich bin ferner der Ansicht, daß die Art und Weise, wie die einzelnen Kreise
zu der Wegebaulast beizutragen haben, doch nicht als gerechtfertigt anzuseheu ist, Ls fragt
sich in dieser Beziehung, wie sich ein anderer Ausgleich herbeiführen läßt.

Ich bin endlich der Ansicht, daß der jetzige Zustand, wonach nur die Provinz und die
Gemeinde Träger der Wegebanlast find, die Kreise aber fast gar nicht davon berührt werden,
noch weniger richtig ist. Ich bin der Ansicht,daß dahin zu streben ist, daß gerade die Kreise,
die jetzt aller communalen Aufgaben in dieser Provinz entbehren im Gegensatz zu fast allen
anderen Provinzen des preußischenStaates bei der Wegebaulast nnd der Wcgeunterhaltung in
erster Linie mit in den Vordergrund gerückt werden müssen. Ich hoffe, daß die von der
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Staatsrcgicrung angekündigteVorlage eines Gesetzentwurfesnach der Richtung Wandel schaffen
wird. Ich würde diese Wandlung mit Freuden begrüßen. Ich würde es für richtig halten,
wenn die Landkreise in ähnlicher Weife, wie es die Stadtkreise fast alle gethan haben, dazu
übergehen würden, ihrerseits freiwillig die Wcgcbaulastgegen Abfindungder Provinz zu übernehmen.
Und ich bin überzeugt, daß dies dem Wegebau zu Gute kommen würde, daß dann eine
Decentralifation eintreten würde, die den Interessen der Kreise und Gemeinden sehr entsprechen
würde. Ich enthalte mich aber aller weiteren Ausführungen, indem ich nur bctuucn wollte,
daß ich persönlich mit Hoffnungen ans Aenderung des jetzigen Zustandes der angekündigten
Vorlage der Staatslegierung über die Ordnung des Wegebaues entgcgenfehe. Ich erkenne an,
daß bis dahin auf Gruud des jctzigeu Zustandes geordnete Verhältnisse in unferer Verwaltung
herrschenmüssen und habe deshalb gegcu die Vorlage fönst wie gegen die einzclueu Vestimmnngen
des Reglements nicht das Geringste einzuwenden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Das Wort hat der Herr Abgeorductc Freiherr
von Hüvel.

Abgeordneter Freiherr von Hövel: Meine Herren! Ich möchte die Worte des
Herrn Oberbürgermeisters Becker doch nicht ganz unwidersprochenlassen Ich glanbc, daß die
meisten Landkreisegar kein Interesse daran haben, Kreisstraßcn einznsnhrcn und weise ich darauf
hin, daß man in der Provinz Westfalen, wo man fchon lange Kreisstraßcn hat, fetzt sehr daran
denkt, dieselben eingehen zu lassen uud solche der Proviuz zu überweise!,.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Becker.
AbgeordneterBecker: Meine Herren! Woran man daran in einzelnen Provinzen denkt,

das läßt sich nicht beweisenund kann mich sehr verschieden sein. Ein Theil mag daran denken,
die Kreisstraßcn anfznheben, ein anderer Theil mag sie gerade für fehr vurtheilhaft halten. Ich
meine, widerlegen kann man mich mit positiven Thatsachen, aber nicht mit Annahmen, die
möglicher Weise in der Znkunft eintreten. Das Factum ist, daß in den meisten anderen
Provinzen die Wegebanlast wesentlicheine Krcislast ist, und ein großer Theil der Provinzen
befindet sich sichtlich sehr wohl dabei und denkt nicht daran, diesen Zustand zu ändern. Meine
Herren! Ich will auch nicht sagen, daß wir mit einem Male zu dem umgekehrte«: Zustande
gegenüber dem jetzigen übergehen müßten, daß man mit einem Male sämmtlicheStraßen auf
die Kreise übertragen solle. Ich kann mir sehr gut einen mittleren Zustand denken, wonach
die großen Straßen mit durchgehendem Verkehr der Provinz verbleiben, wonach aber die Straßen,
die wesentlichnnr für die Kreise noch von Werth sind, von den Kreisen oder Gemeinden über¬
nommen werden. Ich halte das jetzige System, wonach nnr die Provinz »nd die Gemeinden
Träger der Wegebanlast sind, für kein richtiges. Es führt nach meiner Auffassung zu große»
Uubilligkeiteu und Härten, die auf einem anderen Wege wohl vermieden werden können.

Vorsitzender Fürst zn Wied: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Freiherr
von Loö.

AbgeurdncterFreiherr vonLoö: Meine Herren! Ich möchte doch dem Herrn Abgeordneten
Becker widersprechennnd dem zustimmen, was der Herr Landrath Freiherr von Hüvel gesagt
hat. Meine Herren! Bei nns am Niederrhein besteht ein Bedürfniß nach Kreisstrahen meines
Erachtcns nicht. Man kann überall den Ausspruch hörcu, daß man hofft, mit Kreisstraßen
verschontzu bleiben. Ich wüßte in nnfcrer Gegend kanm, wo irgend eine Straße fei, die als
Kreisstraße übernommen oder als solche ausgebaut werden müßte. Die Gemeinde hat
überall das Nöthige besorgt,
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VorsitzenderFürst zu Wicd: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Pelzer.
Abgeordneter Pelzer: Meine Herren! Es ist recht wunderlich und läßt tief blicken,

daß bei uns kein Bedürfniß für Krcisstraßcn besteht, während diejenigen, die zunächstmit dem
Wegeban begonnen haben, uuscre Nachbarn, die Franzofen, das ganz naturgemäße System von
vornhereineingeschlagen haben, die Verwaltung der großen Durchgaugsstraßcn, welche die Einfuhr,
Ausfuhr und Durchfuhr zwischen den großen Städten und Handelsplätzen vermitteln, einer
Eeutralstelle zu übertrage!!, dagegen die Straßen, welche von nicht allgemeinem Interesse sind,
sondern nur den örtlichenVerkehr vermitteln, einer mittleren Instanz zu überweisenund endlich
die Gemcindewege, die mir eine vollständiglokale Bedeutung haben, einer unteren und letzten Instanz
zu überlassen; dort unterscheidetmau ganz fachgemäßzwischen den i-uos ßi-anäe» routes, den
rusL cl'intLi'üt oominnn und den bloßen «nemins vioiuaux oräinairo». Was die Franzosen,
die mit dem Wegebau zuerst augefangen haben, in dieser Beziehung gcthau, hat man in aller
Welt als sachgemäß anerkannt, und soweit mir bekannt, besteht dieser Zustand that¬
sächlich auch in allen übrigen Provinzen des preußischen Staates, wie er auch in Elsaß-Lothringen
besteht. Es kommt hinzu, daß iu der inzwischen zurückgezogenenDenkschrift, welche der
Provinzialausschuß uns über die Wegebanlast und deren Vertheilung vorgelegt hat und welche
nur deshalb zurückgezogen wurde, weil die Regelung des Wegebaues im Wege der Gesetzgebung
demnächst erfolgen soll, dieser Zustand als der richtige und sachgemäße auch sür die Rheiuprovinz
anerkannt worden ist, und daß es geradezu dort beklagt worden ist, daß wir hier nur zwei
Verwaltungen haben, die große Provinzialvcrwaltnng und daruutcr die kleinen Gemeinde¬
verwaltungen. Was ist denn aber auch die Folge davon? Daß von einer einzigen Eeutralstelle
in einer Provinz, welche die Große eines kleinen Königreichs hat, die Beamten der Ccntral-
verwaltuug genöthigt sind, von Saarbrücken bis nach Eleve und Emmerich herumznrcisen,um die
Verwaltung der Straßen zu besorge», weil cbcu keine Zwischeninstanzda ist. Daß ans diesem
Wege heillos viel Geld weggeworfenwird, wird kein vernünftiger Menfch bestreiten, und es
wird der Provinzialausschuß uach der Denkschriftam wenigsten Veranlassung und Möglichkeit
haben, das noch in Abrede zn stellen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es hat sich Niemand mehr zum Wart gemeldet. Daun
schließe ich die Diskussion und bringe den Autrag der Fachcommission,dem hier vorliegenden
Reglement Ihre Zustimmung zu geben, zur Abstimmung. Ich bitte Diejenigen, die dagegen
sind, sich zu crhcbeu. (Geschieht) Der Antrag ist einstimmig angenommen. Hiermit ist die
Vorlage erledigt. — Wir kommenzum folgenden Gegenstand der Tagesordnuug Nr. 8:

„Bericht des Proviuzialausschusses, betreffend die in Gcmäßhcit des §. 96 der
Provinzialordnung zu erlassenden Reglements über die dienstlichen Verhältnisse der
Provinzialbemnten".

Berichterstatter ist Herr Landcsdircktor Klein, dein ich das Wort ertheile.
Berichterstatter Landesdirektur Klein: Meine Herren! Der Z. 96 der Provinzial¬

ordnung schreibtvor, daß die dienstlichen Verhältnisse der Provinzialbeamten durch besondere
Reglements zu ordnen seien. Es sind in der Rhcinpruvinz solche Reglements bereits im Jahre
1884 erlassen worden, welche die Genehmigung der betreffendenHerren Reffortminister gcfuudcu
hatteu. Wir befanden uns deshalb in der Lage, daß wir diefe bestehendenund geltenden
Reglements der neuen Prouinzialurdnnng nur anzupassen hatten. Ferner konnten wir bei
dieser Gelegenheit diejenigen Aenderungen, welche sich an der Hand der Erfahrung als noth¬
wendig herausgestellt haben, berücksichtigen.Der Provinzialausschuß hat die nach diefen beiden
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Gesichtspunktenhin ausgearbeiteten neuen Reglements zunächst auf das Eingehendste durch eine
Commission prüfen lassen, und ist alsdann die Vorlage im Plenum des Ausschussesgeprüft
worden. Nachdem diese Prüfuug vollendet uud die Vorlage festgestelltwar, ist dieselbeam
15. April d. I. dem Herrn Ober-Präsidenten mit der Bitte eingesendetworden, eine Aeußerung
der zustäudigen Herren Ressortminister darüber herbeiführen zu wollen, ob diese Reglements in
der neuen Form bei der später zu erbittenden Bestätigung Anlaß zu Anstanden böten, damit
der Provinziallandtag bei seinem Zusammentreteu den Wünschenund Anforderungen der König¬
lichen Staatsrcgierung Rechnung trageu könne. Der Vefcheid der Königlichen Staatsregierung
ist uns erst vor Kurzem während der Tagung des Provinziallandtags zugegangen, und ist
deshalb der Prouiuzialausschuß nicht mehr in der Lage gewesen, in der ersten gedruckten Vor¬
lage die von der KöniglichenStaatsregiernng angeregten Aenderungen berücksichtigen zu können.
Der Ausschuß bringt deshalb in einem Nachtrage zu dem früheren Bericht die bezüglichen
Aenderungen zu Ihrer Kenntnißnahme und Beschlußfassung. Die von der Königlichen Staats¬
regiernng angeregten Abändcrungeu sind durchgängig formeller Natur. Ich glaube, mciue
Herren, daß es bei der vorgerückten Zeit zu weit, führen würde, wenn ich jeden ciuzelueu
Paragraphen diefes umfaugreicheuReglements, was aus 6 Anlagen besteht, Ihnen vorlese, nnd
wenn wir alsdann jeden einzelnen Paragraphen hier zur Distufsion bringeu wollteu. Ich
möchte Ihnen statt dessen vorschlagen, daß ich nur dicjeuigen Aenderungen zunächst vortrage,
welche auf Grund des Schreibens der KöniglichenStaatsregiernng an dem gedruckt vorgelegten
Entwurf nachträglich Seitens des Provinzialausschusscs beschlösse,,worden sind und sodann die
Beschlüsseder Fachcummiffion über die Vorlage mittheile. Alsdann würde ich abwarten, ob
und welche Anfragen aus dem hoheu Hause zu den eiuzelnen Paragraphen gestellt werden und
dieselbendemnächst beantworten. Wenn dieses Verfahren Ihren Wünschenentsprechensollte, so
würde ich zunächst zu den Abänderungen, welche die Königliche Staatsregierung angeregt hat,
übergehen.

VorsitzenderFürst zu Wicd: Es scheint, daß der Landtag damit einverstanden ist.
Ich bitte den Herrn Berichterstatter so zu verfahren.

Berichterstatter Landesdircktor Klein: Meine Herren! Die erste Abänderung findet
sich in Absatz 2 und Absatz 4 des §. 3 des Reglements über die dienstlichenVerhältnisse der
Provinzialbeamten. Die beiden bezüglichenAbänderungen bestehen in einein Zusätze zu dem
Absatz 2 und 4. Der betreffendeAbsatz lautet folgendermaßen:

„In welcherArt jedes Prouinzialamt zu besetzen ist, bestimmt der Provinziallandtag
durch ein besonderesReglement".

Die Königliche Staatsregierung macht nun darauf aufmerkfam, daß dieses besondere
Reglement ebenfalls der Bestätigung bedürfe. Letzteres ist vom Provinzialausschuh niemals
bezweifelt worden. Wir können ja durch ein Reglement die bestehende Gesetzgebung,welche jene
Bestätigung vorschreibt,nicht abändern. Wir haben nur für überflüssig erachtet, die Nothwendigkeit
der Bestätigung des besonderenReglements hier zu erwähnen. Dies wird aber von der König¬
lichen Staatsregieruug gewünscht und deshalb vom Provinzialausschuh vorgeschlagen,in Absatz
2 wie 4 vor den Worten „besonderesReglement" den Zusatz einzuschalten:

„gemäß §. 120 der Provinzialordnuug der ministeriellenGenehmign»«,uuterliegeudes
besonderesReglement".

Ferner hat die Königliche Staatsregieruug zu §, 5 II darauf aufmerksamgemacht, daß
die in diesen Paragraphen erfolgte Verweifuug der Anstellungsgrundsatzeiu das Statut der
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Landesbank und in das Reglement der Feuer-Societät, sowie die dort vorgesehene probeweiseund
commissarische AnstellungSeitens des LandeMrektors dem Wortlaut und den Bestimmungender
Prouinzialordnung widerspreche,demzufolgeder Ausschuß sämmtlicheAnstellungen vorzunehmen
habe. Es ist das, meine Herren, nach den Bestimmungender Prouinzialordnung allerdings richtig.
Auf der anderen Seite würde aber, glaube ich, die Verwaltung absolut stillstehen,wenn der
Landcsdirektornicht in der Lage wäre, auch nur für 24 Stunden einen Schreiber oder einen
Boten anzunehmen, und es wird deshalb von Seiten des Ausschusseseine andere Fassung vor¬
geschlagen,welche einerseits das Bedenkender Königlichen Staatsregicrung auszuräumen geeignet
erscheint,und andrerseits die Verwaltung vor jenem Stillstande bewahrt. Dieselbe Bestimmung
findet sich auch in den Reglements der anderen Provinzen. Es wird Ihnen nämlich vorgeschlagen,
die betreffende Position in der jetzigen Fassung zu streichen und durch folgendenene Bestimmungen
zu ersetzen:

„Der Landesdircktor hat bis zur endgültigen Besetzung offener Stellen erforderlichen
Falls über die zeitweilige oder probeweife AusteilungVerfügung zu treffen. Auch
steht demselben die Vefugniß zu, die erforderlichenHülfsbcamten anzunehmen, sowie
Anwärter zur uuentgeltlichenBeschäftigungim Prouinzialdienst zuzulassen.

Die Annahme bei den Prouinzialanstaltcn kann von dem Landesdirektor den
Anstaltsvorstehernüberlassenwerden,"

Da diese Bestimmungnoch neuerdings für die Provinz Westfalenbestätigtworden ist, so ist
nicht anzunehmen,daß dieselbe für uns bei der Königlichen Staatsregicrung Bedenken begegnen wird.

Drittens ist eine Aenderung des §. 9 Absatz 1 dahin gewünschtworden, daß die
Kautionen der Provinzialbeamten mich in Vuchschnldendes preußischen Staates gestellt werden
können. Auch dieser Zusatz hat kein Bedenken,wir haben die Bnchschulden aus dem Grunde nicht
angeführt, weil die Kautionen unserer Beamten sich nicht in solchen Beträgen bewegen,daß anzu¬
nehmen ist, daß ein Beamter eine Buchschnld,welche im Schuldbuchedes preußischenStaates
eingetragen ist, als Kaution stellen wird. Es wird dies nach meinem Dafürhalten in der Praxis
nicht vorkommen, da die Erwähnung der Buchschuldenaber Seitens der KöniglichenStaats¬
regicrung gewünschtwird, so steht kein Bedenken entgegen, diesemWunscheRechnung zu tragen.

Viertens. In §.18 des Reglements ist bestimmt: „Die Fürsorge für die Hinterbliebenen
der Provinzialbeamten ist durch ein bcfonderes Reglement geordnet". Die KölnglicheStaats¬
regierung macht hierbei darauf aufmerksam, daß die Beamten nnr durch Vereinbarung bei ihrer
Anstellunggezwungenwerden können, Wittwen- nnd Waisengclderzn zahlen. Auch das trifft zu,
da eine gesetzlicheBestimmung darüber nicht existirt. Zur Ausräumung dieses Bedenkens wird
vorgeschlagen, dem §.18 als Absatz 2 hinzuzufügen:

„Den Provinzialbeamten wird bei ihrer Anstellung die Verpflichtunganferlegt, nach
Maßgabe dieses Reglements Wittwen- und Waiscngelder zu zahlen".

Letzteresist bis jetzt immer gchandhabt worden, indem die bis jetzt geltende Bestimmung des
bisherigen Reglements in diesem Sinne verstanden wurde, so daß es dabei bleibt, was in der
Praxis bisher immer gegolten hat.

Fünftens hat die Königliche Staatsregierung hervorgehoben, daß Beamten, denen bei
ihrer Anstellung von dein allgemeinenReglement abweichende Znsicherungcngemachtworden sind,
diese Zusichcrungen nicht dnrch das neue Reglement entzogen werden können, und daß noth¬
wendig erscheine, dieses durch einen Zusatz anszusvrechen Ersteres trifft zu, während ich Letzteres
nicht zugeben kann. Wenn wir z. B. einein Vauinspektor, was thatsächlichder Fall ist, bei
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seiner Anstellung zugesichert haben, daß er, ohne dienstliches Verschulden,von einem bestimmten
Orte nicht versetzt werden soll, so kann diese Zusichcrung nicht durch Reglement einseitig auf¬
gehoben werden. Der Provinzialansschuh hat aber für selbstverständlicherachtet, .daß solche
besondere Verabredung nicht durch eiu Reglement einseitig abgeändert werden könne, und ist
aus diesem Grnnde ein solcher Zusatz für unnüthig erachtetworden. Da die KöniglicheStaats-
regicrung Letzteres aber für nothwendighält, so wird ein Zusatz in folgenderFassung vorgeschlagen:

„Denjenigen Beamten, welchen bei ihrer Anstellung von den in diesemReglement
getroffenen Bestimmungen abweichendeZusicherungen gemacht worden sind, bleiben
die aus diesen Zusicherungenerwachsenen Rechte vorbehalten".

Die Königliche Staatsregierung hat sodann noch zwei Abänderungen zur Erwägung
gestellt,nämlich

1. im §. 5 III, die Einführung einer Befchwerdeinstanz den dort vorgesehenen Kündigungs-
uud Entlassungsucrfüguugengegenüber und

2. in §. 10 die Aufnahme des im §. 1, Abf. 2 des Gefetzes vom 10. Juni 1874
enthaltenen unbedingten Verbotes einer bezahltenAufstchtsrathsstellung.

Beide Aenderungen sind indessen von dein Prouinzialausschussewie von Ihrer Fach¬
commissionnicht als zweckmäßig erachtet worden.

Das, meine Herren, sind diejenigen Aenderungen, welche Seitens der Königlichen Staats-
rcgierung zu dem ersten Reglement über die allgemeinen dienstlichen Verhältnisse der Beamten
angeregt worden sind. Die Fachcommission hat sodann noch eine Aenderungzu dem Paragraphen
über die Dienstwohnungengetroffen. Es wurde in der Fachcommission als wünschenswerthund
zweckmäßig bezeichnet, daß eine VestimmuugPlatz finde, durch welche den Beamten, welche eine
Dienstwohnuugiunehaben, dicfe Dienstwohnung mit vierteljährlicherKündigung im Interesse des
Dienstes, wenn die Wohnung z. V. zu anderen Zwecken, wie dies ja in Anstalten vorkommen
kau«, zu benutzenist, gegen Zahlung der vereinbarten Miethscntschädigung,insofern eine solche
bei der Anstellung vereinbart worden ist, oder gegen das reglementsmäßigeWohnuugsgeldentzogen
werden kann. Ich erachte diese Bestimmung auch für zweckmäßig und möchte bitten, auch diefe
Bestimmung, fo, wie die Fachcounnifstondieselbe beschlossenhat, aufzunehmen. Hiermit sind
die Aenderungen, welche einerseits auf Anregung- der Staatsrcgierung vom Ausschußund welche
andererseits von der Fachcommission vorgeschlagenwerden, erschöpft. Ich möchte mir nun die
Frage erlauben, ob und welche Anträge zu dem Reglement aus dein hohen Haufe noch
gestelltwerden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich stelle die Anträge zur Diskussion. Der Herr
Abgeordnete von Grand-Ny hat das Wort.

Abgeordneter von Grand-Ny: Sie wollen die Güte haben, mir nur ein paar kurze
Bemerkungenzu gestatten. Ich sehe zunächst überhaupt davon ab, Anträge zu stellen und möchte
nur, wie eben bemerkt, einige kleine Wünscheaussprechen. Auf Seite 24 des Berichts findet sich
ausgeführt, daß namentlich die mittleren nnd unteren Beamten gegenüber den «Staatsbeamten
und auch gegenüber den Communalbcmnten dadnrch sehr beschwert sind, daß sie einerseits keinen
Wohnungsgeldzuschußerhalten, und daß sie andererseits die Wittwen- und Waisenbeitrüge noch
zu zahlen haben. Es wird dann bemerkt, daß in Düsseldorf sich die Differenz der Stellung
der Beamten auf etwa 460 bis 480 M. im Durchschnitt stelle. Nuu hat der Provinzialans¬
schuh und ihm folgend auch das hohe Haus den einen Vortheil, den die anderen Beamten haben,
beseitigt, sie haben Wohnnngsgeldznschüsse den Beamten zugebilligtund dadnrchin der That einen
sehr dankenswerthenFurtschritt in der Art der Besoldung der Beamten gemacht. Indeß, meine
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Herren, die Beiträge für die Wittwen nnd Waisen sind noch beibehalten wurden. Ich will in
diesem Augenblicke nicht darauf antragen, daß die Beamten von diesen Beiträgen befreit werden
füllen, ich wuchte aber den Wunsch aussprechcn, daß der Prouinzialausschuß auch die Befreiung
nach dieser Seite in's Auge fasse und die Beamten mich nach dieser Richtung hin den anderen
Beamten des Landes und des Staates, einzelner Provinzen nnd fogar einzelner Städte gleich¬
stelle, denn alle diese haben die Beitrüge fallen lassen. Meine Herren! Der Betrag, der sich
für die Provinz daraus ergeben winde, den die Provinz übernehmen müßte, würde in diesem
Falle nicht sehr erheblich sein, die Beiträge betragen nach Seite 8 des Berichts für die
Beamten 11843 M. Der Bestand des Fonds ist 115 000 M. Nun bin ich der Meinung,
daß, wenn in der That die Provinz diese Last übernimmt, sie dies viel leichter tragen wird,
als die Beamten sie ihrerseits zn tragen im Stande sind.

Dann, meine Herren, habe ich schon bei der Behandlung des Vesoldungs-Etats darauf
hingedeutet, und den Wunsch ausgesprochen, es möge nicht das Aufrücken des Gehaltes von Fall
zu Fall festgestellt werden, sondern es möchten für das Aufrücken der Beamten in ein höheres
Gehalt Normalvorfchriften gemacht werden, nach denen sie bezüglich dieses Aufrückcus gesichert
sind nach den Bestimmungen eines Normal-Nesoldungsplanes — wenn ich es so nennen soll.
Es entspricht das durchaus dem Verhältniß anderer Beamten in anderen Vcrwaltuugen, Endlich,
meine Herren, möchte ich darauf aufmerksam machen, daß in die Verwaltung neuerdings eine
Art Beamten eingeführt werden, welche die Verwaltung bisher nicht kannte, die Landcsasscssoren,
Ich möchte über die Stellung dieser Beamten um eine Aufklärnng bitten. Es ist über die Art
der Anstellung derselben irgend etwas in den Reglements nicht gegeben, wir werden nur bei der
Aufstellung darauf aufmcrkfam gemacht, daß sie eingeführt sind in die Zahl derjenigen Beamten,
die zur Besoldung vorgeschlagen werden.

Das waren die Bemerkungen, die ich zu machen hatte.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Freiherr von Solemacher.
Abgeordneter Freiherr von Solemacher: Zunächst danke ich dem Herrn Abgeordneten

von Grand-Ny für die schätzeuswerthe Anregung, die er gegeben in Bezug auf die Pensions-
verhältnisse der Beamten, Ich mache nur darauf aufmcrkfam, daß die Ausgaben nicht geleistet
werden können ohne die entsprechenden Einnahmen. Sollte also bei der nächsten Etatsbernthnna
der Provinzialausschuh in der Lage sein, eine Erhöhung der Einnahmen, das heißt eine Erhöhung
der Umlagen vorschlagen zu müssen, so dürfte er dann auf die wohlwolleude Unterstützung des
Herrn Abgeordneten von Grand-Ny wohl zu rechnen haben.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Becker hat das Wort.
Abgeordneter Becker: Meine Herren! Ich persönlich muh doch sagen, daß ich den neue»

Wechsel, der schou wieder zu Gunsten der Beamten für den nächsten Landtag bezüglich der Auf¬
hebung der Neliktenbeiträge gezogen werden foll, nicht für ganz gerechtfertigt halte. Meine
Herren! Daß die Neliktenbeiträge einmal aufgehoben werden müssen, das gebe ich zu, denn der
Staat ist vorangegangen und die einzelnen anderen Körperschaften, die unter ihm organifch
gegliedert sind, werden sich auf die Dauer dem zu folgen nicht entziehen können, aber, meine
Herren, im gegebenen Augenblicke dies anzuregen, halte ich nicht für gerechtfertigt. Nach meiner
Auffassung wäre es in der That richtiger gewefen, wenn man die Neliktenbeiträge aufgehoben
Hütte bei Gelegenheit der jetzigen Gehaltsregulirung. Das würde ich für das richtige Vorgehen
gehalten haben. Ich persönlich habe an dem Negulntiv nicht mitgewirkt, weil ich in den Sitzungen
des Ausschusses leider nicht anwesend sein konnte, ich würde es sonst angeregt haben. Nachdem
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aber jetzt, meine Herren, durch den Wohnungsgeldzuschußdie Provinzialbeamten viel günstiger
gestellt sind als die Staatsbeamten, als alle Genieindebeamten, scheint mir augenblicklich in der
That kein Grund vorzuliegen, schon wieder zu einer weiteren Vergünstigung überzugehen. Ich
hatte geineint, man hätte das ruhig der Entwickelungüberlassen müssen. Ich persönlichwar
zweifelhaft, ob es gerechtfertigt fei, da auch zur Zeit die Gehälter der Proviuzialbeamten nach
meiner Auffassungnicht als unauskömmlichangeschen werden können — ob es gerechtfertigtist,
fchon jetzt diese durchgreifendeErhöhung der Gehälter auf Kosten einer Erhöhung der Umlage
vorzunehmen. Ich war darüber sehr zweifelhaft; ich habe mich befchieden, weil ich auch wünschte,
dah die Provinzialbcamtcn verhältnißmäßig gut gestellt sind. Ich muh aber ausdrücklich hervor¬
heben, daß sie jetzt besser gestellt sind, als die Staatsbeamten und alle Gemeindcbenmten— ich
habe aber nichts dagegen, denn ich weiß ja, daß das Gehalt der Staats- und Gemeindebeamten
in vielen Richtungen zu wünschenübrig läßt; aber ich muhte nach allen Richtungen die Sache so
klar stellen, wie sie thatsächlichliegt,

VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat der Herr AbgeordnetePelzcr.
Abgeordneter Pelz er: Die Anregung, welche der Herr Abgeordnete von Grand-Ry

bezüglich der Landesassessorcngegeben hat, halte ich doch sür eine sehr berechtigte. In der
Eintheilung der Beamten auf Seite 20 der Vorlage ist von Landesassessorcnabsolut keine
Rede, nachher kommt aber dcr Entwurf eineö neuen Bcsoldungsplans für die Provinzial-
bcamten der Nheinprovinz und da finden Sie auf Seite 20 I, 1 neben dem Stellvertreter des
Direktors der Pruvinzial-Feuer-Socictät, den Landcsbankräthen, den Landes-Oberbauinspektoren,
dem Kassendirektor der Landesbank auch „Landesassessorcn"und zwar mit einem Minimalgehalt
von 4500 M. und einem Maximalgchalt von 7500 M. angeführt. Ich weiß nicht, ob es sich
um die Kreiruug neuer Stellen handeln soll. Mein Hauptbedenkenin der Sache trifft vorzugs¬
weise folgenden Pnnkt: es ist mit vollem Recht dem Landtage die Wahl des Landcsdircktors
nnd der oberen Beamten, also auch der Landcsräthc, vorbehalten. Dcr Provinzialausschuß hat
ja zweifellos einen sehr bedeutendenEinfluß in dieser Hinsicht nnd ich freue mich dessen, denn
ich glaube allerdings, es wird einem kleineren Kollegium viel leichter möglich sein, die richtigen
Persönlichkeitenzu finden, als dem großen Kreise des Plenums des Provinziallandtages.

Man wird ja deshalb gewiß immer auf die Vorschläge, wie sie uns vom Ausschüsse
zugehen, möglichst Rücksicht nehmen; ich glaube aber, daß der Landtag geradezu eine vollständig
vorgeschriebene Marschroute habeu wird, weuu in Znknnft schlechthindie Landesassessorenmit
solchen Gehaltssätzen von 4500 M. bis 7500 M. vom Provinzialausschusse angestellt werden
und dann selbstredendspäter nothgcdrungen ihre Ernennung zu Lcmdesräthcn von selbst sich
vollziehen wird; damit wird das Recht des Landtages absolut illusorisch. Wir werden überdies
natürlich jedesmal die Herren, wenn sie schon auf 7500 M. gekommen sind und dann zu
Landesräthcn ausrückeu,absolut nicht mit einem geringeren Gehalte als vorher anstellen können,
während doch im Nebrigen die Landesräthe mit einem Minimalgehalt von 5400 M. anfangen
sollen. Ich möchte also glauben, daß es wohl richtig sein wird, in dem erwähnten Verzeichnis;
den Titel „Landesassessorcn"zu streichen, weil mit dieser Beamtcnkategurie, wie ich ausgeführt
habe, jedem Einflüsse des Provinziallandtages auf die Wahl der LandeSräthe präjudicirt
sein würde.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Tenge.
Abgeordneter Tenge: Meine Herren! Trotz der unbestreitbaren Thatsache und des

schon geschehenen Hinweises daranf, daß die Proviuzialbeamten im Durchschnitt viel günstiger
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gestellt und höher besoldet sind als die Staats- und die sonstigen Cummnnalbeamten, möchte ich
doch noch auf einige Beamten der Prvvinzialvcrwaltung hinweise!!, bei denen es angebracht
sein möchte, auf eine Erhöhung des Diensteinkommens Bedacht zn nehmen, das sind die
Prvvinzial-Strahenanfsehcr. Diese Kategorie von Beamten ist thatsächlich sehr ungünstig
gestellt; sie haben bis jetzt augefangeu mit einem Minimalgehalt von 900 M. nnd steigen, so
viel ich weiß, alle 2 Jahre nm 20 M. Nun ist für sie allerdings gegenwärtig eine Gehalts-
aufbesscruug insofern vorgesehen worden, als sie mit 1000 M. Dicusteinkommen anfangen
sollen nnd eine Steigerung alle 2 Jahre von je 5.0 M. eintreten soll. Meine Herren! Wie
ich aber erfahren habe, foll diese Aufbesserung nicht Platz greifen bei den bereits jetzt im Amte
befindlichenStraßenaufsehern, sondern blos bei den Neneintretendcn. Meine Herren! Soviel
ich weiß, haben die älteren Straßennufseher gegenwärtig im günstigsten Falle nur ein Durch¬
schnittsgehalt bis zu 1200 M. einschließlich aller Nebeneinnahmen, Ein solches wird aber nicht
als genügend angesehen werden können, besonders nicht in einer industriellen Gegend, wo alle
Lebensbedürfnisseso erheblichvcrtheuert sind. Alle Beamte, welche vielleicht auf derfclbenStufe
stehen wie die Straßennnsschcr, z. B. die Gerichtsdicner, Kreisboten nnd derartige Beamte,
auch Geusdarmeu, stehen sich besser. Ich glanbc, daß es angezeigt ist, diese Slraßenanfseher
aufzubessern,auch aus dem weiterenGrunde, damit es möglich wird, besseres Material anch für
diese Beamtenkatcgoriezur Anstellung zu bringen.

Ich unterlasse es, heute bestimmte Anträge zu stellen und wollte mir die Aufmerksamkeit
des hohen Haufes und der Verwaltung nnf diefen Punkt lenken.

VorsitzenderFürst zu Wicd- Das Wort hat der Herr Abgeordnete Michels.
Abgeordneter Michels: Ich halte doch die Bedenken des Herrn AbgeordnetenPelzer

für fo weittragend, daß ich beantragen möchte, das Wort „Landesassessoren"in dem Entwürfe
des Besuldungs-Etats zu streiche».

VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Conze.
Abgeordneter Lonze: Ich habe im Gegentheil aus den Ausführuugen des Herrn

AbgeordnetenPelzer entnommen, daß wir durch die Anstellung von Landesassessormbei der
Berufung der Oberbcamten eigentlichin eine bessere Lage kommen würden. (Widerspruch.)Meine
Herren! Nach der Provinzialorduuug steht dein Landtage die Wahl der Obcrbeamten zu, aber
weun Sie die Praxis beobachten, geht es dabei doch nicht so zu, wie etwa in unseren Kreisen
bei den Abgeordnrtcnwahlen. Wir haben eigentlich nur die Eontrule über die vom Provinzial-
ausschusse getroffeneWahl. Der Prouiuzialausfchuh fchlägt uns Männer vor, wir können doch
nur im Vertrauen auf den Provinzialausschuß und auf die Umsicht, die er bei der Auswahl
diefer Männer hat walten lassen, die Wahl vornehmen. Eine Prüfung, wie sie bei anderen
Wahlen möglich ist, wo die Persouen durch jahrelangen Verkehr bekannt sind, ist hier nicht
möglich. Wenn wir also jetzt in die Lage gebracht werden, aus der Zahl der Landcsafsessoren,
die unabhängig vom Landtage durch den Proviuzialausschuß ernanut worden sind, Laudesräthe
zu wähleu, dann haben wir immerhin schon ein besseres Urtheil über diese Persönlichkeiten,als
bei den meisten bisher erwählten Beamten. Ich gebe zu, daß eine gewisse Zwangslage in Bezug
auf die Wahl dadurch entsteht, daß wir es nnt einem Manne zu thun haben werden, der bereits
einen großen Gehalt bezieht, daß man also geneigt sein wird, diesen Umstand in die Wagschale
fallen zu lassen; aber wir haben es eben auch mit Personen zu thun, die uns durch jahrelangen
Verkehr und aus dem Dienste in der Proviuzialverwaltung viel besser bekauut siud, als es jetzt
bei denjenigen Männern der Fall ist, die uns als ganz neue Persönlichkeitenhier zur Wahl vor¬
geschlagen werden.



Ich kann eine Beschränkungder Rechte des Prouinziallandtages in der Ernennung von
Landesassessoren durch den Provinzialausschuß wirklich nicht entdecken.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat der Herr Landesdirektor.
LandesdirektorKlein: Meine Herren! Ich habe außer der Reihe um das Wort gebeten,

weil ich eine Aufklärung zu dieser Sache geben kann, welche meines Dafürhaltens die aufgetauchteu
Bedenkenvielleicht beseitigenkönnte. Der Ausschußist bei der Einführung der Landesasfesforen
dem Veifpicle gefolgt, welches in der Stadt Berlin schon seit Jahren hinsichtlich der Magistratö-
affessorenbesteht und welches in Frankfurt a. M. ebenfalls eingeführt worden ist. Das Bedürfniß
zur Schaffung diefer Stellen hat sich bei uns ergeben durch die Ueberweisungder Iuvaliden-
und Altersversicherung. Es ist Ihnen bekannt, meine Herren, daß bei der Berathung des Gesetzes
schon darauf hingewiesen wurde, welche große Belastung den Provinzialuerbänden aus diesem
Gesetze erwachsen wird. Bei einer unter dem Vorsitze des Herrn Handelsministers im Monat
Juli d. I. zu Berlin stattgehabten Conferenz, welcher ich beigewohnt habe, wurde uns eine
Uebersicht gegeben, wonach wir in der Nheinvrovinz ungefähr 15 bis 16 Oberbeamte für jene
Versicherungdemnächst brauchenwürden. Wir können uud wollen die Beamten nicht sämmtlich
zu Landcsräthen machen, sondern der Provinzialausschuß hat für zweckmäßigerbefunden, daß
nur die 3 Beamte, welche Mitglieder des Vorstandes sind, Landesräthe werden, während alle
weiteren Beamte Hülfsarbeiter bleiben und den Landesräthen nicht gleich gestellt werden sollen.
Um diese Stellung klar hervortreten zu lassen, sollen jene Beamte auch nicht als Landesräthe,
sondern in ähnlicher Weise, wie dieses bei den Hülfsarbeitern des Magistrats zu Berlin und
Frankfurt a. M. der Fall ist, als Landesassessoren angestelltwerden. '

Wie würde sich nun die Sache für uns stellen,wenn Sie die Einführung der Veamtcn-
klasse der Landesafsessorennicht genehmigenwollten? Die zur Zeit der Invaliditäts- und Alters-
Versicherungsanstaltüberwiesenen drei Landesrathe reichen auf die Dauer zur Bewältigung der
umfangreichen Geschäfte nicht aus. Was sollen wir alsdann thuu? Wir werden zwar stets
einen Assessor für ein Jahr beurlaubt bekommen; ist er eben eingearbeitet und ist das Jahr zu
Ende, so kann der Urlaub nicht verlängert werden und es muß wieder ein neuer Assessor genommen
werden, und so hätten wir fortwährend Hülfsarbeiter, welche jeden Augenblick wechseln und sich
zunächst einarbeiten müssen, wenn sie aber eingearbeitet sind, wieder fortgehen. Wollen wir die
besseren Kräfte behalten, fo müssen wir denselben eine feste Existenz bieten, indem wir ihnen
entweder eine Landesrathsstelle, oder eine andere auskömmliche Stelle übertragen. Wer aus dem
Staatsdienste tritt, der will etwas unter den Füßen haben, mag er auch nur ein Jahr nach dem
Examen als Hülfsarbeiter gearbeitet haben. Ich verstehe nun das Bedenken, was Sie haben,
aber Sie können überzeugt seiu, daß dieses Bedenken unbegründet ist. Zunächst kann nach meinem
Dafürhalten der Fall der Neuwahl eines Landesrathes nicht eintreten. Es sind zur Zeit nur
rüstige Landesräthe vorhanden und ist bei ihnen eine Vakanz sobald nicht zu erwarten. Sie
hätten auch heute eine Neuwahl nicht vorzunehmen,wenn nicht das Invaliditäts-Versichcrungsgesetz
gekommen und aus diesem Grunde drei Landesräthe zu wählen waren. Wenn die Zeit der Wahl
wieder lonunen wird, werden Sie sich überzeugen, daß der Provinzialausschuß Ihrem Wahlrechte
durch die Ereirung der Landesafsessorenin keiner Weise vorgegriffen hat. Der Ausschuß wird
für die von dem Provinziallandtage zu vollziehendenWahlen stets ein Ausschreibenerlassen.
Hierauf könnnen sich die bei der Verwaltung beschäftigtenLandesafsessorenallerdings melden,
allein dieselben haben kein Vorrecht und noch weniger das Monopol, gewählt zu werden, sondern
der Landtag hat freie Wahl unter den Kandidaten, welche sich melden. Soll nun der Provinzial-
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landtag sich auf den Standpunkt stellen, daß er sagt: Leute, welche wir in der Verwaltung erprobt
haben, beschränken uns in der Wahl, wir wollen Niemanden probiren, wir wollen lieber auf
Empfehlungen hm wählen. Nur in diesem Sinne könnte man jenes Bedenken deuten. Wenn
den betreffenden Assessoren bei ihrer Anstellung ein Versprechenoder auch nur die Aussicht gemacht
würde, die nächsten Landesrathsstellen unter Ausschluß jeder anderen Concurrenz zu erhalten,
ja dann würden Ihre Bedenken ganz gerechtfertigt sein. So, wie die Verhältnisse aber liegen,
müßten Sie auch dasselbe Bedenken bei den Ober-Landesbauinspektoren haben. Diese Herren
haben auch akademischeBildung, sie sind meistens in vorgerücktem Lebensalter, aber demungeachtet
wird Niemand annehmen, daß — im Falle eine Baurathsstelle frei wird — der älteste Ober-
Landesbauinspektoruun ohne Weiteres in die Baurathsstelle einzurückenhabe und daß damit das
Wahlrecht des Landtages verkümmert sei. Der Provinzialausschuß wird in einem solchen Falle
die Stelle des Baurathes ausschreibenund Sie können demnächst den Würdigsten und Besten aus
der Zahl der sich gemeldethabenden Kandidaten wählen, und zwar ohne daran gebunden zu sein,
ob der Betreffende bereits als Landes-Oberbauinspektorhier beschäftigtwar, oder sich von aus¬
wärts gemeldet hat. Ebenwenig wird Ihr Wahlrecht durch die Schaffung der Landeöassessoren
in irgend einer Weise eingeschränkt werden, wie auch die Thatsache nicht hervorgetreten ist, daß
das Wahlrecht des Stadtuerordnetenkollegiumsin Berlin oder Frankfurt a./Main bei den Stadt-
rathsstellenbeeinträchtigtworden ist. Sind unter den Landesassessoren tüchtige Leute, nun warum
wollen Sie diese nicht lieber wählen, als Fremde, zumal da die Erstere» unsere Verwaltung kennen
gelernt haben, und ferner für unsere Verwaltung in geringeren Gehaltssätzen,zuerst als Commissare,
dann als'Landesassessoren gearbeitet haben, allein dadurch ist Ihr Wahlrecht weder beschränkt noch
illusorisch gemacht. Ich kann schließlichnur wiederholen, wenn die Alters- und Inualidenversorgung
nicht gekommen wäre, würden wir heute weder drei Landesrathe zur Wahl vorschlagen,noch die
neue Veamtenklasseder Landesassessoreneinführen wollen. Der Provinzialausfchuß beabsichtigt
auch nicht für die nächste Zeit schon Landesassessoren anzustellen,sondern er wollte sich durch das
vorliegendeReglement nur die Möglichkeitoffen halten, dein an uns herantretenden Bedürfniß
nach Anstellung einer größeren Zahl von höheren Beamten, wie folches für die Alters- und
Invaliden«erforgung zu erwarten, nachkommenzu können, ohne einerseits die Zahl der Landesräthe
übermäßig zu vermehren und andererseits lediglich auf stets wechselnde Hülfskräfte ange¬
wiesen zu sein.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es ist der Antrag eingegangen, dahingehend:
„In dem Entwürfe eines neuen Befoldungsplanes für Provinzialbeamte der Rhein-
Provinz »üb 1, 1 die Bezeichnung „Landesassessoren"zu streichen",

unterschrieben von den Herren Abgeordneten Pelzer und Michels. Der Herr Abgeordnete
Zweigert hat das Wort.

Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Ich hatte gehofft, daß nach den schlagenden
Ausführungen des Herrn Abgeordneten Pelzer diese Angelegenheit, die die Beziehungen des
Landtages zum Ausschusse aufs Engste berührt, nicht weiter erörtert werden würde, sondern
daß man in Anerkennung der Nichtigkeit dessen, was der Herr Abgeordnete Pelzer ausgeführt
hat, die Worte einfach streichen würde.

Meine Herren! Die Rede, die der Herr Abgeordnete Conze gehalten hat, hätte er
halten sollen im Landtage der Monarchie, als der H- 93 der Provinzialordnung berathen wurde,
welcher bestimmt, daß die Oberbeamten vom Landtage zu wählen sind. Wenn der Herr
Abgeordnete Conze Necht hat, wenn er ausgeführt hat, daß unser Einer nichts davon verstände
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und daß der Provinzialansschnß das richtige Urtheil hätte, dann hätte der H. 93 eine andere
Bestimmung treffen sollen, da hätte ausgesprochen werden sollen, daß die Obcrbeamten durch
den Ausschußzu wähleu sind. Darüber läßt sich streite«. Aber so lange dem Landtage das
Wahlrecht gegebenist, muß der Landtag meines Erachtcus sich das Recht auch wahren; und
wie das Nccht schon jetzt thatsächlichausgeübt wird, kann ich nicht billigen, meine Herren, das
sehen Sie an den Vorgängen gerade der beiden letzten Landtage. Ich erinnere daran, meine
Herren, daß uns im vorigen Landtage zugcmuthet wurde, wir sollten Herren wählen, von denen
man nichts weiter wußte als den Namen, wir kannten nicht die Eonfession, nicht das Lebens¬
alter, sondern nur den Namen. Meine Herren! In etwas anderer und vorsichtigererWeise
ist mau diesmal verfahren, aber daß das gerade sehr hübsch wäre, daß man sich so außer¬
ordentlich glücklich darüber fühlcu könnte, wenn man uns jetzt sagt: Ihr habt drei Landesräthe
zu wählen und Ihr habt diese drei zu wählen, die wir vorschlagen, andere schlagenwir nicht
vor, — das kann ich für meine Person nicht sagen; ich kann nicht sagen, daß ich meine
Stellung als Provinzial-Landtagsabgeordneter durch die Behandlung, die dem Landtage durch
den Ausschuß zu Theil geworden ist, gerade für sehr gehoben erachten möchte. Dieses Exempel,
welches wir heute erleben, werden wir wieder und wieder erleben, sowie Sie dem Provinzial-
ausschuß das Recht gebeu, Landcsassessorenanzustellen. Dann wird die Sache jedesmal in
derselbenWeise gemachtwerden.

Nun, meine Herren, ist das Verfahren aber auch meines Erachtens nngefetzlich. §. 92
und 93 der Provinzialordnnng bestimmen: die Oberbeamten werden durch den Pruvinzial-
landtag gewählt; §. 94 bestimmt: die Bürcanbcamten und die Kassenbcamten werden vom
Provinzialausschussegewählt; §. 95 bestimmt: die Beamten der Provinzial-Strahenverwaltnng
werden gewählt durch diejeuigenInstanzen, die das Reglement vorschreibt. Nun, meine Herren,
gehören die Herren Assessoren zu den Oberbeamten oder den Kasscnbeamten, oder den Büreau-
beamten, oder zu welchen Beamten sonst? Meine Herren! Sie sind Oberbcamte, und wenn
der Provinzialansschnß diese nöthig hat, dann wird der Provinziallandtag der allerletzte sein,
der die nöthigen Landesrathsstellen verweigert. Meine Herren! Wenn Sie Oberbeamte nöthig
haben, dann kommen Sie getrost an den Landtag heran und sagen, wir brauche» noch 3 oder
4 oder 5 Laudesräthe. Dann wird der Landtag die Mittel hierfür bewilligen. Die Rechte
aber, welche uns die Provinzialordnung gewährt, dürfen wir uns nicht nehmen lassen. Deshalb
streichenSie den Passus. (Bravo!)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Vorsitzende des Provinzialausschusses, Herr
Abgeordneter Freiherr von Solemacher hat das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Sole mach er: Es ist so dargestellt wurden, als wenn
der Provinzialansschnß gewisse Rechte, welche dem Landtag gesetzlichzugelegt sind, sich aneignen
wollte. Meine Herren! Dagegen mnß ich mich Namens des Ausschussesabsolut verwahren.
Es handelt sich hier um Beamten und Personcnfragen. Personenfragcn lassen sich erfahrnngs-
mäßig in einem kleinen Kreise immer besser erledigen als wie in einem zu großen. Aber,
meine Herren, wenn Sie wirklich an eine Vergewaltigung nur denkeu wollten, so würden wir
vielleicht die Vergewaltigten sein. Nämlich, der Pruvinzialausschuß ist immer der Ansicht
gewesen, daß die laufende Verwaltnng von dem Landesdirektor geführt werde, und wenn der
Landesdirektor an den Ausschuß herantritt und sagt, ich branche die und die Kategorie von
Beamten, so halten wir uns für verpflichtet, dem Lcmdesdircktordas Leben nicht unnöthig zn
erschweren, sondern seinem wohlmutivirten Vorschlage Folge zn leisten. Ich erkläre deshalb,
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daß von Seiten des Ausschnsses Ihnen gegenüber keine Vergewaltigung versucht wird. Wir
bitten Sie aber, dem Herrn Landesdirektur diese Latitude nicht zn verkümmern. Im Uebrigen
bemerke ich, daß eine weitere Anstellung als 6 Obcrbecunte durch den Pruvinziallandtag über¬
haupt nach dem Provinzialstatnt nicht zulässig ist; es müßte dann erst eine Aenderung des
Provinzialstatuts an Allerhöchster Stelle nachgesucht werdeu. Daß die Dcduetiun des Herrn
Zweigert nicht richtig war, daß nur Büreanbeamte angestellt werden können, hat wohl der
Herr Landesdirektor schon im Voraus widerlegt, als er vuu den Landcs-Oberbauinspcttoren
gesprochen hat, die zweifellos nicht in die Kategorie der Subaltern-, der Bureau- und Kassen-
bcamten fallen. Ich kann Sie nnr dringend bitten, dem Herrn Landesdirektor nicht die Mög'
lichteit zu erschweren,die Verwaltung gut zu führen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat Herr Abgeordneter Pelzcr.
Abgeordneter Pelzer: Meine Herren! Ich möchte zunächst constatiren, daß ich von

Herrn KollegenConzc so gründlich wie möglichmißverstanden bin. Wenn Herr Cunzc geglaubt
hat, ich sei für dieses System der Landesassessureneingetreten, durch welches dem Landtag
jeder Einfluß auf die Wahl der Obcrbcamtcn beabsichtigteroder unbeabsichtigterWeise entzogen
wird, so konnte er mich kaum gründlicher mißverstehen Ich glaube übrigens durch meinen
Antrag das hinreichendklargestelltzu haben. Es liegt indesseil wohl ebensowenig in meiner
Absicht als in der Absicht des Herrn Kollegen Zweigert, dem Herrn Landcsdirektur die Mög¬
lichkeit zn verkümmern, sich Hülfskräfte heranzuziehen, die nachher bei der Anstellung als
Landesräthe vorzugsweise zu berücksichtigenseiu würden, wen» sie sich in der Verwaltung
bewährt haben. Nur habe ich Bedenken gegen die Methode, in der das geschehen soll. Ich
habe ja die feste Ucberzengnng,wenn der Herr Landcsdirektur sich an die betreffendenNessort¬
minister wendet, wird den Assessoren, die jetzt hier aushülfsweisearbeiten, auch über Jahresfrist
hinaus Urlaub ertheilt werden; dann kann der Landtag das nächste Mal, wenn er wieder
zusammentritt, darüber befinden, ob die Herren definitiv in die Verwaltung einrücken oder
nicht, aber in die vorherige feste Anstellung derartiger Kräfte mit solchen Gehaltssätzen von
4500 bis 7500 M. zu willigen, kann ich mich nicht entschließen. Ich glaube, daß Sie dabei
allerdings sehr reiches Material finden tönueu. Wir iu den größeren Städten haben alle
Mühe und Noth, zn derartigen Gehaltsbczügen einen ersten Beigcurdneten zn bekommen, und
hier werden ohne Weiteres mit solchen hohen GehaltssätzenHülfskräfte engagirt, die nur für den
Augenblick aushelfen und erst später einmal in die Verwaltung einrücken sollen. Meine
Herren! Mir scheint diese Methode mit fo hohen Gehaltssätzen doch eine etwas allzu vornehme
zu fein. Ich möchte daher dringend warnen, solche Beamten hier einzustellen. Dann hat es
meines Erachtens mit einem Landesasscssur nnd dem Einfluß, den er auf den gesummten
Gang der Dinge haben wird, doch eine ganz andere Bcwandtniß als mit einem Oberbau¬
inspektor. Der letztere ist ein technischer Beamter, der im Nange den anderen gewiß gleich
steht, der aber bei Weitem nicht den gleichen Einfluß auf den gauzeu Gaug der Verwaltung
ausübt wie der Landesaffeffur. Der Landcsassessurwird von vornherein in der Lage sein, im
Wesentlichendas zu thun, wozu ebeu sonst der Landesrath berufen ist, während der Vauinfpektur
als ein technischer Beamter einen mehr oder weniger untergeordneten Einfluß auf die Verwal-
tuug hat; ich glaube deshalb, daß der Landtag unmöglich sich in die Lage bringen lassen kann,
auf die Wahl der erstgenannten Beamten thatsächlich jeden Einfluß zu verliere», der ihm
gesetzlichzugesichert ist. Ich bitte daher wiederholt, streichenSie den Posten und lassen Sie es
nicht su unbemerkt vorübergehen. Uebrigens hätten die Assessoren unter der Klassifikation der
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Beamten unter allen Umstanden ihren Platz finden sollen, — dort sind sie aber gar nicht genannt.
Sie werden nur nachher so ganz nebenher in den Bcsoldnngs-Etat eingeführt. Der Name
„Landesassessorcn"ist im Uebrigen in den Vorlagen gar nicht aufzufinden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Das Wort hat der Berichterstatter Herr Landes-
direktor Klein.

Berichterstatter Landesdirektor Klein: Meine Herren! Ich möchte dem Herrn
Abgeordneten Zweigcrt gegenüber bemerken, daß die Bedenken, welche er aus der Provinzial-
ordnung herleitet, mir in keiner Weise begründet erscheinen. Der 8- 60 der Pruvinzial-
ordnung lautet:

„Der Provinzialausschuß hat die Provinzialbcamten zu ernennen, soweit die
Ernennung derselben nicht dem Provinziallandtagc vorbehalten ist".

Der ß. 41 bestimmt sodann:
„Der Provinziallandtag beschließt über die Einrichtung uon Provinzialämtern, er
bestimmt die Zahl, die Besoldung, sowie die Art der Anstellung der Beamten und
wählt den Landesdirektor, die demselben nach ß. 93 zugeordneten oberen Beamte»,
sowie die fonstigcn im Provinzialstatut zu bezeichnenden leitenden Beamten einzelner
Verwaltungszweige".

Durch diese Bestimmung 'wird dem Ausschüsse die Ernennung aller Provinzialbcamten
übertragen mit der alleinigenBeschränkunghinsichtlich der im Provinzialstatut gcnaunten oberen
und leitenden Beamten einzelner Vcrwaltungszwcige. Es ist also nicht richtig, daß bloß die
Subalterubeamteu vom Ausschüsse zu ernennen sind. Das Wahlrecht des Provinziallandtages
ist nach §. 41 auf ganz bestimmte, im Provinzialstatut bezeichnete Beamte beschränkt, wer
soll dann die ganze Kategorie von Beamten wählen, welche einerseits nicht zu deu Oberbeamten
im Sinne des ß. 41 uud andererseits nicht zu den Subalternbcmnten zählen, wie z. B. die
Landcsbauinsvcktorcn, die Direktoren der Anstalten, Mnseen u. s. w. Diese würdcu iu der
Luft fchwcbeu, weuu der Ansfchuß lediglich Snbalternbeamtc zn ernennen hätte. Dann hätte
bestimmt sein müssen, wer diese Beamten, welche Niemand zn den Snbalternbeamten zählen wird,
und die auch uicht uuter die im §.41 geuanntcu Beamte» zu subfnmmircn sind, ernennen soll.
Wenn der AbgeordnetePclzcr sodann behauptet, augenblicklich bedürfen wir der Landcsaffefforen
nicht, fo ist das richtig für unfcre Ceutralverwaltuug. Unsere Centralvcrwaltung hat drei
Landesräthc, welche für sie genügen werden uud ist uicht beabsichtigt, hier Landes-
assessoreu anzustellen. Anders aber steht die Sache bei der Invaliditäts- und Alters-Vcrsichernngs-
anstalt; dort wird das Bedürfniß jedenfalls im Lanfe der nächsten Jahre, wenn die Invaliden¬
renten an sie herantreten, sich zeigen. Bei Festsetzungdieser Renten muß genau geprüft werden,
ob die Voraussetzungender Invalidität vorliegen und wie hoch die Rente zu bemeffeuist. Es
werden sich hierbei zahlreicheRechtsfragen ergeben, zu deren Beantwortung Hülfsträfte nöthig
fein werden. Wir werden dann zunächstAssessoren ans Grund eines Urlaubes herauzicheu.
Haben dieselben sich bewährt, nnd kann der Urlaub uicht mehr verlängert werden, fo bleibt uns
nur übrig, wenn wir die bewährten Kräfte behalten wollen, diefclben als Lcmdesassessoren
anzustellen. Ich habe dies aus Sparsmnkeitsrücksichtenvorschlage«zu sollen geglaubt, weil ich
mir sagen mnßte. Landesräthe kummen uns viel theurer zu stehen als Assessoren. Dazu kommt ferner,
daß ein oder mehrere Landesaffefforennnter einem Landesrath, welcher alsdann die Fuuktiou
eines Ober-Regiernngsrathes gewissermaßen hat, würdenviel besser beschäftigt werden, als nach dem,
Gesetze einander coordinirte Landesräthe. Endlich ist in Betracht, daß ein Beamter als Landes-
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ussessur recht geeignet sein kann, während derselbe nicht die Fähigkeit hat, selbstständig die
Initiative zu ergreifen, wie dieses in dem Amte als Landesrath unbedingt erforderlich ist.
Wenn Herr Pelzer noch auf die Höhe der Besoldung hinweist, so mochte ich dem gegenüber
geltend machen, daß unter einer Gehaltsscala von 4500 M. bis 7500 M. auch die Beigeordneten
der hiesigen Städte angestelltsind. Da es nicht meine Absicht ist, die Herren auf die Erlangung
einer Landesrathsstelle zu veitrüsten, so kann ich dieselben bei dem Anstritt aus dem Staats¬
dienste doch nicht schlechter stellen lassen, wie die Beigeordneten. Ich glaube nun aber, daß
unter der Gehaltsstufe von 4500 M. Veigeordnetenstcllcn in unserer Provinz nicht
vorhanden sind und ich bezweifele auch, ob Sie einen leistungsfähigen Beamten mit
höherer Qualifikation, der wirklich etwas versteht, bewegen können, aus dem Staatsdienste
auszuscheiden,wcun ihm diese Snmme nicht geboten wird. Es handelt sich auch uicht darum,
eine solche Summe an vorübergehendeHülfskräfte zu zahlen. Der Lauf der Dinge ist vielmehr
folgender: zunächst tritt der Assessor als Hülfsarbeiter ein uud, uachdem er während einer
1 bis 2 jährigen Thätigkeit sich erprobt hat und seinen Urlaub nicht verlängert erhält, also vor
der Alternative steht, in den Staatsdienst zurückzutreten oder sich bei uns anstellen zn lassen,
dann erst soll sein Gehalt, wie es hier vorgesehenist. mit 4500 M. beginnen.

Wenn die Herren Vorredner nun nochmals ans das Bedenken hinsichtlich der
Beschränkungder Wahl des Provinziallandtags zurückgekommen sind, so kann ich nur sagen,
daß der Provinzialausschuß uicht im Entferntesten eine solche Absicht hegt. Ich glaube, daß
der Landtag hinreichendeMittel in Händen bat, einer solchen Absicht entgegenzutreten,nament¬
lich wenn, wie heute so bestimmt ausgesprochen wird, er in dieser Hinsicht sich nicht binden
lassen will. Wenn demnngeachtetder Ausschuß mit einem Antrag kommen sollte, von Wahl
eines Landcsrathes abzusehen und statt dessen den ältesten Landesassessorin die erledigte Stelle
einrückenzn lassen, so würde es dann an der Zeit sein, den Anschauungen, welche heute hier
hervorgetreten sind, Nachdruck zu geben. Die jetzige Wahl ist nicht maßgebend. Der Ausschuß
ist in vorliegendemFalle nur sehr uugcru und gerade dnrch die Verhältnisse gezwungen, dazu
übergegangen, Ihnen so bestimmte Vorschläge hinsichtlich der Besetzungder neuen drei Landes-
lüthsstellen zu machcu. Aber, frageu Sie doch, meine Herren, wie liegen hier die Verhältnisse
nnd kann daraus eiu Präzedcnzfall befürchtet werden? Die Staatsregicrung wandte sich an
den Provinzilllverband mit dem Ersuchen, die Ein- und Durchführung des Invalidengesetzes in
die Hand zn nehmen. Es trat diefe große Aufgabe mit elementarer Gewalt an uns heran.
Es waren fo viel vorbereitende Gefchäfte, daß wir unbedingt neue Beamte annehmen mußten;
deun wir hatten nur drei Landesräthe, welche mit der Erledigung der laufenden Gefchäfteund
den Vorbereitungen für den Provinziallandtag vollanf bcfchäftigt waren. In diefer Nothlage
haben wir uns nach älteren und geübteren Arbeitskräften nmsehen müssen. Junge Assessoren
tonnten uns in der Lage, in welcher wir uns befanden, nichts helfen. Aeltere' Beamte aber,
welche bereits etatsmäßig angestellt waren, tonnten wir nicht aus dem Staatsdienste bekommen,
wenn wir denselbennicht die Aussicht auf feste Anstellung in den commissarisch übernommenen
Stellen machten. Nachdem die Thätigkeit dieser Herren unseren Erwartungeu entsprochenhat,
haben wir geglaubt, dem Landtage die Wahl dieser Herren vorschlagenzn sollen. Es ist bereits
in dein Ihnen vorliegenden Neferat ausgeführt, daß hier ein ganz exceptionellerFall vorliegt,
welcherlediglich blos durch die Einführung des Gesetzes, die wir nicht vorhergcsehen haben,
herbeigeführt worden ist. In Zukuuft wird eiu solcher Fall uicht wieder eintreten, da schwerlich
anzunehmen ist, daß nochmals eine so große Aufgabe ganz unvorbereitet und unerwartet an
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uns herantritt. Wenn in Znkunft eine einzelne Vakanz eintreten sollte, so wird die Stelle so
lange mit den vorhandenen Kräften ausgefüllt werden können, bis der Landtag feine Wahl
getroffen hat. Mag auch der Gesichtspunkt,daß das hohe Haus sein Wahlrecht sich nicht der«
kümmern lassen darf, noch so sehr, wie ich gewiß nicht verkenne, seine Beachtung verdienen, so
mochte ich doch bitten, nicht aus zu großer Aeugstlichkeit einen praktischen Nachtheil zu schaffen
und das würde nach meinem Dafürhalten eintreten, wenn nicht die Möglichkeit geboten würde,
für die Invalidenversicherung in der mehrgedachteu Weife die nöthigen Arbeitskräfte zu
befchaffeu. Ich möchte auch bitten, diese Angelegenheit nicht auf das nächste Jahr zu verschieben,
weil dieselbe jetzt meines Trachtens spruchreif ist. Es ist jetzt, wo Sie über das neue Reglement
beschließen, offenbar am Platze, wenn ein Bedürfniß zur Schaffung jener Beamtenstellen erkannt
wird, dieses zu befriedigen. Ich möchte schließlich noch zur Bekräftigung meiner Ausführungen
hervorheben, daß in der ersten Vorlage, welche im Monat Februar d. I. angefertigt worden
ist, die Landesaffefforennoch nicht figuriren, sondern diese sind im letzten Augenblick, nachdem
die Durchführung des Invalidengesctzes uns übertragen worden war, in die Vorlage nachträglich
aufgenommen worden und zwar in Folge Beschlussesdes Proviuzialausschusses, weil sich da erst
das Bedürfniß hierzu ergeben hat.

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Der Antrag, der mir vorliegt, lautet
folgendermaßen mit kleinen Veränderungen, die in Folge der Ausführungen des Herrn Pelzer
vorgenommen worden sind:

„In dem Entwurf eines neuen Reglements über die dienstlichenVerhältnisse der
Provinzialbeamten der Rheinprovinz sind in ß. 2 Klasse 3 und in dem Entwurf
eines neuen Befoldungsplanes die Bezeichnung„Landesaffefforen" zu streichen".

Von denselben Herren unterschrieben.
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Conzc.
AbgeordneterConze: Ich habe den Herrn Abgeordneten Pelzer keineswegs mißverstanden.

Ich habe sehr deutlich verstanden, daß Herr Pelzer die Anstellung der Landesassessoren aus dem
Grunde bemängelt, weil dadurch die Wahlfreiheit des Landtags nach seiner Anschauung verkümmert
werde. Seine Ausführungen haben mich im Gegentheil überzeugt, daß wir künftig in fehr viel
angenehmererWeise wählen werden, weil wahrscheinlich Männer dabei auftreten werden, deren
Thätigkeit in der Provinzialverwaltung bekannt ist, weil wir es nicht mit ganz neuen Personen,
sondern mit Personen zu thun haben, deren Leistungsfähigkeiterprobt ist. Der Abgeordnete
Zweigert hat meine Ausführungen entweder mißverstanden oder ihnen eine Auslegung gegeben,
die ich nicht gewollt habe. Ich habe nicht im Geringsten das Wahlrecht des Prooinziallandtages
einschränken oder geringschätzen wollen. Ich habe nur ausgeführt, daß es in Wirklichkeitnicht
so zu handhaben ist, wie der Herr Abgeordnetees vielleichtwünscht, oder wie man anderwärts
wählen kann, sondern daß dieses Wahlrecht in der That eigentlich nur eine Eontrole der durch
den Provinzialausschuß geschehenen Wahl ist. Das ist es in Wirklichkeit, in der Praxis. Das
Recht bleibt uns nach wie vor erhalten.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich ertheile das Wort dem Herrn AbgeordnetenBloem.
AbgeordneterBloem: Meine Herren! Ich will nicht untersuchen, ob die Einrichtung

zweckmäßigist, auch nicht, ob das Wahlrecht des Prouinziallandtages bei der Ernennung der
Landesräthe verkümmert wird, aber, meine Herren, die Einrichtung war nach meiner Ueberzeugung
durchaus gesetzwidrigund deshalb können Sie sie nicht billigen. Zunächst ist es wohl nicht
richtig, wenn der Herr Landesdirektorden Standpunkt einnimmt, wo keine Ausnahme getroffen
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sei, habe der Provinzialausfchuß die Beamten zu wählen. Meine Herren! Vor der Bestimmung
des §. 60, die er vorhin citirt hat, steht die Bestimmung des §. 41, betreffenddie Befugnisse
des Provinziallandtages. Da ist ausdrücklich gesagt, daß die oberen Beamten nach näherer
Bestimmung der Provinzialordnung durch den Provinziallandtag zu wählen sind und daß außerdem
der Provinziallandtag noch diejenigen Beamten zu wählen hat, die besonders durch Reglements
ihm zur Wahl präsentirt werden. Den Sitz der Materie bilden also, wie Herr Zwcigert meines
Erachtens ganz richtig gesagt hat, die §§. 93, 94 und 95 und da, meine Herren, scheidenzunächst
die Wegebauinspektoren,auf welche wiederholt exemplisicirtworden ist, einfach deshalb aus, weil
sie in §, 95 besonders genannt sind. Es heißt da ausdrücklich:

„Ueber die an den einzelnenProvinzialinstituten und in der Provinzial-, Chaussee-
und Wegeverwaltung anzustellendenBeamten, sowie über die Art der Anstellung
derselben,wird durch die für jene Institute und jenen Verwaltungszweigzu erlassenden
Reglements bezw. die für diefelbcn festzustellenden Etats bestimmt".

Das, meine Herren, hat mit der hier vorliegendenFrage nichts zu thun. Die §§. 93,
94 und 95 unterfcheidennur diejenigen Beamten, die an der Spitze der Verwaltung stehen, die
zur Mitwirkung berufe» sind bei der Erledigung der Geschäfte der gefammten oder einzelner
Theile der Communal- oder Provinzialverwaltung. Dann werden unterschiedendie Kassen- und
Nureaubeamten und endlich in §. 95 die für besondere Institute und für die Wegebauverwaltung
angestellten Provinzialbeamten. Nun sagt der Herr Landesdirektor, der Assessorist nicht ein
Mann, wie er in Z. 93 vorgesehenist, der ist ein definitiv angestellterBeamter, der nicht an
einem Prouinzialinstitut im Sinne des §. 95 angestellt worden ist, sondern der für die ganze
Verwaltung resp, für einen Theil der Verwaltung thätig sein soll. Eigentlich weih ich nicht,
wie ich ihn unter eine andere Kategorie bringen will, als unter ß. 93. Will man in der Weise
verfahren, wie der Provmzialausschuß und wie das Reglementvorschlägt, so müssendie Befugnisse
der Landcsassessoren näher begrenzt werden, so daß die Möglichkeit ausfällt, sie zu den oberen
Beamten im Sinne des ß. 93 zu rechnen. So lange das nicht der Fall ist, so lange sie in der
Lage sind, dieselbenBefugnisseauszuüben wie die Landcsräthe, so lange sind sie Oberbeamte und
diese können nach der positiven Vorschrift des Gesetzes nicht durch den Provmzialausschuß, sondern
nur durch den Landtag gewählt werden. Ich bitte, den Antrag nicht anzunehmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich ertheile dem Herrn Landesdirektordas Wort.
LandesdirektorKlein: Meine Herren! Die juristischen Deduktionen des Herrn Abge¬

ordneten Bloem sind nicht zutreffend. H. 41 bestimmt allerdings, daß der Landtag den Landes¬
direktor und die demselben nach 8. 93 zugeordnetenoberen Beamten, sowie die sonstigen im
Prouinzialstatute zu bezeichnenden leitenden Beamten einzelner Verwaltungszweigezu wählen hat.
Schlagen Sie nun den H. 93 nach, so finden Sie dort folgende Bestimmung: „Dein Landes¬
direktor können nach näherer Bestimmung des Provinzialstatuts zur Mitwirkung bei Erledigung
der Geschäfte der gefammten oder einzelner Zweige der communalenProvinzialverwaltung noch
andere vom Provinziallandtage zu wählende obere Beamte mit berathender oder beschließender
Stimme zugeordnet werden". Als folche dem Landesdirektor zugeordnete Beamten bezeichnet
unser Provinzialstatut 6 Landesräthe und 2 Landesbauräthe ferner den Direktor der Provinzial-
Feuer-Societät und den Direktor der Landesbanl. Diefe Beamten sind ausschließlichdiejenigen
Obcrbeamten, welche der Landtag nach dem Statut und nach §. 41 der Provinzialordnung
zu wählen hat. Diese oberen Beamten haben eine ganz genau umschriebeneStellung: sie
sind berechtigt auf Grund einer Kabinetsordre den Titel „Landesrath bezw. Landesbaurath"
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zu führen, das heißt wenn sie in der gesetzlichen Weise bestellt worden sind, wenn das Provinzial-
statut ihre Bestellung vorsieht und wenn sie vom Landtag gewählt worden sind. Der Landes¬
assessorgehört nicht zu dieser Kategorie der dem Landesdirektor zugeordneten oberen Beamten; er kann
nicht im Namen des Landesdirektors Geschäfte vollziehen, er arbeitet nur im innern Dienst, nach
außen tritt er nie als Träger der Verwaltung hervor. Das ist der Unterschied in der Be¬
schäftigung, welche auf der verschiedenen Art der Berufung beruht. Wenn nun ß. 60 der
Provinzialordnung vorschreibt, der Prouinzialausschuß soll alle Provinzialbeamten ernennen, soweit
die Wahl derselben nicht dein Provinziallandtage vorbehalten ist, so weih ich nicht, wie der
Gefetzgeber sich klarer hätte ausdrücke» können. Man braucht nur zu fragen, welcheBeamten der
Wahl des Landtags vorbehalten sind. Diese Frage beantwortet §. 41 der Provinzialordnung
dahin, daß hierzu lediglich der Landesdirektor und die im Provinzialstatut bezeichneten oberen
Beamten zählen. Alle übrigen Beamten, soweit diese Ausnahme nicht reicht, also auch alle sonstigen
höheren Beamten, sind nach §. 60 von dem Provinzinlausschusfe zu wählen. Wenn der Gefetz¬
geber ausdrücklich fagt, daß lediglich die in §. 41 genannten Beamten der Wahl durch den Land¬
tag unterliegen, so kann ich den Zweifel nicht verstehen, der rege gemacht wird. Nebrigens wird
jeder Zweifel durch die Gefchäftsvraxis in den anderen Provinzen, sowie durch die Diskussion
der betreffenden Bestimmung im Landtag der Monarchie gehoben.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Zwcigert hat das Wort.
Abgeordneter Zweigcrt: Ich verzichte darauf, den Streit über die vorliegende Frage

noch weiter auszusvinnen, ich kann nur versichern, daß mich der Herr Landesdirektor nach keiner
Richtung überzeugt hat, daß ich die Ausführungen aufrecht erhalten muß, die ich vorhin gemacht
habe, daß ich den Zustand, wie er werden soll, für gesetzlichnnzuläfsig halte. Ich möchte nur
noch hervorheben, daß es nur fern gelegen hat, von dem Vorgehen des Herrn Vorsitzenden des
Proviuzialausschusscs zu sagen, daß er absichtlich die Rechte des Landtages habe kränken wollen,
ich habe nur gesagt, es geschieht thatsächlich durch diefe Vorlage, ein böfcr Wille war gewiß uicht
vorhanden und wenn es eben thatsächlich geschehen ist, so liegt das an der machtvollen und
thatkräftigen Perfönlichkeit, die wir an der Spitze des Provinzialausfchuffes zu sehen das Glück haben.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr Ober-Präsident hat das Wort.
Ober-Präsident Nasse: Meine Herren! Ich wollte nur constatiren, daß ich die Auf¬

fassung des Herrn Landesdirektors vollständig theile und daß ich auch die Ueberzeugung habe,
daß dieselbe Seitens des Ministeriums getheilt wird. Das Reglement hat dem Ministerium vor¬
gelegen, ohne daß unter den Anstanden, die in Berlin erhoben worden sind, sich ein solcher gegen
die hier in Rede stehende Bestimmung des Reglements befindet. Ich möchte Sie bitten, auch aus
den vom Herrn Landesdirektor angegebenen sachlichen Gründen die Bestimmung des Reglements,
wie sie vorgeschlagen ist, anzunehmen. (Bravo.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es hat sich Niemand mehr zum Wort gemeldet, ^
ich schließe die Diskussion und frage den Herrn Berichterstatter, ob er noch das Schlußwort
ergreifen will. — Er verzichtet auf das Schlußwort. Wir würden nunmehr zur Abstimmung
kommen Ich glaube wohl richtig zu handeln, wenn ich zunächst das Ameudcmeut des Herrn
Abgeordnete»! Pelzer zur Abstimmung bringe. — Erfolgt Widerfpruch? (Rufe: Nein!) Soll
ich es noch einmal verlefen? (Rufe: Nein!) Dann bringe ich den Antrag Pelzer-Michels zur
Abstimmung und bitte Diejenigen, die für diescu Antrag sind, sich zu erheben. (Geschieht.)
Das ist die Minorität. Der Antrag ist gefallen, also die Laudesassesforeu bleiben in den
bezeichneten Stellen stehen.
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Meine Herren! Ich frage nun, ob Sie die einzelnen Paragraphen der Vorlage durch¬
gehen wollen. (Rufe: Nein!) Das ist nicht der Fall. Dann habe ich zu fragen, ob Sie die
einzelnen Anträge der Fachcommissiondurchnehmenwollen, (Rufe: Nein!) Also dann würde
ich, wenn Ihnen das recht ist, die einzelnen Antrage der Fachcommissionverlesen. (Rufe: on,
dloo!) Es wird gerufen: eu bloo-Annahme der sämmtlichenAnträge der Fachcommission. Ich
frage, ob Widerspruch dagegen erfolgt? — Es erfolgt kein Widerspruch, dann würde ich
annehmen, daß die Genehmigung der Reglements in den Anträgen der Fachcommissionbei der
on bloo-Annahme mit einbegriffen ist. Daß Sie die Anträge der Fachcommissionuud auch
das Reglement in der vorliegenden Fassung annehmen würden. — Sind Sie damit einver¬
standen? (Rufe: Ja!)

Außerdem habe ich uoch vor der Abstimmung zu fragen, ob die anderen Reglements,
die dazu gehören, die Reglements der Wittwen- und Waifenkafse auch alle einzeln durch¬
genommen werden sollen, oder ob Sie diese mit in die on Kloo-Annahme einbegreifen wollen?
— Ich höre keinen Widerspruch. Ich cuustatire dies und bitte Diejenigen, welche die ganze
Vorlage, wie sie uns hier vorliegt, nicht annehmen wollen und dagegen sind, sich zu erheben. —
Die ganze Vorlage ist also einstimmig angenommen.

Meine Herren! Ich habe mir erlaubt, Ihnen gestern den Vorschlag zu machen, daß
wir eine Mittagspause machen,ob es Ihnen recht ist, daß wir jetzt anseincmdergchcnund vielleicht
um l/2 4 Uhr, (Rufe: 4 Uhr!) alfo um 4 Uhr wieder zusammen kommen. Ich möchte aber
die Herren bitten, recht pünktlich zu erscheinen, damit wir möglichstschnell vorwärts kommen.

Meine Herren! Ich wollte Sie weiter fragen, ob es Ihnen recht ist, daß um 6 Uhr
die Diäten und Reisegelder ausgezahlt werden. — Dann würde es so geschehen. — Das Wort
hat der Herr Abgeordnete Iörrissen.

AbgeordneterI örrisscn: Meine Herren! Es ist jetzt '/2 2 Uhr, bis 3 Uhr würden wir
eine 1 l/2 stündige Pause habcu; ich meine das würde genügen. (Lebhafter Widerspruch.)

Vorsitzender Fürst zn Wied: Meine Herren! Ich glaube, die Majorität ist für
4 Uhr. Ich bitte alfo, meine Herren, sich um 4 Uhr einzufinden.

(Pause von I l/2-4>/4 Uhr.)

Meine Herren! Die Sitzung ist wieder eröffnet.
Ich habe mitzutheilen, daß die Diäten im Zimmer der I. Fachcommifsionvon 6 Uhr

an ausgezahlt weiden.
Wir kommenzu Nr. 9 der Tagesordnung:

„Bericht des Provinzialausschusfes, betreffend den Ablauf der Dienstzeit des Landes-
raths Klausener". Nr. 61 und 123 der Drucksachen.

Berichterstatter ist der Herr Landesdirektor; ich ertheile ihm das Wort.
Berichterstatter Landesdirettor Klein: Meine Herren! Die Dienstzeit des Herrn

Landesraths Klausener, welcheram 3. Juni 1880 zum Oberbcamten der damaligen Provinzial-
verwaltung der Nheinprovinz auf die Dauer von 12 Jahren gewählt worden ist, erreicht am
?. August 1892 ihr Ende. Der Landtag wird nun voraussichtlich nicht so zeitig wieder
zusammentreten, daß die Wiederwahl des Herrn Klausener auf den nächstenLandtag verschoben
werden könnte. Sollte nämlich der Landtag erst in 2 Jahren zusammentreten, so würde die
Wahlperiode des Herrn Klausener vorher abgelaufen fein. Sollte der Landtag aber auch früher
zufmnmentreten, fu wäre es doch für Herrn Klaufener wie für die Verwaltung wünfchenswerth,
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bald zu wissen, ob derselbe wiedergewählt wird. Der genannte Herr hat sein Amt so geführt,
daß ich ihm nur das Zeugniß eines pflichttreuen, gewissenhaftenBeamten ertheilen kann, uud
schlägt Ihnen deshalb der Provinzialausschuß vor, den Herru Klausencr unter den seitherigen

.Bedingungen auf eiue weitere Amtsperiode vou 12 Jahren wiederzuwählen. Es wird dabei
noch die Bedingung gestellt werden müssen, daß Herr Klauseuer auf Beschluß des Provinzial-
ausschusses auch gehalten ist, die Geschäfte eines Vorstandsmitgliedes bei der Alters- und
Invalidenveisorgung wahrzumhmen. Es könnte nämlich zweifelhaft sein, ob die, dem Landes-
dircktor nach §. 93 zugetheilten Oberbeamten, ohne daß dies bei ihrer Wahl ausdrücklichaus¬
bedungen ist, ohne Weiteres mit den Geschäftender Alters- und Invalidenversicherung beauftragt
werden tonnen. Um diesemZweifel zuvor zu kommen, schlägt der Provinzialausschuß Ihnen
vor, nicht blos die Wiederwahl des Herrn Klausener, sondern auch die Wahl sämmtlicher Landes-
räthe unter dieser Bedingung in Zukunft zu vollziehen. Der Autrag der Fachcommission,
welche die Vorschlägedes Ausschussesgeprüft hat, geht dahin:

„Hoher Provinziallandtag wolle den Landesrath Klausener unter den bisherigen
Nnstcllungsbedingungensowie der feruereu Bedingung, daß der Landesrath Klausener
gehalten ist, auf Vefchluß des Provinzialausschusscsauch die Geschäfteals Mitglied
des Vorstandes der Invaliditäts- und Altersversichcrungsanstalt im Haupt- oder
Nebenamt zu übernehmen, auf die Dauer vou 12 Jahren, beginnend mit dem
7. August 1892, wieder wählcu".

VorsitzenderFürst zu Wied: Ueber diesen Antrag der Fachcommission eröffne ich
die Distuffion. Das Wort hat der Herr Abgeordnete Zweigert.

Abgeordneter Zw tigert: Ich beantrage die Wahl durch Acclamation vorzunehmen.
Falls dieser Antrag von anderer Seite gestellt worden wäre und wir mit unserer Zeit etwas
anders eingerichtetwären, dann würde ich gegen den Acclamationsantrag meinerseits Widerspruch
erhuben haben, um dem Herrn Landesrath Klausener zu beweisen, daß er nicht blos durch
Acclamation einstimmig, sondern auch durch Stimmzettel einstimmig wiedergewählt worden
wäre. (Bravo!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Es ist Antrag auf Acclamationswahl
uuter den hier vorgetragenen Bedingungen gestellt. Wird hiergegen Widerfpruch erhoben? —
Ich constatirc, daß Widerfpruch nicht erfolgt und erkläre hiermit den Herrn Landesrath
Klaufcner auf eine weitere Dauer von 12 Jahren unter den hier vorgetragenen Bedingungen
einstimmig durch Acclamation wiedergewählt.

Wir kommen zum 10. Gegenstand der Tagesordnung:
„Bericht des Provinzialausschusses, betreffend die Wahl von oberen Beamten —
Landcsräthcn". Nr. 60 und 122 der Drucksachen.

Berichterstatter ist der Herr Landcsdirektor Klein; ich ertheile ihm das Wort.
Berichterstatter Landesdirektor Klein: Meine Herren! Ich habe bereits heute Vor¬

mittag der besonderenUmstände gedacht, die es mit sich gebracht haben, daß Ihnen diesmal
bestimmte Vorschläge wegen Besetzung der Landesrathsstellen gemacht werden. Es ist dieser
besonderen Umstände auch bereits iu der Vorlage des Proviuzinlausschusses in Nr. 60 der
Drucksachengedacht worden. Die Fachcommissionhat diesen Umständen Rechnung getragcu
und schlägt Ihnen vor:

„Hoher Provinziallandtag wolle
I. den Staatsanwalt Kehl, den RcgierungsassessorSchmidt und den Landesbankrath

Weber auf die Dauer von 12 Jahren zu Landesrüthen wählen; ^.
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II. dem Staatsauwalt Kehl und RcgierungsasscssorSchmidt bis zur Erwerbung eines
reglementsmäßigen Pcnsionsanspruches als Prouinzialbeamtc, im Falle sie vorher
dienstunfähig werden oder hinscheiden sollten, die ihrer bisherigen amtlichen Stellung
entsprechenden staatlichen Ansprüche wahren, bezw. denselben Pcnsionsansprüche wie >
Wittwen- und Waisengcld in dieser Höhe zusichern;

III. die Wahl dieser drei Landesräthe an die Bedingung knüpfen, daß dieselben gehalten
sind, auf Beschluß des Proviuzialansschusscs die Geschäfteals Mitglieder oder stell¬
vertretendeMitglieder des Vorstandes der Invaliditäts- uud Altcrsversicherungsanstalt
im Hanpt- oder Nebenamte zu übernehmen oder sich bei der Zentralstelle nach
Anordnung des Landesdirektors zu beschäftigen."

Die näheren Nachweifungenüber die Personalien dieser Herren sind Ihnen bereits eben¬
falls mit den Drucksachen zugegangen. Ich bemerke in dieser Hinsicht, daß erstens Herr Kehl,
Staatsanwalt, zu Wesel geboren ist am 20. Dezember 1854, evangelischer Confession,ucrheirathet
ist, keine Kinder hat. Die erste Anstellung ist am 22. Dezember 187? erfolgt und eben an
diefem Tage auch die Vereidigung. Seit 13. September 1882 war er Gcrichtsassefsor beim Amts¬
gericht und bei der Staatsauwaltfchaft in Duisburg, Hülfsarbeiter bei der Staatsanwaltfchaft zu
Hagen, Duisburg und Bochum; feit 1. Mai 1885 ständigerHülfsarbeiter der Staatsanwaltschaft
zu Bochum; seit 1. Iuui 188? Staatsauwalt beim Landgerichtzu Stade.

Zweitens: Herr Schmidt, Negicrungsasfessor,ist zu Coblenz geboren am 27. Januar 1854,
ist katholischer Confession,uerheirathet, hat ein Kind, war seit 21. Februar 1883 Gerichtsassessor;
Negicrungsassessor seit I. August 1885 bei der Königliche!:Üisenbahndirektionzu Elbcrfeld;
ständiger Hülfsarbeiter bei dem KöniglichenEisenbahnbetriebsamt in Hagen unter Belassung in
dem Dieustverhältnißals Hülfsarbeiter bei der vorgenanntenüisenbahndircktionfeit 1. Februar 1890.

Drittens: Herr Weber, Landesbankmth, ist geboren am 17. Oktober 1852, ist katholisch,
unverheiratet; die erste Vereidigung fand am 1, Juli 1880 statt, seit 4. Februar 1885 war er
Gerichtsassessor beim Landgerichtzu Düsseldorf; feit 23. März bis 23, November1885 im Nessort
des Ministerinms der geistlichen :c. Angelegenheitenbei der Verwaltung des erzbischöflichenVer¬
mögens der Diözefc Köln; vom 23. November 1885 ab bis Ende Januar 1886 wieder im
Iustizdienst beim Königlichen Amtsgericht in Köln. Seit 21, Januar 1886 steht er im Proviuzialdienste.

. Meine Herren! Ich habe die Personalakten der Herren Kehl und Schmidt reauirirt und
sie Blatt für Blatt durchgesehenund ich kanu Ihnen die amtliche Versicherunggeben, daß diese
Personalakten nichts Ungünstiges, sondern nur Günstiges enthalten; auch habe ich weitere
Erkundigungen über die genannten Herren eingezogen, und auch diese laute» nach jeder Richtung
hin günstig. Die Zeit der Beschäftigung dieser Herren bei der Verwaltung hat bewiesen, daß
diese Zeugnisseund Atteste vollständig auf Richtigkeitberuhe,,, deun ich kann ihrem Fleiß und
ihrer Tüchtigkeitnur das beste Zeugniß ertheilen. Herr Weber ist seit 1886 im Provinzialdienste
und hat in dieser Hinsichtauch vollständig allen Anforderungen genügt, und kann ich dasselbe
günstige Zeugniß, was ich für kürzereZeit für die beiden anderen Herren ausgesprochenhabe,
auch bezüglich des Herrn Weber anssprechen. Ich möchte bitten, unter diescu besoudereu Umstäuden
den Antrag der I. Fachcommission anzuuehmcn.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich stelle diese Anträge zur Diskussiou. — Das Wort
hat der Herr AbgeordneteMelbeck.

AbgeordneterMelbeck: Ich stelle den Antrag, die drei Herren Kehl, Schmidt und Weber
durch Acclamativn zu wählen.
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Vorsitzender Fürst zu Wied: Es ist der Antrag gestellt, die drei Herren durch Acclamation
zu wählen. Wird dagegen Widersprucherhoben? — Ich constatirc, daß Widerspruchnicht erfolgt
und ich erkläre hiermit die drei Herren auf Vorschlag der Fachcommissioneinstimmig durch
Acclamation gewählt.

Wir kommen zum 11. Gegenstandeder Tagesordnung:
„Antrag der 1. Fachcommission,betreffend die Petition der Wittwe des Schreiners
Sarges zu Wetzlar auf Erhöhung der Vrandentschädigung".

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDietze; ich ertheile ihm das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterDietze: Meine Herren! Es liegt Ihnen eine Petition

der Wittwe des Schreiners Sarges aus Wetzlar vor. Bei Lebzeiten ihres Mannes brannte am
3. Mai 1888 dessen Haus bis auf die Grundinaueru nieder. Bei der Abschätzung hat er sich
mit der ihm zustehendenEntschädigung aus der Prouinzial-Feuer-Societät zufrieden erklärt,
namentlichdeshalb, weil bei der Abschätzung des abgebranntenHauses nur 20°/« abgezogen waren
uon dein Werthe des neuen Hauses, obschondas Haus bereits 100 Jahre alt war. Der ver¬
storbene Sarges hat sich zunächst mit dieser Abschätzung einverstandenerklärt, nachher aber mit
Umgehung der gesetzlichvorgeschriebenen Instanzen sich an das Ministerium des Innern gewendet,
nm eine Erhöhung der Vrand-Versicherungseutschädigungzu erlangen. Das Ministerium des
Innern hat ihn natürlich abweisen müssen und inzwischenist Sarges selbst gestorben. Jetzt
nimmt seine Wittwe die Reklamation wieder auf; nachdemaber von ihr auch nicht die Instanzen
beschrittenworden sind, hat man ihr nur freiwillig zugestanden, daß eine Neutaxirung des ab¬
gebrannten Haufes stattfinden solle. Die Taxatoren — sowohl von Seiten der Feuer-Societät
wie von Seiten der Wittwe Sarges — sind wiederum zu der Erkenntniß gekommen, daß eigentlich
40«/« von dem Werthe des Hauses hätten abgezogen werden müssen, während, wie bemerkt, nur
20"/<, für das 100 Jahre alte Haus abgezogen worden sind. Es sind also gar keine Nova in
der Angelegenheitvorgebrachtworden, und aus diesem Grunde beantragt die 1, Fachcommission:

„Hoher Provinziallandtag wolle den Antrag der Wittwe Sarges, welchem weder Rechts-
noch Billigkeitsgründezur Seite stehen, abweisen".

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich stelle den Antrag zur Diskufsion. — Es meldet
sich Niemand zum Wort; ich schließe dieselbe und bringe den Antrag zur Abstimmung.

Ich bitte diejenigen Herren, welche dagegen sind, sich zu erhebe!,.— Der Antrag ist
einstimmig angenommen.

Wir kommen zum 12. Gegenstand der Tagesordnung:
„Antrag der I. Fachcommission,betreffenddie Petition des Bürgermeisters zu Nreuell
auf Bewilligung eines Zuschusses für die Gemüsebauschuledafelbst".

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr. Hantel; ich ertheile ihm das Wort.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Haniel: Meine Herren! Der Herr Bürgermeister zu

Vreuell hat den Antrag gestellt auf Unterstützung der dort errichtetenGemüsebaufchuleauf die
Dauer von zwei Jahren mit jährlich 3000 M. Sie haben, meine Herren, vor 2 Jahren die
Sache schon berathen und sind auf Grund ihrer eingehendenErörterungen zu dem Entschlüsse

-gekommen,dieser Gemüsebauschule3000 M. für die Dauer von 2 Jahren, die jetzt ablaufen, zu
bewilligen. Ich brauche in Folge dessen wohl nicht näher darauf einzugehen und den Antrag
zu begründen.

Dieser Antrag ist im Anfang November hier beim Landtage eingegangen, und ist vom
Vrovinzialausschusseberathen worden. Das vorliegendeMaterial, insbesondereder Haushaltsplan,
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war nicht in der nöthigen Weise vorbereitet, daß der Provinzialausschuh zu einer Entscheidung
kommen konnte, vielmehr wurde vom Provinzialansschuh beschlossen, zu beantragen, daß der
Provinziallllndtag den Antrag zum Zwecke der näheren Prüfung und Entscheidungdem Prouinzial-
ausschusse wieder überweisenmöge.

Inzwischen ist der Haushaltsplan eingetroffen, die Fachcommissionhat die Sache auch
wiederum geprüft, und ist zn derselbenEntscheidung gekommen wie der Provinzialansschuh, und
zwar ist die Fachcommissiunaus dem Grunde zu dieser Entscheidung gekommen,weil aus dem
Haushaltsplan doch nicht hinlänglich und genau ersehen werden konnte, ob nicht vielleicht
Ersparnisse in der einen oder anderen Weise gemacht werden könnten. Vielleicht können
Ersparnisse gemacht werden und zwar in einer Höhe, daß ein Zuschuß zu der Gemüsebauschule
nicht nothwendig ist, oder nicht in dieser Höhe. Infolge dessen, meine Herren, erlaube ich mir,
im Namen der I. Fachcommissionden Antrag zu stellen:

„Hoher Provinzillllandtag wolle den Antrag des Bürgermeisters in Vreyell dem
Proviuzialausschussczur weiteren Erledigung überweisen".

Falls, meine Herren, von der einen oder anderen Seite gewünscht werden sollte, daß
ich näher auf die Sache eingehe, so bin ich gern erbütig, aber ich glaube in Anbetracht der
Reichhaltigkeitder Tagesordnung davon Abstand nehmen zu köunen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich stelle den Antrag zur Diskussion. Das Wort hat
der Herr Abgeordnete Nossi6.

Abgeordneter Russi«: Meine Herren! Wie der Herr Berichterstatter eben mitgetheilt
und wie Ihnen bekannt, hat diese Petition nm Bewilligung eines Zuschusses für die Gemüse-
bauschulezu Brchell nns vor zwei Jahren zum ersten Male beschäftigt. Es wurden damals
von mehreren Mitgliedern des hohen Hanfes Bedenken geäußert, ob diefe Schule auch wohl
lebensfähig fein nnd deu Anforderungen entfprechen würde, die man bcrechtigterweifcan sie
stellen dürfe. Indeß, meine Herren, in Anbetracht der großen Noth der Hausweber in unserem
Kreise Kempen, nnd Angesichts der Dringlichkeit, den juugeu Webern Gelegenheit zu bieteu,
sich zu anderen Bcrufszweigcn vorzubereiten und auszubilden, erklärte das hohe Haus, daß die
Sache doch eines Versuches werth wäre; und gegenüber der Zusicherung der Königlichen Staats-
regier-ung,denselbenBetrag geben zu wollen wie die Provinz, hatte das hohe Haus die Güte,
die erbetene Summe zu bewilligen und den Zuschuß von 3000 M. zu genehmigen. Meine
Herren! Heute erklären zu wollen, der Versuch sei gelungen oder sei gescheitert, wäre meiner
Ansicht nach zn früh, da im Verlaufe so weniger Jahre ein richtiges Urtheil weder nach der
einen noch nach der anderen Richtung abgegeben werden taun. Es liegt uns nun in dem uns
zngcgangenen Bericht ein Rechnungsabschlußvor vom April 1890, der allerdings ein ungünstiges
Resultat nachweist. Aber ich möchte doch demgegenüber hervorheben, daß gerade bei einer
Gemüseblluanstalt in den ersten Jahren manche außerordentliche Ausgaben vorkommen, die für
die Folge, wenn auch nicht ganz wegfallen, fo doch ganz erheblich verringert werden. Die Anstalt
wurde besucht vou 24—26 Schülern, die mit Ausnahme von 2 oder 3, alles Sühne von Hand¬
webern des Kreises Kempen sind. Die Schüler werden theoretischund praktisch ausgebildet, im
Gemüsebau, in der Landwirthschaft nnd in der Korbflechtern. Meine Herren! Ich will nicht'
bestreuen, daß es schwer fällt, mit unserem Gemüsebau, besonders was die Frühsurten anbe¬
langt, die holländischeConccurrenz mit Erfolg zu bekämpfen,fo lange nicht auf diefem Gebiete
uns ein entsprechenderSchutzzollzur Seite steht. Aber ich kann versichern, daß in unserem
Kreise in den letzten Jahren mehrere kleine Grundbesitzerden Gemüsebau mit Erfolg kultivirt
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haben und von Jahr zu Jahr mehr reussiren. Ich will noch erwähnen, daß im Laufe des
Sommers der Ober-Präsident unserer Rheinprovinz, Se, Excellenz Herr Nasse und der Negierungs-
Präsident Herr Freiherr von der Recke die Anstalt einer genauen Besichtigung unterzogen und
sich recht lobend über sie ausgesprochen haben. Meine Herren! Soll diese Schule ferner
bestehen bleiben, so bedarf sie weiterer Unterstützung des Staates uud der Provinz, und ich
möchte eine Anstalt, die den doppelten Zweck hat, die jungen Weber zu anderen Berufszweigen
überzuführen und ferner die Gemüsebauzucht einzubürgern, Ihrem ferneren Wohlwollen recht
warm empfehlen. Die Commissionhat nun den Antrag gestellt, die Petition des Bürgermeisters
zu Breyell dem Provinzialausschuh zu weiterer Erwägung zu überweisen. Ich möchte das hohe
Haus bitten, einem Antrage zuzustimmen,den ich mir erlanbe zu stellen und der folgender¬
maßen lautet:

„Der hohe Proviuziallandtag wolle der Gemüfebauschulefür das Etatsjahr 1891/92
einen Zuschuß von 3000 M. bewilligen und den Provinzialausschuh ermächtigen,
für das Etatsjahr 1892/93 eine gleiche Snmme zu verwenden".

Ich möchte Sie um fo dringender bitten, diesem Antrag Ihre Zusage uicht verweigern
zu wollen, indem Sie dadurch indirekt der Anstalt anch den Staatszuschuß erhaltcu.

VorsitzenderFürst zn Wied: Ich bitte den Antrag einzureichen. Das Wort hat der
Herr Abgeordnete Schneemann.

Abgeordneter Schneemann: Vorerst erkläre ich, daß ich nicht gegen den Zuschuß von
Seiten der Provinz für diefe Schule bin. Ich möchte nur dm hohen Landtag bitten, an diese
Bewilligung des Zuschusses gewisse Bedingungen zu knüpfen. Meine Herren! Vor 6 Wochen
ist uns ein Belicht von Seiten des Kuratoriums über diese Schule zugegangen. Da habe ich
zu meinem großen Befremden gesehen, daß diese Anstalt trotz der reichen Mittel, die ihr von
vielen Seiten zugewiesen sind, doch dieses kolossaleDefizit von N bis 7000 M. gehabt hat.
Wenn Sie bedenken, daß diese Anstalt auf einem Gnt sich befindet, wofür keine Pacht gezahlt
wird, daß sie ferner 6000 M. vom Staat und von der Provinz jährlich erhält und noch
300 M. von einem Privaten, so ist dieses finanzielle Ergebniß der Schule bei den wenigen
Kindern, die sie unterrichtet, nach meiner Ansicht ein recht klägliches. Ich habe mir gedacht,
daß wohl das hohe Kuratorium der Anstalt nicht den rechten Blick über die Bewirthschaftung
eines Gutes und über die Verwaltung einer folchenSchule hat. Meiue Herreu! Vor zwei
Jahren sind uns die Mitglieder des Kuratoriums durch den Bürgermeister von Nreyell mit¬
getheilt worden. Dasselbe besteht aus dem Landmth des Kreises Kempen, dem Bürgermeister,
drei Commerzienräthen, noch einem Kaufmann und schließlich noch einem Mitglied, das von
der GemeindeBreyell zu wählen war. Ja, meine Herren, das sind ja alles sehr angesehene und
hochklingende Namen — und ich würde sie für fehr praktisch halten, wenn es sich darum handelte,
eine Aktiengesellfchaft zu gründen, sie unter den Prospekt zu setzen. Aber, meine Herren, für
eine landwirthfchaftlicheSchule und für die Verwaltung eines Gutes halte ich die Herren nicht
für praktisch. Deshalb möchte ich erstens beantragen, daß das Kuratorium, trotzdem es schon so
stark ist, noch dnrch ein vom Kreistage des Kreises Kempen zu wählendes Mitglied vermehrt
werde. Der Kreistag Kempen hat sehr viel tüchtige Landwirthe iu seiner Mitte, und er wird
wohl das richtige Mitglied dorthin entsenden. Sodann habe ich mich infolge des obenerwähnten
Berichtes bei einem Bürger in Breyell nach der Anstalt erkundigt, uud da ist mir mitgetheilt
worden, daß kein Religionsunterricht in der Anstalt gegeben wird, daß im Anfange die Kinder
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wühl zur Kirche geführt worden seien, in der letzten Zeit aber nicht mehr. Es hieß, sie gehen
nach einer benachbarten Dorfkirche. Ich meine aber, bei solchen Kindern von 14 Jahren ist
doch ein regelmäßiger Kirchenbesuch nothwendig und ebenso der wöchentliche Religionsunterricht,
wie das auch bei unsern guten Wintcrschulen geschieht. Deshalb, meine Herren, meine ich,
daß, weil der Pastor des Ortes über den Besuch der Kirche iu der richtigstenWeise Controle
führen kann und auch berufen ist bei den Kindern der Schule in religiöser nnd sittlicher
Beziehung Umschau zu halten, daß an die Bewilligung unseres Zuschussesdie Bedingung
geknüpft würde, daß der Pfarrer des Ortes, wo die Anstalt ist, auch Mitglied des Kuratoriums
werden muffe. Meine Herren! Das find meine Anträge, die ich Ihrer Annahme empfehle.
Ich glaube, wenn Sie wollen, daß die Anstalt etwas Ersprießliches wirken soll, Sie dann wohl
dazn werden übergehen müssen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich bitte den Antrag schriftlich einznreichen. Das
Wort hat der Herr Landesdirektor.

LandesdirektorKlein: Meine Herren! Es liegt fo im Zuge unferer Zeit, daß bald die
eine bald die andere gemeinnützigeBestrebung in den Vordergrund gestellt wird, und so waren
es in der letzten Zeit die Gemüsebauschulen,welche uns vielfach beschäftigthaben. Diefelben haben
ihren Ausgangspunkt genommenvon dem Nothstande der Weber am Niederrhein. Wir sind den
von dort gestellten Anträgen gerne entgegengekommen, weil wir einerfeits die Nuthlage der Wcber-
bevölkerunganerkannten, andererfeits auch der Landwirthfchaftüberall, wo diefes die Verwaltung
nur vermag, gerne Hülfe bringen. Allein wir dürfen auch bei diefer Sache nur sorgsam und mit
Sorgsamkeit zu Werke gehen. Wir haben nun bei den Gemüsebauschulendie Wahrnehmung
geinacht,daß dieselbenauf die Dauer hin, in der Form, in welcher sie ins Leben getreten sind,
fchwerlich bestehen können. Wir haben deshalb blos für ein oder zwei Jahre Zufchüsse bewilligt,
um den Uebergang in eine andere Form zu ermöglichen. Wie es sich früher mit der Gemüse¬
bauschule in Brenell verhalten hat, weih ich nicht, ich weiß nur, daß der Landtag in letzter Zeit
Zuschüsse bewilligt hat. Erst in der letzten Zeit sind die Anträge an uns herangetreten, Zuschüsse
zu bewilligenbeziehentlich zu befürworten. Es war uns nicht mehr möglich, die Verhältnisse in
Brenell zu prüfen, ob die Schule lebeusfähig ist, ob die Unterstützung dringend ist, ob es sich
um die ersten Einrichtungskostcnhandelt, oder ob die Unterstützung eine Neihe vou Jahren dauern
soll bis der Gemüsebau solche Erträgnisse abgiebt, daß sie die Schule erhalteu kaum Ich
meine, meine Herren, daß alle diefe Fragen, fowie die Bedenkendes Vorredners einer sorgfältigen
Prüfung und Untersuchung bedürfen. Diefe Prüfung und Unterfuchung kann aber nur vom
Ausfchuh vorgenommen werden. Es würde event, eine Bewilligung Seitens des Ausschusses
erfolgen. Heute möchte ich bitten, nichts bestimmtes zu bewilligen, foudern die Sache dem
Ausschußzur Prüfung zn überweisen, nur so mehr als mehrere Anträge auf Unterstützung von
Gemüsebauschulenbeim Ausschuß vorliege», welche zum Theil aus den angeführten Gründen
nicht bewilligt werden können. Diefe Petenten würden, wenn vom Landtag hier für Brenell
ohne Prüfung eine Summe bewilligt würde, an den nächstenLandtag mit größeren Anträgen
herantreten. Ich bitte also um Verweisung an den Ausschuh. (Bravo.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es ist der Autrag gestellt worden:
„Der hohe Prouinziallandtag wolle beschließen,daß jeder weitere Zuschuß für die
Gemüfebaufchulenur uuter der Bedingung gewährt werde, daß das Kuratorium der
Anstalt durch den Pfarrer des Ortes Breyell und durch ein vom Kreistag des Kreises
Kempen zu wählendes Mitglied verstärkt werde." Unterfchrieben:Schneemann.

Das Wort hat der Herr AbgeordneteDietze.
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AbgeordneterDietze: Meine Herren! Ich kann den beiden Herren, die zur Sache
gesprochen haben, nur die feste Versicherunggeben, dah der ganze Antrag in der wohlwollendsten
Weise im Provinzialausschuh behandelt worden ist und auch ferner behandelt werden wird. Ich
glaube aber nicht, daß es bei der Kürze der Zeit angebracht ist, auf die innere Organifation der
Gemüsebauschulc in Nreyell näher einzugehen, und möchte deshalb bitten, daß Sie den Antrag
nicht zur Diskussion stellen, sondern einfach dem Ausschuß das Vertrauen schenken, daß er die
Sache auf das Genaueste untersuchenwird. Wir sind alle davon durchdrungen, daß in diesem
Augenblick die Handweberci in der ganzen Gegend darnieder liegt, und es sehr lobenswert!) und
vernünftig ist, wenn man uerfucht anderen Verdienst an die Stelle zu setzen, und wenn zunächst
die Gemüsebauschulenin Aussicht genommensind, so kommen doch viele Gesichtspunktedabei in
Betracht, die berührt und untersucht werden müssen. Deshalb mochte ich glaubeil, meine Herren,
Sie können sich damit begnügen, daß die Sache genau geprüft wird und in einer Weife erledigt
werden wird, wie Sie solche nur wünschen können. Eine Commission ist schon ernannt, die
sobald der Frühling herannaht, Vrcnell besuchen wird. Wenn aber von mehreren Seiten solche
Antrage kommen,die dasselbe Ziel verfolgen, wie es gefchehen ist, so glaube ich, meine Herren,
ist es unmöglich, daß wir heute zu einem bestimmtenconcretenBeschlußuns vereinigen. Ich
möchte deshalb bitten, den Antrag der Fachcommission anzunehmen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Das Wort hat der Herr AbgeordneteVroich.
AbgeordneterNroich: Meine Herren! Ich möchte den Ausführungen des Herrn Dietze

noch das beifügen, daß es, wie ich glaube, bedenklich erfcheint, bei einem Unternehmen, welches
kaum ins Leben getreten ist, dessen Lebensfähigkeitwir noch nicht kennen, nun fchon Aenderungen
vorzunehmen; man muh vielmehr zunächst abwarten, in welcher Weise sich die Sache entwickeln
wird. Ich glaube auch, daß der Provinzialausschuh das Vertrauen verdient, daß er die geeigneten
Schritte in dieser Angelegenheitzur richtigen Zeit zu thun nicht unterlassenwird.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat der Herr AbgeordneteFritzen.
AbgeordneterFritzen: Meine Herren! Es scheint mir aus allem heruorzugeheu, daß

die Sache heute noch nicht zu einem Beschlusse reif ist. Ich kann mich nur dafür ausfprechen,
die Sache dem Provinzialausschuh zur Erledigung zu überweisen. Ich stehe dem Antrage des
Herrn AbgeordnetenSchneemann sehr sympathischgegenüber und möchte den Provinzialausschuh
bitten, weun ihm derselbeüberwiesenwird, denselbengenau in Erwägung zu ziehe». Ich glaube
aber nicht, meine Herren, daß wir heute etwas Definitives beschließen können,sondern bin dafür,
daß wir heute den Antrag der Fachcommissionannehmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat der Herr AbgeordneteRossi6.
AbgeordneterNossiö: Nach den Ausführungen des Herrn Abgeordneten Dietze ziehe

ich meinen Antrag zurück. (Bravo!)
VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat der Herr AbgeordueteSchneemann.
AbgeordneterSchneemann: Ich ziehe auch meinen Antrag nach den Erklärungen des

Herrn AbgeordnetenDietze zurück.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Die beiden Anträge gehen zu den

Akten für die Behandlung der betreffendenVorlage. Ich werde nunmehr den Berichterstatterzu
fragen haben, ob er etwas beizufügen hat. (Berichterstatter Abgeordneter Dr. Haniel: Ich
verzichte.) Dann würde ich den Antrag der I. Fachcommissionzur Abstimmung stellen. Ich

» 81
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bitte diejenigenHerren, die gegen den Antrag sind, sich zu erheben, — Es erhebt sich Niemand.
— Der Antrag ist einstimmig angenommen,^ Wir kommen zu Nr. 13 der Tagesordnung:

„Antrag der I. Fachcommissionbetreffend die Bewilligung eines Zuschusses zur Re-
gulirung des Kittelbaches".

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Hantel, dem ich das Wort ertheile.
Berichterstatter Äbgcurdneter Dr. Hauiel: Von deu Interessenten für die Negulirung

des Kittelbaches ist ein Antrag gestellt worden auf Bewilligung eines Zuschusses vuu 15 000 M.
und ist derselbe Uom Herru Ncgieruugs-Präsideuteu bezw. vom Herrn Ober-Prüsidenten
befürwortend au nns abgegeben wurden resp, an den Pruvinzialausfchuß. Zur kurzen
Orieutiruug, meine Herren, muß ich Ihnen mittheilen, daß der Kittclbach sich von dem Düsfcl-
bach abzweigt bei Grafcnberg, er nimmt dann seinen Lauf uach Kaiscrswerth, während der
Düsselbach nach Düsseldorf sich hinwendet. Zur Negulirung des Stromes, welche theilweise
durch Eindeichung geschehen soll, sind aus Ucberfchwcmmungsgcldcru20000 M. bewilligt. Die
Stadt Düsseldorf hat 50 000 M. bewilligt uud zwar aus dem Grunde, weil das Düssclwasser
durch die Negulirung des Kittelbaches vuu der Stadt Düsseldorf abgelenkt wird uud dadurch
eine Neberfchwemmuugsgefahrbefeitigt wird. Mehr wie 50 000 M. wird Düffcldurf nicht
leisten können und nicht zahleu wullen. Außerdem haben die Hauvtiuteresscutcu die Gruudstücke,
die enteignet werden müssen, zum Zweck des Deichbaues uud Weiterreguliruug zur Verfügung
gestellt. Der Werth dieser Grundstücke ist mit 20 000 M. zn veranschlagen, so daß alles
zusammeugenummen00 000 M, diefer Kittelbachregnlirnng zugewendetwerden. Die Negulirung
kostet insgefammt nach dem vurliegenden Kostenanschlag 150 000 M., soduß alsu von den
Interessenten blos 60 000 M. aufzubringen sind. Aber, meine Herren, dnrch diese Negulirung
gewinnen die Weiden, welche in der Nähe des Kittelbaches liegen, die von der Negulirung
betroffen werden, bedeutend an Werth nicht nnr bei einem späteren Verkauf, sundern direkt
in Fulge der Entwüssernngnnd in Folge der Deichanlagen, sudaß die Interessenten, welche, wie auch
bei jeder fulchen Aulage zum Theil aus kleiucu Iutcreffeuteu bestehe»,fchuu iu der allerilüchsten Zeit
die Vortheile der Kittelbachregnlirnng genießen können. Der Provinzialausschuß, mciue Herreu,
hat nuil befchlusseu,diesen Antrag auf Uuterstütznngvon 15 000 M. abzulehnen. Die Fach-
cummissiuuhat sich diesem Antrage angeschlossen uud bittet Sie, deu Antrag der Facheommissiun
auzunehmeu und zwar von der Grwägnng ausgehend, daß zunächst Uun den entstandenen
Kosten beinahe ^/» schon aufgebracht sind, außerdem die Interessenten duch nicht aus kleinen
Lenten bestehen, sunderu uach den mir vorlicgeudeu Nutizeu aus sehr potenten Grundbesitzern
nnd Industriellen und endlich noch von der Erwägung ausgehend, daß die nöthigen Snmmeu
nicht direkt zur Verfügimg stehen. Demznfulge, meine Herren, bitte ich Sie, den Antrag der
Eummissiuu auuehmeu nnd den Antrag auf Gewähruug vuu Beihülfen für diese Kiltelbach-
regulirung ablehneu zu wolleu.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich erüffue über diesen Antrag die Diskussion. — Es
meldet sich Niemand zum Wort, dann schließe ich dieselbe. Ich bringe den Antrag zur Ab¬
stimmung. Ich bitte Diejenigen, die dagegen find, sich zu erheben. Es erhebt sich Niemand.
Es ist also der Autrag einstimmig angenummen worden. Wir gehen über zu Nr. 14 der
Tagesurdnung:

„Bericht des Prouinzialausfchusfcs, betreffend die nach H. 95 der Pruvinzialordnung
zu erlassendenReglements sür die Pruviuzialinstitute". Nr. 27, 113 und 116 der
Drucksachen. «

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Eunze. Ich ertheile ihm das Wort.
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BerichterstatterAbgeordneterConz e: Meine Herren! Nach dem §. 95 der Provinzial-
ordnnng sind Reglements für die Provinzialinstitnte zn erlassen. Diese Reglements haben
bereits bestanden und bedürfen nur der Abänderung, weil die neue Provinzialurdnung vom
1. Inni 1887 die Stellnng des Herrn Landcsdirekturs wesentlich anders gestaltet hat wie zur
Zeit der ständischen Verwaltung. Diesen veränderten Verhältnissen entsprechend sind die
Reglements abgeändert worden. Materiell sind ganz unweseutliche, es sind eigentlichnur
redaktionelle Aenderungen vorgeuommeuworden. Es handelt sich bei diesen Abänderungen der
Reglements eben nur um die richtige Einfügung der veränderten Stellung des Herrn Landes-
direktors.

Die II. Fachcommifsionhat in diesem Sinne eine Prüfung der einzelnen Paragraphen
nur insoweit vorgenommen, bis sie sich überzeugt hat, daß wesentliche Aenderungen nicht vor¬
genommen sind. Sie empfiehlt die Annahme der hier vorgelegten Reglements zunächstin der
Form, wie sie der Pruvinzialansschnß vorgelegt hat, indem sie dabei annimmt, daß sich diese
Reglements, die im Laufe der siebzigerJahre erlasseu wordcu sind, materiell bewährt habeu,
daß sie also ihrem Zwecke voraussichtlichauch für die Zukunft genügen werden, Dem H. 120
der Provinzialordnnng entsprechend, haben diefe Reglements dem Herrn Ressortminister vor¬
gelegen nnd zwar sind sie dem Herrn Ressortminister zur vurläufigcu Acußeruug dahin mit¬
getheilt worden, ob gegen den Inhalt des Reglements Widerspruch oder irgend welche Bedenken
zu erheben sein würden. Während die II. Fachcummissiondiese Reglements berieth, ist die
Antwort des Herrn Ministers eingelaufen, worin einige, aber auch nur unweseutliche Aeudcrungen
in den Reglements vorgeschlagen werden. Sie haben diese, von der Staat sregicrnng vor¬
geschlagenenAbänderungen in der DrncksacheNr. 113, Anlage 4—9 erhalten und werden
daraus ersehen haben, daß nur in Anlage 4, wu es sich nm das Reglementfür di« Leitung und Ver¬
waltung der Provinzial-Irren-, Heil- und Pflegeanstalten handelt, wesentliche Abänderungen em¬
pfohlen find. Aber auch diefe bestehen eigentlichnur in der etwas klarerenAnseinanderlegung der
Bestimmungen einzelner Paragraphen. Der Hauptpunkt, der verändert ist, betrifft den ß, 2,
wo es sich um die Aufnahme der nnhcilbaren Kranken handelt. Das alte Reglement nnd das
vom Pruvinzilllllusfchnß jetzt vorgelegte Reglement stellen die Aufnahme der Kranken in das
Ermeffeu des Anstaltsdircktors, Die Königliche Staatsregierung schlügtvor, das dahin zn
präzisiren, daß es in §. 2 heißt:

„unter den zur Pflege aufzunehmenden Kranken haben gemeingefährlicheKranke
den Vorzug.

Ob ein Kranker als gemeingefährlichanzusehen ist, entscheidet der Anstalts¬
direktor".

Praktisch würde nach dem alten Reglement in derselben Weife verfahren worden fein,
wie sie nach dem Vorfchlage des Herrn Ministers aitikulirt ist.

Dann ist als Neuerung vorgeschlagenwurden, daß die Anfnahmcbedingungenin einem
besonderenTheile dem Reglement beigelegt wcrdeu, sie also nicht einen integrirenden Theil des
Reglements bilden. Bei den übrigen Reglements handelt es sich in der Hauptsache nnr nm
Abänderung des §. 4, wo es heißt:

„Die Anstellung aller Beamten — insoweit dieselbennicht dem Provinzialausschusse
zusteht".

Dieser Zusatz soll gestricheu werden und es soll dafür heißen,
„daß dem Landesdirektor d?e vorläufige Annahme von Beamten zustehensoll".
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Wie die Herren zugeben müssen, ist das eine gcfchmacluulle Abänderung des Reglements,
die dankbar zu acceptiren ist.

Ich gebe anheim, ob das hohe Haus in die Berathung der einzelnen Paragraphen
eintreten will. (Rufe: Nein!)

Die Fachcommissionempfiehlt Ihnen:
„Hoher Provinziallandtag wolle die vorbezeichneten Reglements in der durch die
zwischenzeitlich ergangenen Abänderungen und Nachtrüge vorgcschlagcnen Fassung
genehmigen".

Vorsitzender Fürst zu Wied: Zu diesem Antrag eröffne ich die Diskussion uud
frage zugleich, ob der hohe Landtag die einzelnen Paragraphen der verschiedenen Reglements
dnrchnehmcnwill. (Rufe: Nein!) Das scheint nicht beliebt zu werden. Wüufcht Jemand im
Hanse das Wort. — Dann gebe ich noch einmal dem Herrn Berichterstatter das Wort,

Berichterstatter Abgeordneter Conzc: Ich habe nur uuch zu bemerken, daß im
gedruckten Antrag, der unter Nr. 116 Ihneu zugegangen ist, eiu zweiter Beschluß der Fach¬
commissiou nnsgelassen worden ist, der sich auf den Schlntzpaffns der Drnckfache 113 bezicht,
wo es heißt:

„da es nicht ausgeschlossenist, daß die Herrcu Ressortminister bei erueuter
Prüfuug eventuell noch anderweite Ausstellungen zn machen Veranlassung nehme»,
so wird beantragt:

„Hoher Provinziallandtag wolle den Provinzialansschuß crmachtigeu, falls
Seitens der Königlichen Stciatsregierung noch anderweite Ausstclluugen
gemachtwerden, über dieselbenanstatt des Provinziallandtages zu beschließen
und eventuell die erforderlichenAbändcrungcu vorzuuehmeu".

Die II. Fachcommissiunstellt den Antrag:
„Der hohe Provinziallandtag wolle dem Provinzialausschuß diese Vollmacht
ertheilen".

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich eröffue über diese Anträge die Diskussion; — es
meldet sich Niemand zum Wort — so schließe ich dieselbeuud werde die sämmtlichen Anträge,
wie sie vorliegen, zur Abstimmung bringen, und ich bitte Diejenigen, die dagegen sind, sich zu
erheben. — Es erhebt sich Niemand, — die Antrüge und die Reglements mit Aulagen sind
einstimmig angenommen. Dieser Punkt der Tagesorduuug ist erledigt.

Wir kommen zu Nr. 15 der Tagesorduuug, zum
„Spezial-Etat für die Verwaltung der Fonds zur Gewähruug von Entschädigungen
für ans Grund des Rcichsgcsctzes vom 23. Juni 1880, betreffend die Abwehr nnd
Unterdrückungvon Viehseuchcu,uud des Ausführuugsgcsetzcsvom 12. März 1881

- gctüdtelesRindvieh, Pferde «. für die Etatsjahre vom 1. April 1891 bis 31. März
1892 und vom 1. April 1892 bis 31. März 1893". Nr. 39 und 11? der
Drucksachen.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Graf von Fürstenberg-Stammhcim. Ich gebe
dem Herrn Berichterstatter das Wort.

Berichterstatter Graf von Fürstenberg-Stammhcim: Meine Herren! Die II. Fach¬
commissiun hat sich in der Sitzung vom 9. Dezember d. I. mit den Paragraphen des Spczial-Etats
für die Verwaltung der Fonds zur Gewährung vou EntjOädiguugen für auf Grund des Reichs-
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gesetzes vom 23. Juni 1880, betreffend die Abwehr nnd Unterdrückung von Viehseuchen, und
des Ansführungsgesetzcsvom 12. März 1881 getödtetes Rindvieh. Pferde :c. für die Etatsjahre
vom 1, April 1891 bis 31. März 1892 und vom 1. April 1892 bis 31. März 1893 eingehend
beschäftigt,au dem Spezial-Etat Ausstellungen zu machen nicht gefunden und schlügt dem hoheu
Provinziallandtag vor, deu vorbezeichuetcn Etat unverändert anzunehmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich stelle diesen Antrag zur Diskussion. — Es meldet
sich Niemand zum Wort, ich schließe dieselbe uud bringe den Antrag zur Abstimmung.
Ich bitte Diejenigen, welche dagegen sind, sich zu crhebeu. — Der Antrag ist ciustimmig
angeuummeu.

Wir kommenzu Nr. 16 der Tagesordnung, zum
„Ausgabe-Etat für die Rheinischelandwirthschaftliche Berufsgenoffenfchaft für die
Etatsjahrc 1891 und 1892". Nr. 40 und 118 der Drucksachen.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Graf von Fürstenbcrg-Stammhcim, dem ich
das Wort ertheile.

BerichterstatterAbgeordneter Graf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Mit Bezug auf dicseu Etat, der auch der II. Fachcommisfionin der Sitzung vom 9. Dezember
1890 zur Beschlußfassungvorgelegen hat, habe ich Folgendes zu bemerken: Der Etat bezweckt
lediglich einen Ueberblick zu geben über die zur Führung der Geschäfteder landwirthfchaftlichcn
BerufsgenoffenfchafterforderlichenSummen. An Einnahmen find keine Betrüge eingestellt. Es
werden nämlich die im vorliegenden Etat für die Verwaltung der Genofsenschaftvorgesehenen
bczw, die hierauf wirklich verausgabten Summen zugleich mit deu sämmtlicheuinnerhalb eines
Jahres von den Rentenempfängern bezogenenRenten nach Schluß eines jeden Geschäftsjahres
nach dem Gesetze auf alle Genoffenfchaftsmitglicderumgelegt. In der Fachcommifsionfand sich
gegen die eingestellten Beträge nichts zu eriuuern und wurden mir einige Aenderungen formeller
Natur für erforderlich erachtet. Es wurde beispielsweife

1. die Ueberfchrift: „Ausgabe-Etat für die Rheinische landwirthschaftliche Berufs¬
genoffenfchaftfür die Etatsjahre 1891/92" umgeändert in den „Ausgabe-Etat für
die Zeit vom 1. Januar 1891 bis zum 31. Dezember 1891 uud vom 1. Januar
1892 bis zum 31. Dezember 1892",

um klar zum Ausdruck zu bringen, daß es sich bei dem vorliegenden Etat nicht um das
gewöhnliche Etatsjahr von April zu April, fondern um das Kalenderjahr handelt.

2. Wird auf Seite 2 in Zeile ? von oben die Unterabthciluug L 1 ä wegfallen müssen
und der Satz „an den Provinzialvcrband u. s. w" als felbstständigcrSatz für sich
bestehen müssen.

3. Auf Seite 3 ist der Satz 2 der Bemerkungen umzuändern in: „mit Rücksicht auf
die ermäßigten Tagegelder und Reifekostcu dürfte der iusgefammt zur Verfügung
stehendeBetrag von 2000 M, genügen",

um klar zum Ausdruck zu bringen, daß für jedes Etatsjahr 1000 M. ausgeworfen fiud, die
Geuoffcufchaft aber nur einmal in den beiden Jahren zusammentritt, zu welchemZweckeim
Ganzen 2000 M. zur Verfügung stehen.

4. Auf Seite 3 iu der drittletzten Bemerkung von nuten ist ein Druckfehler: „Die
Ausgaben L 3—6 übertragen sich gegenseitig" zu verbessernin: „Die Ausgaben
N 3» bis ä und l übertragen sich u. f. w.", während das Andere wegfällt.

5. Die Bemerknng zu 3». bis ä ist unzutreffend und mnß gestrichen werden.
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Die Fachkommissionbeehrt sich, den Antrag zu stellen:
„Hoher Provinzillllanotllg wolle dem vorliegenden Etat mit den angegebenen
Aenderungen die Genehmigung ertheilen".

VorsitzenderFürst zu Wied: Meine Herren! Ich stelle die Anträge der II, Fach-
commissionzur Diskussion. — Es meldet sich Niemand zum Wort, ich briuge die Anträge zur
Abstimmung und bitte Diejenigen, die gegen den so veränderten Ausgabe-Etat der landwirth-
schaftlichen Bcrufsgenossenschnftsind, sich zu erheben. — Es erhebt sich Niemand, folglich ist
der Ausgabe-Etat in der jetzigen Form, wie er aus der II. Fachcommissiongekommenist, ein¬
stimmig angenommen.

Wir kommen nunmehr zu Puukt 17 der Tagesordnung, zum
„Haupt-Etat der Pruvinzialverwaltung der Nheinprovinz für die Etatsjahre vom
1. April 1891 bis 31. März 1892 und vom 1. April 1892 bis 31. März 1893
und Bericht des Provinzialausschusses,betreffend deu Vermögensstaud des Rheinischen
Provinzialverbandcs". Nr. 9, 20 und 13? der Drucksachen.

Berichterstatter ist der Herr Landesdirektor Klein.
Ich ertheile dem Herrn Berichterstatter das Wort.
Berichterstatter Landesdirektor Klein: Meine Herren! Bei Feststellung der Spezial¬

Etats sind drei Aenderungen beschlossen worden, welche auf den Haupt-Etat zurückwirken. Es
ist zunächst bcschlosseuworden, unter Titel II Nr. 6 der Ausgaben den Zuschuß au die Verwaltung
des Landcirmenwesensvon 715 000 M. auf 720 000 M, alfu um 5000 M. zu erhöhen. Es
sind das die 5000 M, welche für Arbcitcrkolonien anf Antrag der II. Fachcommifsionzugesetzt
worden sind.

Zweitens ist beschlossen wurden, unter Titel II Nr. 18 der Ausgaben den Zuschnß
für die landwirthschaftlichcnLehrcmstalteu uud zu sonstigen landwirthschnftlichenZwecken von
90 000 M. auf 150 000 M. zu erhöhen, alfo eine Erhöhung vou 60 000 M. eintreten
zu lasseu.

Dagegen ist unter Titel II Nr. 22 der Ausgaben der Zuschuß an die Provinzial-
Straßeuverwaltuug aus der allgemeinen Dotationsrcnte des Staates von 500 000 M auf
440 000 M. herabgesetzt,also um 60 000 M. gekürzt worden.

Wir haben also im Ganzen 65 000 M. mehr zu beschaffen, wogegen bei der Straßen-
Verwaltung 60000 M. erspart werden, sodaß noch 5000 M. auszuglcichcu bleiben, wenn Sie
die Mehrausgaben bei der Landwirthschaft mit den 60 000 M, welche bei der Straßen¬
verwaltung abgesetzt sind, compensiren. Diese 5000 M. sollen nach dem Vorschlageder Fach¬
commissionin Titel IV Nr. 3 abgesetzt weiden von dem Betrage für außergewöhnlicheAusgabcu
refp. zur Abruudnng, Der dort vorgeseheneBetrag belicf sich auf 7354 M. wovon nach
Absetzung der 5000 M. uoch 2354 M., welche vullstäudig ausreichend siud, bleiben würden.
Es würde dann der Etat in Ausgabe und Einnahme balanciren mit 7 880 000 M und die
Provinzialumlage auf 3 300 000 M. bestehen bleiben, wie dies in dem gedruckten Etat vor«
geschlagen war.

Die Fachcommissionschlägt vor, hiernach den Hcmpt-Etat festzusetzen und im Uebrigeu
den Haupt-Etat unverändert zn genehmigen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Becker.
Abgeordneter Becker: Meine Herren! Ich will gegen die Festsetzung des Etats in

dieser Form nnd in dieser Höhe zunächst keine Einwendung mehr erheben, wenn ich auch die
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Höhe der Steuern für unnöthig halte. Ich will auch insonderheit gegen die erhöhte Forderung
der Laudwirthschaft mit 60 000 M. zur Zeit leine weiteren Bedenken erheben, wenn ich auch
diese Forderung nicht für berechtigt halte. Aber, nieiue Herren, gleichzeitig mit dem bei
Gelegenheit der Berathuug des Spezial-Etats gestelltenAntrage auf Erhöhung dieser Snmme
ist auch mit angenommen worden ein Antrag des Herrn Abgeordneten Pflug, der mir damals
vollständig entgangen ist. Herr Pflug hat den Antrag von feinem Platze aus gestellt, er lag
nicht gedruckt vor, er war nur ein Amcndemeut zu eiuem gedrucktenAntrage. Der Herr
Abgeordnete Freiherr von Loö hat allerdings nachher über den Antrag gesprochen, ich glanbtc
aber mehr, es wäre das von ihm ein speziellerWuufch, als daß ich eiue Ahuuug von einem
vorliegenden Antrage hatte, bis ich nach Schluß der Diskussion davon Kenntniß erhielt, daß
in der That ein Antrag des Herrn Abgeordneten Pflug in dem Sinne vorläge. Auf dieseu
Nutrag erlaube ich mir zurückzukommen.

Die Beschlüsse bei Berathuug der Spezial-Etats siud ja uur vorläufige, sie bedingen
die Genehmigung bei Gelegenheit des Haupt-Etats; dort sind die Forderuugeu definitiv zu
genehmigen, nnd alles was mit diesen Summen zusammenhängt. Ich kauu daher deu Autrag
Pflug nochmals in den Kreis der Erörterung ziehe», uud eventuell würde ich geuöthigt sein,
gegen diejenige Forderung, die für die Landwirthfchaft in den Haupt-Etat eingestellt ist, zu
stimmen.

Der Antrag des Herrn AbgeordnetenPflug geht dahiu, die Erhöhuug von 60 000 M.
für die Zwecke der Laudwirthschaft, welche zur Hälfte uach dem Autrage der Hcrreu Abgeordneten
Nautenstrnuch uud Conze zur Hebung der Viehzucht verwaudt .werdeu sollte», iu dieser Hälfte
auf die einzelnen Landkreise der Provinz zn vertheilen. Meine Herren! Ich halte diesen
Antrag an nnd sür sich nicht sür substautiirt; er ist weder in dieser Beziehung begründet, noch
giebt er überhaupt eiucn Vcrtheiluugsmodus an; ich halte ihn auch uicht sür ein Bedürfniß,
ich bin im Gegentheil der Ansicht, daß, wenn eine derartige Berthcilung eintreten muß, sie
nach der ganzen Sachlage viel zweckmäßigernnd richtiger vom Provinzinlansschnß selbst bewirkt
werden kann.

Aber, meine Herren, das sind Sachen, die mich uicht in erster Linie berühren; in erster
Linie berührt mich der Wortlaut des Antrages: Die Gelder sollen auf die Landkreise vertheilt
werden. Meine Herren! In diesen Worten liegt nach meiner Auffassung ein wahrscheinlich
unbewußtes und unbeabsichtigtes,aber krasses Unrecht gegen die auch zur Provinzialverwaltung
gehörigen Stadtkreise, die Sie ja, was die Aufbringung der Steuern anlangt, als liebe Bundes¬
genossen wahrscheinlich Alle zu schätzeu wissen. (Heiterkeit)

Meine Herren! Ein solcher prinzipiellerAnsschlnßder Stadtkreise, obgleich bei denselben
ähnliche Verhältnisse vorliegen — ich czemplifizirez. N. auf Külu; wir haben weite ländliche
Gebiete mit in deu Stadtkreis gezogen, die bis dahin zum Landkreise gehörten, in denen eben¬
falls Viehzuchtbetriebe,: wird u. f. w.; ich exemplifizire auf Düsseldorf, das ein über eiue
Quadratmeile großes Stadtgebiet umfaßt, — aber felbst wenn das nicht der Fall wäre, so ist
doch ein derartiger prinzipieller Ausschluß der Stadtkreise eiue schreieude Ungerechtigkeit, die
uach meiner Auffassung von dieser hohen Versammlung nicht gebilligt werden kann. Ich weiß
sehr wohl, wir werden von den 30 000 M. sehr wenig besehe», ich sehne mich darnach auch
uicht, ich lasse die wirklichdeu bedürftigen Laudlreiseu von ganzem Herzen; aber, meine Herren.
Sie dürfen nicht fo ein Unrecht hier statniren. Sie müßten wcuigftcus sagen: auf die Kreise
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nach Maßgabe des Bedürfnisses, - dann bin ich einverstanden; aber ich halte den ganzen
Antrag eigentlichnicht für nothwendig. Ich bin der Ansicht, das ist doch nicht nach allen
Richtungen hin erwogen und Sie thäten am Besten, den damals über den Antrag Pflug
gefaßten Beschluß einfach wieder aufzuheben und einen dahin gehenden Antrag erlaube ich mir
hiermit zu stellen.

Vorsitzender Fürst zu Wicd: Ich glaube, meine Herren, daß ein einmal im
Landtage gefaßter Beschluß jetzt doch nicht wieder cmfgchoben werden kann. Im nächsten
Landtage gewiß.

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Pflug.
Abgeordneter Pflug: Ich verkenne nicht, daß die Herren Vertreter der Städte

anfcheincndberechtigt sind, iu dem Ausdruck ländliche Kreise ein Unrecht zn finden, trotzdem
ich diese Auffassung nicht theile. Ich bin der festen Ueberzeugung, daß, weuu mau die
Gesammtlcistnngcn des Staates in Erwägung zieht, die Stadtkreise viel größere Zuschüsse
erhalten als die Landkreise.Zur Begründung meiner Anffasfung führe ich nur die Renanlage des
Bahuhofs Köln an. Aus Rücksicht für die Bewohner der Altstadt wird der neue Bahnhof
nicht verlegt und kostet, da das Terrain zur Erweiterung sehr theuer ist, etwa 27 Millionen Mark,
während derselbe nur 15 Millionen kosten würde, wenn man ihn in die Peripherie der Stadt
verlegen würde. Der Staat opfert also 12 Millionen zu Gunsten der Bewohner der Altstadt.
Aber ich bin auf der anderen Seite den Herren dankbar, daß Sie die 60 000 M. bewilligt
haben nnd will Ihnen aus diefem Grunde geru entgegenkommen;erlaube mir daher folgenden
Zufatz-Autrag einzubringen:

„Der hohe Provinzillllandtag wolle die Streichung der Worte „ländliche Kreife"
genehmigen und den Provinzialausfchuß beauftragen, die Summe nach dem
Bedürfniß zu vertheile,: und nur solche Kreise zu berücksichtige!:, die selbst Mittel
zu diesem Zwecke gewähren".

Der ganze Antrag wird dann so lauten:
„Den landwirthschaftlichenEtat nm 60 000 M. zu erhöhen, und mindestens die
Hälfte dieser Summe speziell zum Zwecke der Förderung der Viehzucht zu ver¬
wenden und den Pruviuzialausschuß zu beauftragen, diese Summe nach Maßgabe
des Bedürfnisses zu vertheilen uud nur solche Kreise zu berücksichtigen,die selbst
Mittel zu diesem Zwecke gewähren".

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich bitte den Antrag einzureichen.
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Zwcigert.
Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Es thut mir außerordentlich leid, daß der

geehrte Herr Vorredner diesen Antrag nicht gestellt hat, bevor der Herr AbgeordneteBecker das
Wort genominenhat; ich glaube, daß dann wir alle, die wir von der Ungerechtigkeit des frühern
Beschlusses überzeugt gewesensind, geschwiegen und überhaupt die Angelegenheitgar nicht näher
zur Erörterung in diesem hohen Hause gebracht haben würden. Meine Herren! Da der Antrag
aber erst nachher eingebrachtist, so kann ich nicht umhin, meine Ansicht dahin auszusprechen,daß
ich einen Beschluß,wie er gefaßt ist, für ungesetzlich halte und mir vorbehalten würde, insoweit
der von mir vertretene Stadtkreis in Frage kommt, denjenigen Theil, der auf die von mir
vertretene Stadtgemeinde fallt, im Wege der Klage wiederum zurückzufordern. (Oh!) Meine
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Heiren! Wir sind gern bereit, die Landwirthschaft zu unterstützen, nichts liegt mir ferner, als
den Gegensatz der eximirtcn Städte gegen die Landkreise hervorheben zu wollen, aber, meine
Herren, wir dürfen uns ganz unmöglichmit Nefchlüfsen vergewaltigen lassen, wie dieser es ist.
Ich könnte ebenso gut sagen: ich beantrage 6 000 000 M, in den Etat einzustellenund auf die
Stadtkreise zu irgend welchen Zwecken zu vertheilen, der Antrag hätte genau dieselbe Berechtigung,
wie der Antrag des Herrn AbgeordnetenPflug, Dem müssen wir widerstreben,das können wir
uns nicht gefallen lassen, und deshalb bitte ich Sie, den neuen Antrag des Herrn Abgeordneten
Pflug anzunehmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteFreiherr von Los hat das Wort.
AbgeordneterFreiherr von Loö: Meine Herren! Das klingt ja schrecklich, was uns der

Herr Abgeordnete Zweigert gesagt hat, dieser furchtbareProzeh — es wäre eine oauss oolodrS —
die Stadt Essen gegen den rheinischenProvinzialuerband, aber ich glaube, dadurch sollen wir
uns nicht so sehr schreckenlassen. Ich würde das Wort auch nicht ergriffen haben, wenn es sich
nur um den neuen Antrag Pflug handelte, diesem kann ich beistimmen,aber, meine Herren, ich
möchte doch auf das Entschiedenste dagegen protestiren, was die beiden Herren Redner, der Herr
AbgeordneteNecker wie der Herr Kollege Zweigert, gesagt haben, indem der Herr Abgeordnete
Becker von einer schreienden Ungerechtigkeitsprach und der Herr Abgeordnete Zweigert wieder
von einer schreienden Ungerechtigkeit, Meine Herren! Von einer Ungerechtigkeit kann hier absolut
gar keine Rede sein, denn ich bitte Sie, doch einmal zu bedenken,wenn Sie heute, wie das
häusig hier geschehen ist, für irgend eine Straße in einem Kreise eine Summe bewilligen —
50 000 M, 60 000 M, oder 100 000 M. — meine Herren, ist dies eine schreiende Ungerechtigkeit
gegen die anderen Kreise der Provinz? Dann haben Sie diese Ungerechtigkeit schon hundert Mal
begangen. Meine Herren! Davon kann gar keine Rede sein. Die Provinz giebt Gelder aus
für landwirthfchaftlichcZwecke anerkannter Maßen und in Folge des Gesetzes, sie giebt dieselben
aus in Folge von Beschlüssen des Prouinziallandtags, sie werden ausgegeben durch Zuweisungen
des Provinzialausschusscs aus dein Dispositionsfonds, und sie werden einmal hierhin, einmal
dorthin gegeben, ein großer Theil bekommt davon nichts, aber darum ist es noch keine Ungerechtigkeit,
wir haben es nie fo angefchen, ich muß auf das Entschiedentste gegen eine derartige Unterstellung
protestiren. Ich weiß ja, die Herren, die gesprochen haben, haben es nicht so schlimm gemeint,
aber ich muh gegen den Vorwurf der materiellenUngerechtigkeitauf das Entschiedenste protestiren.
Wenn er begründet wäre, meine Herren, dann würden wir beinahe bei jeder Angelegenheit, die
wir hier zu verhandeln haben, der Eine dem Anderen Ungerechtigkeit vorzuwerfen haben, Im
Ucbrigen habe ich gegen den Antrag Pflug, in der abgeänderten Fassung nichts einzuwenden,
mir wäre der andere lieber gewesen,es wäre eine klarere Verwendung gewesen, aber auf diese
Weise erhalten diejenigen Kreise, welche aus eigenen Mitteln dazu etwas aufbringen und dadurch
das Bedürfniß nachweifen,etwas, und damit bin ich einverstanden.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.
Abgeordneter Becker: Meine Herren! Der Herr Vorredner hat den Kern der Sache

nicht getroffen, er spricht von einem speziellenFalle, in den, der Landtag nach Prüfung der
Sachlage eine Bewilligung eintreten läßt. Meine Herren! Dadurch ist nicht ausgeschlossen,
daß ein anderes Mal andere Gegenden, in denen die Verhältnisse gleich liegen, eine ähnliche
Bewilligung erhalten. Darin liegt kein Unrecht, das ist die Machtvollkommenheitdes Landtages.
Hier handelt es sich aber darum, daß ohne jede Prüfung nach dem Antrage Pflug die Ver-
theilung einer bestimmten Summe auf eine bestimmte Gattung von Kreisen mit Ausschluß
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anderer Kreise eintreten soll. Darin liegt das grüße Unrecht, das, wie ich wiederhole, gegen
die ausgeschlossenen Kreise begangen wird. Wenn gesagt wird, es solle die Summe auf die
Kreise nach Maßgabe des Bedürfnisses vertheilt werden, so ist gar nichts dagegen zu sagen,
wenn Sie aber sagen, die Summe solle gleichmäßigauf die Landkreisemit Ausschluß der Stadt¬
kreise vertheilt wcrdeu, so ist das ein Unrecht. Mit demselben Necht können Sie dreimal soviel
Provinzialstcuern wie bisher erheben und ans die Landkreise vertheilen. Das Bild, welches
der Herr Abgeordnete Zweigcrt gebraucht hat, daß umgekehrt mit demselbenNecht, wenn die
Städte die Majorität hätten, sie beschließen konnten: wir wollen 6 000 000 M. auf die Stadt-
kreife für bestimmte Zwecke vertheilen, paßt absolut. Darum meine ich, Sie sollten sich einmal
in unsere Lage versetzen, meine Herren, darüber ist doch kein Hehl, daß wir an vielen Ein¬
richtungen der Provinz kein direktes Interesse haben. Es hat nns ja der Anfang des Landtags
fchon bestätigt, daß wir hier die melkendenKühe für Sie sind, (Oho!) daß das vielleichtein
bessererViehstand ist, als der, den Sie zu Hanse haben, denn, meine Herren, wie hat der
Landtag begonnen? Der Landtag hat begonnen mit einer vertraulichenBesprechungder Grund¬
besitzer mit Ausschluß der Städter. Meine Herren! Sie treiben auf diese Weife uns wider
uuseru Willcu in die Opposition hinein. So liegt die Sache. (Oho!) Ich meine, der Antrag
Pflug in der abgeschwächten Form stellt auch die Sache uicht richtig, das eiuzig Nichtige ist,
Sie machen das Unrecht wieder gut und heben ihn auf. Dauu tritt der Ausfchuß iu die
Aufgabe,: ei», die ihm durch die Prouiuzialorduung zugewiesensind, er vertheilt nach Maßgabe
des Vcdürfuiffcs uud unter Berücksichtigungder Betheiligung der Kreise diese Summe. Warum
hier das Prinzip durchbreche,,,hat der Ausschuß zu irgend einem Mißtrauen Aulaß gegeben?
Das wäre der Anfang vom Ende, dem hier ein Pflock vorgestecktwerden muß. Ich möchte
Sie dringend bittten, nehmen Sie meinen Antrag an. Wir sind bereit, für jede Ansgabe zn
stimmen, die im Wühle der Provinz liegt, wir wollen auch bezahlen, aber wir wollen nicht
grundfätzlichvon der Sache ausgeschlossen sein. (Bravo!)

Vorsitzender Fürst zu Wird: Meine Herren! Es liegen mir zwei Anträge vor. Es
wird beantragt, den auf Antrag des Herrn Abgeordnete,,Pflug gefaßten Beschluß, wonach die
Vertheiluug der für die Hebung der Viehzucht im Etat vorgesehenenSummc ans die Land¬
kreise der Provinz erfolgen soll, wieder aufzuheben. Der andere Autrag geht dahin — es ist der
alte Antrag mit einem Zusätze:

„Der hohe Landtag wolle in Erwägung, daß die Förderung der Viehzucht :c,, beschließen,
den lmidwirthschnftlichen Kredit um «0000 M. zu erhöhen uud mindestensdie Hälfte
diefer Summe zum Zwecke der Förderung der Viehzucht zu verwcuden. Der hohe
Landtag wolle den Pruvinzialausfchuß beauftrage», die Summe nach Bedürfniß zu
vertheilen und nur solche Kreise zu berücksichtigen, die selbst Mittel zu diesem Zwecke
gewähren".

Der Herr AbgeordneteFreiherr von Loö hat das Wort:
AbgeordneterFreiherr von Loö: Meine Herren! Zunächst würde die Vorfrage zu ent¬

scheiden sein, ob wir überhaupt berechtigtsind, eine» einmal gefaßten Befchluß aufzuheben. Das
ist die Frage, welche der Herr Vorsitzende vorhin schon augeregt hat. Dann habe ich weiter auch
den, Herrn Vorredner, dem Herrn AbgeordnetenBecker, ein paar kurze Erwidenmgeu zu macheu.
Wenn die Städte hier am Nheiu einmal in große Noth gerathen sollte», so sind wir gern bereit,
auch über einen Antrag zn berathen, ihnen 6 000 000 M. zu geben, um sie am Leben zn erhalten.
Für ungesetzlichwürde ich einen solchen Antrag nicht halten, wenn ich vielleicht auch aus ander»
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Gründen nicht für denselben stimmenwürde. Ich habe der landwirtschaftlichenVersammlung,von
der der Herr AbgeordneteBecker redet, zn der die Städte nicht eingeladen wurden sind, wie er
sagt, auch nicht beigewohnt,ich habe nichts davon gewußt, ich bin also von irgend einem Baccillns
in dieser Beziehung nicht angesteckt. Was die Sache anbetrifft, meine Herren, so trifft der Herr
Abgeordnete Becker sie doch nicht, wir haben nicht ohne Prüfung beschlossen,zunächst ich für meinen
Theil nicht, sondernwir haben nach genauer Kenntniß der Provinz nnd unter Berücksichtigung des
in der Provinz herrschenden Bedürfnifses unsere Ansicht uns gebildet und daraufhin den Beschluß
gefaßt. Wir haben uns gesagt: ein Bedürfniß besteht für die Viehzuchtund zwar in den noth-
leidenden,ärmeren Kreisen der Provinz, zu deu ärmeren Kreisen gehören die Stadtkreise augenblicklich
nicht, deshalb bedürfensie einer Betheiligung au diesen 60000 M. nicht. Meine Herren! Nicht
ohne Prüfuug, sundernmit voller Prüfung, mit voller klarer Kenntniß der Verhältnifse ist der
Beschlußgefaßt wordeu, er ist keineswegs ungesetzlich,ist keine prinzipielle Ausschließung der Städte,
sondern ist ein Beschluß,der gefaßt worden ist auf Grund der Kenntniß des zweifellosen Bedürf¬
nisses. Ich stimme für den Antrag Pflug.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.
AbgeordneterBecker: Meine Herren! Ich kenne keine Bestimmung der Geschäftsordnung,

die es ausschlösse, einen Beschluß,der gefaßt ist, wieder aufzuheben; das wäre auch neu, wenn man
eine Geschäftsordnunghätte, ein begangenesUnrecht nicht gut umchcu zu köunen. Was die Aus¬
führungen des Herrn Vorredners anlangt, der Antrag Pflng wäre nach genauer Erwägung der
Verhältnisse und nach genauer Erwägung der Bedürftigkeit angenommen, ja, meine Herren, von
Bedürftigkeitsteht in dem Antrage kein Sterbenswort, in dem Autrage steht überhaupt kein Vc»
thcilungsmodus. Ich habe bisher zur Entschuldigungangenommen, der Antrag wäre in das
Plenum hiueiugercgnetuud wäre augeuummeuworden, weil viele Andere ihn ebensowenigverstanden
hätten, wie ich; sonst kann ich ihn gar nicht verstehen. Das ist doch nichts weiter als der reine
Sozialismus: es wird beschlossen, 60000 M. auf die Landkreise zu vertheilen mit Ausnahme der
sogenanntenReichen,der Stadtkreise. So liegt gegenwärtigdie Sache. Ich meine, Sie hätten
allen Anlaß die Sache gut zu machen. Danu haben wir unser Recht und Sie haben das Geld,
dann haben Sie die ganze Steuer, die im Etat vorgesehenwar nnd die der Ausschuh absetzen
wollte, eingeheimst und gehen vergnügt nach Hause, (Heiterkeit.)

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich muß zur Geschäftsordnungdem Herrn Abgeordneten
Becker Recht geben. Ich habe in der Geschäftsordnungnachgesehen und gefunden,daß nichts darin
steht, was die Aufhebungeines gefaßten Befchlufscs in derselben Scssiou verbietet. In §. 22 ,—
in diesem Paragraphen müßte es stehen — steht nur: „Ein abgelehnterAntrag darf in derselben
Session nicht wiederholtwerden", aber daß ein Beschluß wieder aufgehobenwerden kann, ist in der
Geschäftsordnungnicht ncgirt. — Der Herr AbgeordneteLichter hat das Wort.

AbgeordneterLichter: Meine Herren! Unbegreiflicher Weise wird der Antrag Pflug so
aufgebauscht,als ob er nur Vortheile für das Land und Nachtheile für die Städte enthielte.
Meine Herren! Ich meine, wenn ich Städter wäre, würde ich den Antrag auch uuterschriebcu haben.
Wer schreit denn am meisten über die hohen Fleischpreisc? Das sind doch die Städter. Erhebungen,
die seiteus des KöniglichenStaatsministeriums durch den Direktor des Berliner Viehhufs über diese
Frage angestelltworden sind, haben zu dem Ergebniß geführt, daß der Grnnd der hohen Fleisch¬
preise darin zu suchen sei, daß der Viehstand in unseremLande gegenwärtigein zu geringer sei.
Wenn wir also Mittel verlangen, um deu Viehstaud zu vermehren, so kommt dies ebensowohl, ja
vielleicht noch eher, den Städten zu Gute, wie uns Landbewohneru. Deuu, wcun der Bauer scineu
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Viehbestandum 20"/„ au Zahl vermehrt und die Flcischprcisc gehen dadurch um 25°/o herunter,
dann kann man nicht sagen, daß der seinen Vcrmögensbcstanddadnrch gebessert hat; die Städter
haben aber in diesem Falle einen unleugbaren Vortheil. Ich bitte deshalb dem unveränderten
Antrage Pflng zustimmen zu wollen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Herr AbgeordneterPflug hat das Wort.
AbgeordneterPflug: Ich möchte auf die Ausführungen des Herrn AbgeordnetenBecker

erwidern, daß der Antrag wohl begründet worden ist. Allerdings steht mir das Wort nicht so zur
Verfügung wie ihm, und ich mag etwas unverständlich gewesen sein. Ich habe ausdrücklich gesagt,
daß der Umschlag der Viehhaltung der Rhciuprovinz in Form von Futter, Pflege :c., kaufmännisch
gerechnet, pro Jahr 250 000 000 M. beträgt, und daß, wenn derselbe um 10"/^ erhöht würde, dies
25 Millionen macht. Ich weiß nicht, wie man uns den Vorwurf des Sozialismus machen kann.
Ich glaube, daß die Herren Städter noch froh sein werden, wenn sie Bauern haben, die die
Sozialdemukratenim Zanme halten, denn sie werden ihrer nicht Herr werden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteBecker hat das Wort.
Abgeordneter Becker: Meine Herren! Ich habe dem Herrn Vorredner keineswegs

vorgeworfen, daß er seinen Antrag nicht genügendbegründet hätte, ich habe nur betont, daß er
mir hier absolut unverständlich war, und wenn Sie hier säßen, so würdenSie es empfinden,daß man
die Herreu, welche weiter hinten im Saale fitzen, überhaupt uicht verstehen kann. Was den anderen
Herrn Vorredner anlangt, so bin ich mit seinen Ausführungen durchaus einverstanden,daß wir den
Wnnschhaben, die Fleischpreise herabzndrückcn, wir sind aber der Ansicht,daß, wenn die Stadtkreise
nicht prinzipiell ausgeschlossen werden und wenn die Viehzucht iu den Stadtkreisen auch gehoben
wird, die Fleischprcise noch niedriger werden würden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Es hat sich Niemaud mehr zum Wort gemeldet; der
Herr Berichterstatterhat das Schlußwort.

BerichterstatterLnudesdircktorKlein: Der Haupt-Etat hat nur in einem Punktc Anlaß
zu einer Diskussion geboten. Es ist feltens des Herrn AbgeordnetenBecker der Antrag gestellt
worden, den bei Feststellung des laudwirthschaftlichen Etats gefaßten Beschluß, dahingehend, daß
ein Betrag von 30000 M. ausschließlichans die Landkreisevertheilt werden soll, wieder aufzu¬
heben. Ich halte die Aufhebung dieses Beschlussesfür durchaus zulässig; es steht weder eiue
gesetzliche, noch eiue Geschäftsordnungs-Vestimmungentgegen, daß Sie diesen Antrag des Herrn
OberbürgermeistersBecker annehmen. Herr OberbürgermeisterBecker führt für seinen Antrag an,
erstens daß derselbeungesetzlich sei, zweitens, daß er zn äußerst bedenklichenEonsequenzcnAnlaß
gebe, da er schließlichdarauf hinauslaufe, vou der Gesammtheitder Provinz Abgaben zu erheben,
um die erhobene Summe auf einzelne Theile der Provinz zu vertheilen. Diesem Vorgehenmüsse man
wegen seines großen prinzipiellenBedenkensvon vornherein entgegentreten.Alle Provinzialabgabcn,
welche erhuben würden, müßten entweder von dem Proviuziallnudtag uach Prüfung und Maßgabe
des Bedürfnissesvertheilt, oder aber diese Vertheilung dem Provinzialansschnßnach Gemäßheit der
Provinzialordnung überlasse,,werden. Von dieser Erwägnng ausgehend, hat Herr Oberbürgermeister
Becker beantragt, den iu Gemäßheit des Antrages Pflng gefaßten Beschluß wieder aufzuheben.
Herr AbgeorductcrPflug hat seinerseits einen modifizirtenAntrag eingebracht,der dahin geht, der
Provinzialausschußsolle diesen Betrag nach Bedürfniß vertheilen und hierbei nur diejenigenKreise
berücksichtigen, die auch einen Beitrag ihrerseits leisten. Die gesetzlichenBedenken uud ebenso die
prinzipiellenBedenken, welche Herr OberbürgermeisterBecker gegen den Beschlußin der ursprüng¬
lichen Fassung angeführt hat, sind bei dieser veränderten Fassung wesentlich abgeschwächt worden,
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und ich möchte annehmen, daß, wenn der Antrag von vornherein so gestelltwurden wäre, wie
auch der Herr AbgeordneteZwcigcrt bereits ausgeführt hat, die ganze Diskussiouvermieden und
der Antrag des Herrn OberbürgermeistersBecker nicht gestellt wurden wäre.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich ertheile dem Herrn AbgeordnetenBecker das Wort
zur Geschäftsordnung.

AbgeordneterBecker: Wenn der Herr Antragsteller, wie ich gehört habe, damit einver-
standen ist, daß unter Aufhebung des früheren Antrages Pflug der jetzige Antrag Pflug zur
Annahme gelangt, so würde ich für meine Person meinen weitergehenden Antrag zurückziehen.

Vorsitzender Fürst z u Wied: Ich ertheile zur Geschäftsordnung dem Herrn Abgeordneten
Bruich das Wort.

AbgeordneterBruich: Die Sache wird sich schnell erledigen; sie wird sich dahin gestalten,
daß ein Autrag zurückgezogen wird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Also der Antrag Pflug heißt jetzt folgendermaßen:
„Der hohe Landtag möge unter Aufhebung des frühere» Beschlusses den Prouinzial-
ausschnßbeauftragen, die Summe uach Bedürfniß zn vertheilen, und nur solche Kreise
berücksichtigen,die selbst Mittel zu diesem Zwecke gewähren".

Nach dieser Formnlirnng habe ich den Herrn AbgeordnetenBecker dahin verstanden,daß
er seinen Antrag zurückzieht.

AbgeordneterBecker: Iawuhl!
Vorsitzender Fürst zu Wied: Ist über diesen nenen Antrag, wie er jetzt von Seiten

des Herrn AbgeordnetenPflug vorliegt noch etwas zu erinnern? — Es wünscht Niemand dazu zu
sprechen. — So würde ich diesen Antrag znr Abstimmungbringen.

Ich bitte Diejenigen, die gegen diesen Antrag sind, sich zu erheben. Der Antrag ist ein¬
stimmigangenommenund iu Folge dessen ist der frühere Beschlußaufgehoben. Ich cunstatire dieses
hiermit. Meine Herren! Jetzt haben wir noch die Anträge der Fachcummission zum Haupt-Etat.
Ich frage, ob Sie die Antrage der Fachcommission einzeln durchnchinenwollen? sNnfc: Nein!)
Das scheint nicht beliebt zn werden. So frage ich Sie, ob Sie diese Anträge en Kloo annehmen
wollen? — Ich eonstntirc, daß kein Widersprucherfolgt und erkläre, daß die Anträge der Fach-
commiffion znm Haupt-Etat, wie sie uns hier vorliegen, on Kloo angenommensind und hiermit
der ganze Haupt-Etat mit allen Spezial- und Ausgabe-Etats, die dazu gehören.

Wir kommen mm zu Nr. 18 der Tagesorduuug zum:
„Antrag der I. Fachcommission znm Bericht des Provinzialansschnssesüber die Bildung
einer Verufuugscommissionnach Maßgabe des Entwurfes des zur Zeit dem Landtage
der Monarchie vorliegenden Einkommensteuergesetzes". Nr. 92 und 128 der Drucksachen.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Becker. Ich ertheile dem Herrn Berichterstatter
das Wort.

Berichterstatter AbgeordneterBecker: Meine Herren! Dieser Antrag bezweckt mir, zu
vermeiden,daß der Provinziallandtag eventuellblos zu diesem bestimmten Zwecke einberufenwerden
müßte. In dem Entwurf des neuen Eiutommenstenergesctzcs, welcher augenblicklich den Landtag
beschäftigt, ist nämlich in §. 41 vorgesehen, daß die Berufungscommissiongebildet werden soll zum
Theil durch Wahlen, die der Provinziallandtag zu thätigen hat. Da das Gesetz möglicher Weise
in der Zwischenzeitbis zu unserer uächsten Tagung in Kraft treten tan», so wird Ihnen der
Vorschlaggemacht,dem auch die Fachcommission zugestimmthat, sich, soweit das gesetzlich zulässig
ist, damit einverstandenzu erklären, daß die Wahl dieser Mitglieder, die nach dem Gesetz vom
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Provinziallandtag zu wähln, sind, das erste Mal der Provinzialmisschnßthätigen kann. Wir
hoffen damit zu vermeiden, daß der Landtag, wie gesagt, nur zu diesem Zweck einberufenwerden
müßte. Ob dies gesetzlich zulässig ist, ist nicht ganz unzweifelhaft. Darum würde ich es für sehr
glücklich halten, wenn die Herren aus unferer Mitte, welche zugleich Mitglieder des Landtages
sind, diese Angelegenheitins Gedächtnißnehmen und eventuellbei Berathung des Entwurfes des
Gesetzes über die Eintommeusteuerim Landtage dahin wirkte», daß eine betreffende Ermächtigung,
die ersten Wahlen, falls bis dahin der Landtag nicht zusammcnbcrufenwerden sollte, durch die
Ausschüsse thätige« zu lafscu, im Gesetz selbst vorgesehen würde. Dann würde die Sache ganz
unzweifelhaftsein. Da wir darüber zu bestimmenaber nicht in der Lage sind, so ist es ein Akt
der Klugheit und Vorsicht, wenn wir wenigstensunsererseits in dieser Sache Beschlußfassen, und
dadurch die Königliche Staatsregierung anf dicfen Ucbelstcmd, der möglicherWeise eintreten kaun,
nufmertsam machen. Ich kann Ihnen Namens der Fachconnuissionnur die Annahme des
Antrages des Provinzialansschnsscsempfehlen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Herr AbgeordneteDr. Mnth hat das Wort.
Abgeurdneter Dr. Mnth: Meine Herren! Ich möchte eine ganz kleine redaktionelle

Nendcruugdes Antrages der Commission vorschlagen. Meiner Auffafsnngnach steht dem doch ein
ganz erhebliches Bedenken entgegen, ob wir in der Lage sind, hier überhaupt,ein Recht, welches
wir noch gar nicht besitzen, zn übertragen, und insbesondere, wenn wir das Recht besäßen, so würde
die Frage entstehen, ob wir überhaupt das Recht ans einen Dritten übertragen tonnen. Unser
Herr Referent hat ja bereits der Berechtigung dieses BedenkensRechnung getragen. Ich glaube,
wenn mau den H. 42 der Provinzialurdnnug in's Angc faßt, so wird man wohl einem Zweifel
nicht mehr Raum geben küuueu, daß wir überhaupt nicht in der Lage sind, ein Wahlrecht,
welches uus durch das Gesetz uur übertragen wird, und welches bereits existent sein muß, auf
Dritte zn übertragen. Das Gesetz sagt in 8- 42, daß uur nach Maßgabe der Wahlordnung unser
Wahlrecht ansgeüöt werden taun. Auf der andern Seite, meine Herren, kann gar kein Zweifel
bestehen, daß wir dem Ausschuß sehr dautbar sein müsse», daß er die Frage angeregt hat und daß
selbstverständlichdas, was wir heute thun, für die maßgebende Stelle vuu Bedeutung sein wird,
daß eine trausiturischeBestimmung in das definitiveGesetz dahin aufgenommenwerden kann, daß
der Pruviuzialmisschuß,iusuweitder Provinziallnndtag selbst nicht in der Lage ist, die Bestimmung
zn treffen resp, eine Wahl vorzunehmen, daß da der Pruviuzialausschuß für das erste Mal an
seine Stelle tritt. Es würde das nur des Zusatzes einiger Worte bedürfen, wenn der Antrag in
der Weise ergänzt würde, daß es heißt: „Hoher Prouiuziallaudtag wolle es für wünschcnswerth
erachten,daß —" nnd nun folgt der ganze Text. So, glaube ich, würden wir mich nach der
rechtlichen Seite hin nnser Gewissen salvirt haben.

BerichterstatterAbgeordneterBecker: Dem kann ich zustimmen,
Abgeordneter4)r. Muth: Ich möchte mir gestatte,,, den Antrag zu überreiche,,, es siud

nur 6 Worte. Wir würden dadurch es vermeiden, daß mau uus den Vorwurf macht, daß wir
iu der That ein Recht, welches wir noch nicht besitzen, übertragen und deu weiteren Vorwurf, daß
wir überhaupt ein nicht übertragbares Recht übertragen.

Vorsitzender Fürst zn Wied: Der Herr BerichterstatterAbgeordneter Becker hat das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterBecker: Meine Herren! Ich glaube, mit dem Wunsche,

den wir für uus aussprecheu, kommen wir nicht weit, dann werden wir bei den, Wunsche verharren
und in, übrigen bliebe in der Sache, wie mir scheint, alles beim Alten. Ich meine, wenn der
Herr Antragsteller einen derartigen Wunsch doch mit Aussicht auf Erfolg stelle,, will, so mnß er
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seinem Wunsche noch einen Znsatz hinzufügen und sagen: Wir beauftragen den Pruviuzinlausschuß
bei der Königlichen Staatsrcgicrung vorstellig zu wcrdcu, oder irgend so etwas, aber ich glaube,
daß der Wunsch allein nicht genügt. Ich will zngebeu, daß das vielleicht corretter ist, auf der
anderen Seite wird aber dieser Beschluß auch zum Ziele führen; wenn der Gesetzentwurf unverändert
erlassen wird uud der Laudtag nicht versammelt ist, dann wüßte ich eigentlich keine besondere
Schwierigkeit, die eintreten tonnte, wenn diese Wahl zum ersten Male vom Ausschuß gethätigt wird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich ertheile das Wort dem Herrn Abgeordneten Cuurth.
Abgeordneter Cuurth: Meine Herren! Ich theile die Bedenken des Herrn Bericht¬

erstatters und des Herrn Abgeordneten Muth und glaube, es wäre zweckmäßig, wenn der Provinzial-
ausschnß ersucht würde, bei der Küuiglichen Staatsregierung vorstellig zu werdeu. Es wäre das
besser, als wenn wir uns ans ein Wort verließen, welches vom Herrn Berichterstatter ins Haus
hineingebracht worden ist; das wird vergessen.

Vorsitzender Fürst zn Wied: Ich ertheile das Wort dem Herrn Abgeordneten Freiherr«
von Luv.

Abgeordneter Freiherr von Lo«: Meine Herren! Nur einen Zusatz noch. Ich stimme
dem eben Gesagten vollständig bei und möchte die Bitte aussprcchen, daß der Prouinzialansschnsi
bei der Staatsregiernng den Wunsch aussprechcn möge, iu die Uebcrgangsbestimmnngen des Gesetzes
das aufzunehmen; da gehört die Bestimmung hinein.

Bursitzender Fürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Dr. Mnth hat das Wort.
Abgeordneter Dr. Mnth: Ich würde dem vollkommen beistimmen, was Freiherr von Loü

ausgeführt hat, daß wir in der That eine Anregung geben für die UebergaNgsbestiminnngen.
Borsitzender Fürst zu Wied: Daun wollen wir den folgenden Puut't der Tagesordnung

vornehmen und uuterdcsseu diesen Antrag formuliren. Es mnß das doch furmulirt werden, das
heißt es mnß noch geschrieben werden.

Berichterstatter Abgeordneter Becker: Meine Herreu! Ich bin gar nicht ermächtigt,
als Berichterstatter der Facheummissiuu irgendwie zn dieser Aenderung meine Znstimmuug zu erkläre».
Ich habe mir Namens der Fachrommissiun hier mein Referat zn erstatten. Ich muß es wohl
dem Hause zunächst überlassen, ob es geneigt ist, ans den Boden, der hier von verschiedenenSeiten
in Vorschlag gebracht ist, zu treteu. Vielleicht empfiehlt es sich, dnrch die Abstimmung vorbehaltlich
des Wortlautes zunächst einmal festzustellen, ob das Haus bereit ist, auf die gemeinsamen Anträge
Muth, Courth uud von LoL einzugehen uud, weun das der Fall ist, die Auunhme des Antrages
vorzubehalten bis zu desseu Formnlirung.

Vorsitzender Fürst zn Wied: Ich ertheile dem Hcrru Abgeordnete,! Muth das Wort.
Abgeordneter Dr. Muth: Meine Herren! Ich würde den Antrag stellen:

„Hoher Provinziallaudtag wolle es für wünschenswerth erachten, daß — nun
kommt der Text — werde uud den Ausschuß beauftragen, das Geeignete in dieser
Beziehung zu veranlassen".

Vorsitzender Fürst zu Wied: Der Antrag heißt nuu folgendermaßen:
„Hoher Pruvinziallandtllg wolle es für wüuscheuöwcrth erachtcu, daß die der Pro-
viuzialvertretuug durch Inkrafttreten des dem Landtage der Monarchie vorliegenden
Eiutommeusteuergefctzes etwa zugewiefeucn Wahlen für die erste sechsjährige Wahl¬
periode dem Pruuinzialcmsschussc übertragen werde, uud deu Ausschuß beauftragen,
das Geeignete in dieser Beziehung zn veranlassen".

Siud Sie mit dieser Fassuug eiuucrstandeu?
Der Herr Abgeordnete Zweigcrt hat das Wort.
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Abgeordneter Zweigert: Meine geehrten Herren! Die Sache, die wir berathen, ist
meines Erachtens kaum langer Erörterung werth; es handelt sich einfach um einen Antrag —
ich weiß nicht, ob des Provinzialansschusscs oder der Königlichen Staatsregierung — dem
Inkrafttreten der neuen Steuergefetze nnscrcrfeits allen Vorfchub zu leisten. Meine Herren!
Wenn wir die Vollmacht ausstellen, so trägt die Verantwortung dafür nicht der Prouinzial-
landtag, fundern die Königliche Staatsregierung und ich meine, der Pruviuziallaudtag hätte
alle Veranlassung, diefe neue Steuergesetzgebungnach Kräfteu zu fördern. Deshalb meine ich,
uehmcu Sie den Antrag der Fachcommissiunan. (Bravo!)

VorsitzenderFürst zu Wied: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Fritzen.
Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Ich stehe ganz auf dem Bodeu derjenigen

Herren, welche den Antrag eigentlich als ungesetzlich betrachten; der Proviuziallaudtag kaun
eigentlichdas durch Gesetz ihm ertheilte Wahlrecht nicht weiter dclegiren; das ist eine Sache,
die früher im Pruvinzial-Vcrwnltuugsrnthc und auch im Landtage fchr oft entschieden worden
ist. Was würde nun die Folge sein, wenn eine solche Delegation doch geschahe? Die Bernfungs-
commissiuu würde ungesetzlich zusammengesetztsein und es würden Nichtigkeiten aller Art
entstehen. Ich glaube, die Folgcu siud ganz unabsehbar und wir thun besser, wenn wir den
Antrag Muth annehmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Es wünschtNiemand weiter das Wort; ich schliche die
Diskussion. — Der Herr Berichterstatter verzichtet.

Ich bringe znnüchst den Antrag Mnth zur Abstimmung und ich bitte diejenigen Herren,
welche für diesen Antrag sind, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die Mehrheit; der Antrag
ist angenommen und damit der Antrag der Fachcommissionerledigt.

Wir gehen über znm 19. Gegenstände der Tagesordnung:
„Antrag der I. Fachcommission zum Bericht des Provinzialausschusses über den
Anschluß des Stündchauscs an das Städtische Elektricitätswerkezu Düsseldorf".

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Melbeck; ich ertheile ihm das Wort.
Abgeordneter Melbeck: Meine Herren! Die Frage, ob die Gasbeleuchtung in den

Räumen des Ständehauscs ersetzt werden soll durch elektrisches Licht, ist bereits seit einer Reihe
von Jahren in diesem hohen Hause behandelt worden. Als Motiv für diefe Aenderung wurde
insbcfoudcre immer geltend gemacht, daß die Gasbeleuchtungeine unerträgliche Wärmeentwickelung
mit sich sührt, sowohl in dem Ständcsaale wie auch iu den übrigen Arbeitsrünmen des Hanses.
Wenn der hohe Landtag sich bisher immer ablehnend verhielt, so lag der Grund wesentlich
darin, daß eine Anlage dieser Art mit außerordentlichen .Kosten verbunden ist; es hätten
maschinelle Einrichtungen im Ständehause angebracht werden müssen, wozu es überdies an dein
erforderlichenRaum gebrach. Der Landtag hat aus diefen Gründen in Aussicht geuommen.
auf die Sache wieder zurückzukommen,wenn Seitens der Stadt Düffeldorf eine elektrische
Anlage beschlossenwerden würde. Das letztere ist nun jetzt der Fall. Die Stadt Düsseldorf
hat eine Eleltricitütsanlage beschlossen, uud dabei die Bestimmung getroffen, dah für diejenigen
Consnmenten. welche ihre Anmeldungen zum Anfchluß längstens bis zum 1. November 1891
vollziehen und sich zur Entnahme des elektrischenStromes auf die Dauer von 3 Jahren
verpflichten, die Herstellung des Anschlusses einschließlich der Leitung bis zum Elektricitätsmesser
seitens der Stadt unentgeltlich bewirkt werde. Die Provinzialverwaltnng, mit welchersich die
städtische Verwaltung in Verbindung gefetzt hat, hat nnn vor der Hand erwidert, daß sie ohne
die positive Genehmigung des Landtags allerdings keine Verpflichtung übernehmen könne, daß
eine solche Genehmigung aber sehr wahrscheinlichin Anssicht stehe.
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Was nun die finanzielle Seite der Frage betrifft, so belaufen sich die mit der Ein¬
richtung verbundenen Anlagetosten nach einer überschläglichen Berechnung ans etwa 23 000 M.
Wenn gleich, so sagt der Provinzialansschuß, diese Summe als eine ziemlichhohe erscheint und
auch die laufenden Kosten für Strombezug u, s, w. die Kosten der Gasbeleuchtung nm etwa
4500 M, pro Jahr übersteigen,so glaubt der Proviuzinlausschuß doch in Ansehungder erhebliche,:,
mit der Gasbeleuchtung verbundenen Uebelstände, insbesondereauch hinsichtlich der Feuersgefahr,
die allerdings in hohem Maße vorhanden ist, die Einführung des elektrischen Lichtes dringend
befürworteu zu sollen, und beantragt demgemäß

„Hoher Landtag wolle den Anschluß des Ständehauses und der Dienstwohnung des
Üandesdirettors an das städtische Elektrieitätswert zu Düsseldorf genehmigeuuud den
Proviuzialllusschuß beauftragen, die Ausführung zu vcraulafseu".

Die 1. Facheummissiun, welche diesen Antrag berathen hat, empfiehlt einstimmig dem
hohen Hanse die Annahme dieses Antrages des Provinzialausschnsses.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich stelle diesen Antrag der Facheommissiun zur
Diskussion, — Es meldet sich Niemand zum Wort, ich schließe dieselbe und bringe den Antrag
zur Abstimmung.

Ich bitte diejenigen Herren, welche gegen den Antrag sind, sich zn erheben. — Der
Antrag ist einstimmig angenommen.

Wir kommenzum 20. Gegenstände der Tagesordnung:
„Antrag der I, Facheommissiunzum Autrage der Stadtgemeinde Köln ans Befreiung
von der Nerpflichtnng zur Veitragslcistung zn den Kosten der Pruvinzial-Irrenpflcge
nnd der Tilgung der Banschuld der Pruvinzial-Irrenanstalten".

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteZweigcrt; ich ertheile ihm das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Der vorliegende Antrag ist,

was die Verwaltung unserer Provinz und die speziellenInteressen der Provinzialvcrwaltnug
betrifft, vielleichtder wichtigste und derjenige von der allergrößten Tragweite, der uns in dieser
Session überhanpt beschäftigthat.

Von Seiten der Stadtgemeindc Köln wird beantragt — ich glaube, auf Grund des
8. 31 des Preußifchen Ansführuugsgesetzes zum Nnterstützungswohnsitzgesetze- zn gestatten,
daß die Stadtgemeinde Köln die Irrenpflegc für sich übernehmen dürfe und dementsprechend
von allen Leistungen entbunden werde, welche von Seiten der Provinz für die Uebernahme der
Irrenpflege erhoben werden. Der Antrag hat eine Prüfung in rechtlicher uud in thatfächlicher
Beziehung erforderlichgemacht.

In rechtlicherBeziehung war Ihre Facheommissiunder Ansicht, daß es sich um eine
außerordentlich schwierigennd verwickelte Rechtsfrage handele. Ein Theil der Fachcommiffion
neigte dazu, die Ansicht zu vertreten, daß ein Antrag der Stadt Köln, daß sie ihre Irrcnpflege
selbst übernehmen wolle und an den Lasten der Piuvinzilllvcrwaltnng nicht mehr Theil nehmen
wolle, gebilligt werden müsse, insoweit es sich um zukünftigeLeistungen handele, daß aber für
die bereits gemachten Aufwendungen der Provinz die Stadtgemeindc Köln noch fernerhin
verhaftet fei. Ein anderer Theil war der Ansicht, daß der Antrag überhaupt gcfctzlich uuzulüssig
sei, und ein dritter Theil endlich,daß er zulässig sei, daß aber der Stadtgemeindc kein Anspruch
zustehe,souderu daß das einem Beschlusse des Landtags bezw. des Provinzialausschnssesunter¬
liege. Der letztere Theil nuu sowohl wie diejenige», welche der ersten Ansicht zngestimmt
haben, also alle diejenigen, welche der Ansichtwaren, daß die Stadtgemeindc Köln ein Recht
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habe, in Bezug auf diesen Vcrwaltungszweig auszuscheidenund alle diejenigen, welche der
Ansicht waren, daß die Stadtgemcinde Köln zwar kein Recht habe, daß es ihr aber zugestände«
werden könne, halten es daher für nothwendig, daß in eine nähere Prüfung der thatsächlichen
Verhältnisse eingetreten würde, sie wünschten, daß festgestellt würde, ob Gründe der Billigkeit
vorhanden seien, welche den Antrag der Stadt Köln rechtfertigten, welche finanzielle Tragweite
ein derartiger Beschluß hätte für die Finanzen der Provinz, nnd diefe Mitglieder der Fach¬
commissionwaren daher mit denjenigen, welche die Sache überhaupt für unzulässig erachteten,
der Ansicht, daß die Angelegenheitjedenfalls zu spät an den Landtag gekommen sei, um bei
der heutigen Lage der Geschäfteeiner Beschlußfassungnoch unterbreitet werden zu können, daß
es vielmehr nothwendig sei, die Sache dem Pruvinzialausschusse znr Berichterstattung zu über¬
weisen. Namens der Commissionbeantrage ich, diesemAntrage stattzugeben.

VorsitzenderFürst zu Wicd: Ich eröffne die Diskussion. Das Wort hat der Herr
Abgeordnete Courth.

AbgeordneterCourth: Meine Herren! Bei aller freundnachbarlichenGesinnung zu der
Schwestcrstlldt sehe ich mich doch veranlaßt, gegen den Antrag Front zu machen. Meine Herren!
Das ist ein ganz gefährlichesPräzedenz. Wohin soll das führen, wenn eine solche itic» in vln-w»
in der Provinz stattfindet? Es würden bald andere folgen, und es würde eine Verschiebungder
Prouinziallasten eintreten. Meine Herren! Die Irren vertheilen sich so ziemlich nach der
Bevölkerung,aber leider ist das nicht so mit den Finanzen der Fall, und gerade in Köln haben
wir eine sehr bedeutende Stütze für die Provinz und es würde sich deren Ausscheidensehr fühl¬
bar machen. Ja, ich halte das überhaupt für ungesetzlichund erlaube mir den Antrag, die
Stadt Köln a liininL abzuweisen. Ich glaube nicht, daß die Sache noch einer näheren
Prüfung bedarf.

Die Stadt Köln beruft sich auf die Armengefctzgebungund zwar auf den §. 31 des
Preußischen Ausführungsgefetzes,der allerdings vorsieht:

„Kreise oder Armcnvcrbände, welche für einen der unmittelbar zu übernehmenden
Zweige der Armenpflege bis dahin in ausreichenderWeife geforgt haben, können
nicht gegen ihren Willen verpflichtet werden, an der betreffenden Einrichtung des
Landarmenverbandcstheilzunehmenoder zu den Kosten derselbenbeizutragen".

Das mag ja gewesen sein, und vielleicht hätte früher die Stadt Köln einen folchen
Antrag stellen können, wie sie ihn gestellt hat; aber meine Herren, es ist das nicht mehr ssäss
luateriae; das Dotationsgesetzund das Ausführungsgesetzzum Dotationsgesetz haben die Irren-
pflege zu einer Provinziallast gemacht,uud sie kann nicht einzelnen Verbänden überwiesen werden.

Die Gründe, welche die Stadt Köln ins Feld führt, scheinen mir auch keine Sonder¬
stellung zu rechtfertigen. Sie fagt: es ist nicht Platz genug in den Irrenanstalten, da müssen
wir vorläufig die Irren, die bei uns im Ortsarmenuerbande sind, selbst unterbringen. Ja, meine
Herren, das trägt die Stadt Köln, das trägt die Stadt Düsseldorf, die Stadt Essen, das ist
unser aller Schicksal, das müssen wir auch thun. Dann sagt sie: ja, die unheilbaren Kranken
können wir nicht unterbringen. Ja, das ist das nämliche auch bei uns; wir müssendieselben in
die Departemental-Irrenanstalt schicken. Endlich sagt sie noch: wenn unser Antrag angenommen
wird, wird die Erbauung einer neuen Irrenanstalt unnöthig. Meine Herren! Das wird die
Stadt Köln doch nicht abwenden; wir werden doch noch eine neue Irrenanstalt bauen müssen,
weil leider die Geisteskranken sich so sehr vermehren; aber dann werden wir sehr empfindlich ver¬
missen, daß wir die Stadt Köln nicht mehr Seite an Seite haben, daß diese Last nicht mehr
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von den Schultern der Stadt Köln mit getragen wird, wozu sie gesetzlichverpflichtetist. Meine
Herren. Ich möchte Sie warnen, einen solchen Präzedcnzfall zu schaffen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Das Wort hat der Herr AbgeordneteBecker.
AbgeordneterBecker: Meine verehrten Herren! Wenn der Herr Vorredner es nicht selbst

versicherthätte, dah er aus freundnachbarlicherGesinnung spräche, aus seinen Worten habe ich
es nicht recht entnommen. (Heiterkeit,) Sonst ist es eigentlich üblich, daß man, ehe man Einen
verurtheilt, ihn wenigstens hört. Ich weiß nicht, wärmn der Herr Vorredner es so furchtbar
eilig hatte, gleich seine Gründe gegen den Antrag vorzubringen, ehe es dem Vertreter der Stadt
Köln vergönnt war, das Wort zu ergreifen. So einfach und leicht, wie der Herr Vorredner sich
die Sache gemacht hat, daß er gesagt hat: „wir können Köln als Steuerzahler nicht entbehren,
darum halte ich es für unbillig, Köln mit der Irrenpflege herauszulassen, ich empfehle Ihnen
vielmehr den Antrag abzulehnen", — liegt die Sache nicht. Gestatten Sie mir, daß ich Ihnen
die Sachlage etwas näher entwickele.

Meine Herren! Der Antrag ist zunächst gar nicht von der Stadt Köln aus finanziellen
Rücksichtengestellt; der Antrag kommt, herbeigeführtdurch die eigenthümliche Lage der Verhältnisse.
Die Stadt Köln hat von altersher eine Irrenanstalt, die aus Stiftungen begründet ist, und
deshalb leider nicht aufgehoben werden kann, die aber inzwischenbei der Unzulänglichkeit der
Stiftungen so erhebliche Zuschüsse der Stadt erfordert, daß sie jährlich über 54 000 M. betragen.
Diese Irrenanstalt entsprichtden derzeitigenAnforderungennicht mehr, uud darum ist in einer
der letzten Stadtverordneten-Versammlungen eine Vorlage gemacht worden, die Irrenanstalt den
jetzigen Verhältnissen entsprechend einigermaßen auszubauen mit einem Kostenaufwand«:von
500 000 M. Dagegen wurde eingewendet:wenn wir das thun und müssen uns bei der Provinz
auch weiter betheiligen,dann ist das unverhältnißmähig hart, und es wurde weiter ausgeführt,
daß auf Grund des §. 31 des Armenpflegegesetzes der Stadt Köln das Recht zugestanden habe
und noch zustehe, mit der Irrenpflege aus dem Pruvinzialverbande auszuscheiden,und daß man
sich nur zu der Ausgabe entschließen könne, wenn zunächst der Antrag auf Ausscheidung bei der
Provinz gestellt wäre. So sehen Sie also, meine Herren, der Antrag ist nicht muthwillig
entstanden, nicht blos um an Steuern zu ersparen, sondern in der That durch den Zwang der
äußeren Verhältnisse. Wie liegt die Sache rechtlich? Der Herr AbgeordneteCourth machte es
sich sehr leicht, er sagte: der §. 31 des Armenpflegegesetzes existirt nicht mehr, er ist durch das
Dotationsgesetzspäter aufgehoben. Den Beweis für diese kühne Behauptung hat er nicht einmal
versucht. In dem Dotationsgesetzesteht kein Sterbenswort, daß der ß. 31 des Armenpflege-
gefetzes aufgehobenist. Was befagt der Z. 31? Der 8-31 besagt: wenn Kreise für einen
bestimmten Zweig der Armenpflegeschon vollständig gesorgt haben, dann sollen sie nicht verpflichtet
sein zu den Ausgaben, die ein Landarmenverband — das ist die Provinz — für denselben
Zweck verauslagt, noch beizutragen. Daraus folgere ich, — das ist auch in der Commission
gar nicht bestritten worden — daß zu der Zeit, als die Prouinzialverwaltung die Irrenpstege
übernahm, die Stadt Köln gar nicht von einem guten Willen der Provinz abhängig war, sondern
einfach auf Grund des §. 31 berechtigtwar, an den Lasten für die Provinzial-Irrenpflege nicht
Theil zu nehmen, natürlich gegen die Verpflichtung,für ihre eigenen Irren selbst zu sorgen.

Nun ist die weitere Frage: Ist denn überhaupt der Zeitpunkt schon eingetreten, daß
die Provinz die Verpflichtung der Irrcnpflege in vollem Umfange übernommen hat? Die
Provinz hat bis auf Weiteres beschlossen, die heilbaren Kranken zum Kurversucheunentgeltlich
zu übernehmen, aber niemals hat sie den Beschluß gefaßt: wir übernehmen sämmtlicheIrre
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der Provinz, Im Gegentheil, unsere Akten wimmeln von Schwierigkeiten, daß unsere Irren,
die wir der Provinz überweisen wollten, keinen Platz finden konnten, man hat nnserc Irren
zurückgewiesenu. s, w. Ich meine also, daß die Voraussetzung des 8- 31 noch gnr nicht
eingetreten ist. Ich gebe aber gern zu, daß diese Frage zweifelhaft ist, daß sie streitig ist, uud
daß sie von Ihrem Standpunkte aus einer ganz genauen Prüfung unterworfen werden muß.

Nun gehe ich aber weiter uud sage: der Gesetzgeber hat doch im H. 31 die einzelnen
Armenverbände schützen wollen gegen eine doppelte Bclastuug durch den Laudarmenverband,
Dieser Zweck des Gesetzes, also der Gruud der Billigkeit, waltet doch noch heute ob. Weun
die Rechtsfrage zweifelhaft ist, warum soll man also die Billigkeit nicht walten lassen? Liegen
aber nicht Gründe der Billigkeit vor? Ich meine ja; ich meine sogar weiter gehend, daß es
eigentlich im Interesse der Provinz liege, wenn sie die Stadt Köln aus ihrem Verbände
los würde.

Meine Herren! Die Zahl der Irren der Stadt Köln beträgt nach Eingemeindung
der Vororte über 400. Wenn der Herr AbgeordneteCuurth meint, es müßte doch eine neue Irren¬
anstalt erbaut werden, so würde das vielleichteine Irrenanstalt für die Stadt Köln allein sein,
denn deren Irre füllen ungefähr eine Irrenanstalt. Wenn Sie aber zum Bau einer neuen
Irreuaustalt übergehen müßten, dann kostet das unendlich viel mehr Geld, als wenn Sie nur
die Stadt Köln aus dem Verbände herauslassen, denn dauu eutgcht Ihnen nur der Antheil,
den die Stadt Köln zu der Amortisation der Irrcnbauschuld beiträgt, uud dieser Antheil beträgt
rund uoch nicht 30 000 M. jährlich.

Umgekehrtaber macht die Stadt Köln absulut kein Geschäft, wenn sie ihrerseits heraus¬
geht, denn dann muß sie nicht blos die 500 000 M. aufwenden, nm die derzeitigeIrrenanstalt
in einen zeitgemäßen Zustand zu versetze», sondern sie muß auch die Fürsorge für die Irreu,
welche vou der Provinz zum Theil iu Geuosfeuschafteuuntergebracht sind, übernehmen, und dann
liegt eine Ausgabe von über einer Million auf der Stadt Köln. Finanziell ist die Sache von
keinem Vortheil für die Stadt Köln, wenn sie herauskommt, umgekehrt wird aber der Stadt
Köln der Ausbau der eigenen Anstalt so gut wie unmöglich gemacht, wenn sie darin bleiben
muß; daß sie uicht blos zur Amortisation der vorhandenen Bauschuld, sondern zu allen späteren
Bauten der Provinz beitragen und ihre Irren noch selbst versorgen soll, das ist ausgeschlossen.
Aus diesem Grunde, da sich das Interesse der Provinz uud das Interesse der Stadt Köln viel
mehr decken, als wie der Herr Abgeordnete Courth in der Angst, einen guten Steuerzahler zu
verlieren, in dem ersten Augenblickeaugenommen hat, scheint mir die Sache in der That gar
nicht so ungünstig zu liegen. Meine Herren! Ich gebe Ihucu gerne zu, daß die Sache nicht
früh genug hierher gekommen ist, um der eingehende!! Prüfung unterworfen zu werden, die sie
vom Standpunkt der Provinz erfordert. Ich muß das anerkennen, uud mich deshalb auch mit
dem Vorschlag, die Angelegenheit dem Prouiuzialausschuß zum eingehenden Bericht für den
nächstenLandtag zu überweisen,einverstanden erklären, so schmerzlich mir das im Interesse der
Stadt Köln auch ist. Denn so lange wir nicht wissen, ob wir aus dem Provinzialverbaudc
herauskommen, können wir nicht bauen. Das begreifen Sie, wenn wir darin bleiben müsfeu,
werden wir suchen muffen, uns fu viel wie möglich vou der Baulast zu befreien, die Irreu
der Provinz zuzuweifeu, wie die anderen Städte es thun. Dann wird die Provinz in die
Lage kommen,neue Irrcucmstaltcu zu bauen, uud weuu der Gesetzentwurf über die außerordentliche
Armenlast in Kraft treten sollte, so wird sie recht viele neue Irrenanstalten bauen müssen, und
dann dreht sich die Sache vielleichtum, und Sie werden mit Vergnügen die Stadt Köln aus
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dem Verband herauslassen. Das aber jetzt schon und ohne eingehende Prüfung zu thun, kaun
ich Ihnen nicht zumuthcn, Darum möchte ich diese Ausführuugen uur gemachthaben, um dem
Landtage auch vom Staudpuuktc der Stadt Köln aus die Gründe vorzuführen, die Veranlassung
zu diesem Autrage gewesen sind. Im Uebrigenhabe ich gegen die Neberweisung des Antrages an den
Provinzialausschuß gemäß dem Autrage Ihrer Fachcommissionkeine Einwendung zu erhebeu.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Landesdirektor Kleiu hat das Wort.
üandesdirektor Kleiu: Meine Herreu! Der Antrag der Stadt Köln ist erst in den

letzten Tagen, nachdem der Landtag bereits versammelt war, eingegangen, und war es deshalb
nicht möglich, diesen Antrag näher zu prüfen und im Ausschuß zu beratheu. Der Antrag,
meiue Herren, ist von sehr weitgehenderTragweite. Es ist zunächst die juristische Zuläfsigkcit
zu prüfen, dicfc juristischeZulässigkeit scheint mir sehr zweifelhaft. Wir haben zunächst zu
prüfen, welche rechtliche Confeanenzensich aus den ursprünglich vou Sr. Majestät genehmigten
Resolutionen des Landtages des Jahres 1868 ergeben, auf Grund deren die Irrenanstalten
erbaut worden sind, es ist serner zu prüfen, wie sich die Sache stellt nach den Beschlüssen des
späteren Pruvinziallandtages, welche ebenfalls genehmigt worden sind, wodurch die Anstalten,
die ursprünglich für die einzelnen Regierungsbezirke gebaut waren, auf die gesammte Provinz
übernommen worden sind, es ist endlich drittens zn prüfen, in wie weit der mehrgenannte
H. 31 des Gesetzes von 1871 Platz greift, ob die Voraussetzung des §. 31, daß nämlich die
Provinz die Irrcnpflege übernommen hat, dadurch gegeben worden ist, daß die sämmtlichen
Anstalten auf die Provinz übergegangen find, und ferner, wenn diefe Voransfetzung vorliegt,
ob dann das Recht des Austrittes für die Stadt Köln erloschen ist, oder noch pro luturo
besteht, endlich auch ob, wenu der Stadt Köln ei» Recht zum Austritte zusteht, dieselbedadurch
von der Irrcnanstaltsbansämld, welche auf Grund früherer Verpflichtungen eingegangen worden
ist, liberirt wird. Wenn, meine Herren, alle diese rechtlichen Fragen zn Gunsten der Stadt
Köln entschieden würden, so würde sie allerdings das Recht haben auszuscheiden. Ist das aber
nicht der Fall, finden wir vielmehr nach eingehender Prüfung der aufgeworfenen Fragen, daß
der Stadt Köln kein Recht znsteht, ihrerseits die Ausscheidungzu verlangen, dann würde weiter
zn prüfen fein, ob überwiegendeGründe dafür sprechen, daß die Provinz durch Vermittelung
des Landtages auf der eiucn Seite und des Stadtrathes von Köln anf der anderen Seite ein
besonderesAbkommen mit der Stadt Köln trifft, durch welches die Provinz die Stadt Köln
unter gewissen Bedingungen ausscheidculäßt. Dabei werden wir ernstlichin Vetracht zu ziehen
haben, welche Rückwirkung ein solches Abkommen auf die übrigen Theile der Provinz, insbesondere
auf die übrigeu Städte haben wird. Genug, Sie fchen, meine Herren, daß diefe Sache ihre
fchr fchwcrwiegendenBedenken hat, nnd daß man heute unmöglich dem Antrage zustimmen
kaun. Letzteres wird ja auch uicht einmal von dem Herrn AbgeordnetenBecker beantragt. Ob Sie
diefen großen Bedenken gegenüber den Antrag a, limin« abweisen, oder aber statt dessen den
Antrag der Fachcommissionannehmen wollen, mnß ich Ihnen überlassen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Fritzen hat das Wort.
Abgeordneter Fritzen: Meine Herren! Ich kann mich den Ausführungen der beiden

letzten Herren Vorredner nur aufchließeu. Der Herr Kollege Courth hat felbst erklärt, daß
der Autrag der Stadt Köln vou eiuer sehr großen materiellen Tragweite ist. Ich meine, wenn
man daraus die Consequenzzieht, so wird man zu dem Antrage der Fachcummissionkommen
müssen, die Sache zunächstdem Provinzinlausschuß zur Vorprüfung zn überweifen. Die Sache
ist, wie Sie gehört haben, vom rechtlichen Standpunkt aus fehr zweifelhaft, ich möchte glauben,
daß felbst diejenigen, welche prinzipiell einen solchen Antrag verwerfen wollen, doch, wenn die
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Stadt Köln es wünscht, dah dieser Antrag einer ernstlichenPrüfling unterzogen werden möge,
diesem Wunschenicht wohl entgegentreten könnten.

VorsitzenderFürst zu Wied: Der Herr Abgeordnete Courth hat das Wort.
AbgeordneterCourth: Ich ziehe dann meinen Antrag zurück, muh aber noch einige

Bemerkungengegen den Herrn AbgeordnetenBecker machen. Er hat mir zunächst vorgeworfen,
als ob ich die Gründe der Stadt Kölu verworfen hätte, ehe ich sie gehört hätte; das ist ein
gewaltiger Irrthum. Der Antrag der Stadt Köln liegt gedruckt vor und ich habe gerade die
Gründe der Stadt Köln zu widerlegen gesucht. Ich bleibe bei meiner Ansicht, dah das Aus¬
führungsgesetzfür das Armenwesen nicht Platz greift, ich bestreue, dah die Prouinzial-Irren-
anstalten, wie sie sich entwickelt haben, eine Einrichtung des Landarmenverbandes sind. Dieselben
stehen nicht auf dem Etat des Landarmenverbandes,sind vielmehr Institute der Provinz, welche
für die allgemeinenZwecke der Irrenvftege geschaffen worden sind und diesen auch heute noch
dienen. Ich stehe endlich auf dem Standpunkte des Dotationsgefetzes,welches die Fürsorge für
das Irren-, Taubstummen- und Bliudenwesen der ganzen Provinz überweist. Meine Herren!
Die Unterhaltung der Irrenanstalten geschieht nur in Ausführung eben diefer Verpflichtung.
Hiervon kann eine einzelne Stadt, wie der Antrag der Stadt Köln beabsichtigt,nicht losgelöst werden.
Ich will mich nicht weiter verbreiten, denn es soll ja die Sache noch näher geprüft werden; ich bin
aber der festen Ueberzeugung,dah die Vorprüfung zu einer Verwerfung des Antrages führen wird.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich constatire, dah der Antrag des Herrn Abgeordneten
Courth zurückgezogen ist. (Rufe: Schluh!) Da sich Niemand mehr gemeldet hat, schließe ich
die Diskussionund gebe dem Herrn Berichterstatterzum Schluh das Wort.

BerichterstatterAbgeordneterZweigert: Meine Herren! Ich habe mich bei Erstattung
meines Referates fo kurz gefaßt, weil ich an der Annahme des Antrages der Fachcommifsion
gar nicht zweifelte,ich habe namentlichalle Rechtsausführungenweggelassenund mußte ich dies
auch aus einem äußeren Grunde thun. Ich habe nämlich leider das Buch, welches ich für eine
Nechtsausführung nöthig gehabt hätte, das Gesetz vom Jahre 1871, nicht gut verwahrt gehabt,
und nun hat es mir der AbgeordneteCourth weggenommen und wie ich ein zweites haben
wollte, wurde mir gesagt, für die Mitglieder des Provinziallandtags ist blos das eine da und
mehr können Sie nicht kriegen. In Folge dessen war ich nicht in der Lage, eine ausführliche
Deduction darüber zu machen,wie sich die Verhältnisse in Bezug auf die rechtlicheLage stellen.
Das muh ich indessen sagen, Herr Courth hat sich in der That in sehr beneidenswertherWeise
diese Rechtsfrage leicht gemacht,daß ich mich über diese Eleganz wundern mutz, mit der er über
die fchwierigstenund zweifelhaftestenFragen hinweggekommenist. Ich muh ihm dazu mein
Compliment machen und erwarte, daß Sie nach diesem Compliment unbedenklich den Antrag der
I. Fachcommission annehmen werden.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Meine Herren! Es steht nun der Antrag der I. Fach¬
kommission zur Diskussionund Beschlußfassung. — Ich bringe diefen Antrag zur Abstimmungund
bitte Diejenigen, die gegen den Antrag der Fachcommifsion sind, sich zu erheben. — Der Antrag
der Fachcommissiun ist einstimmigangenommen.

Wir kommen zu Nr. 21 unserer Tagesordnung, zu dem
„Bericht des Provinzialausschusses,betreffenddie Antrage auf Uebernahme folgender
4 Strahcn: Esseu-Gelsenkirchen,Andernach-Mayen,Odenthal-Schlebusch, Steinstraß-Titz
als Provinzialstraßen". Nr. 44 und 136 der Drucksachen.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnete Scheidt, Ich ertheile ihm das Wort,.
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Berichterstatter Abgeordneter Scheidt: Meine hochverehrtenHerren! Der Bericht des
Prouinzialausschussesliegt Ihnen vor und ich kann wohl davon Abstand nehmen, denselben zu
verlesen. (Rufe: Ja!)

Ich glaube, ich darf es mir auch versagen, die Erwägungen und Ermittelungen dar¬
zulegen, welche die III. Fachcommissionzu ihrem Ihnen vorliegendenAntrage veranlaht hat,
sofern das Haus nicht belieben sollte, daß in eine Spezial-Diskusstoneingetreten wird. (Rufe: Nein!)

Die III. Fachcommifsion stellt Ihnen demnach folgenden Antrag:
„Hoher Provinziallandtag wolle:
1. die Unterhaltung der Straße Essen-Gelsenkirchenfür die nächsten Etatsjahre aus

Provinzialmitteln genehmigen,und den Prouinzialausschußbeauftragen, bei Aufstellung
des nächsten Etats die nöthigen Mittel zur Uebernahmegedachter Straße als Provinzial-
straße einzusetzen;

2. die Uebernahmeder Straße Andcrnach-Mayenals Provinzialstraße, mit Rücksichtauf
die schwebenden Verhandlungen über Aktienstraßen,bis auf Weiteres ablehnen;

3. die Beschlußfassung über den Antrag auf Uebernahmedes Communalwegcsvon Oden-
thlll nach Schlebufchbis auf Weiteres vertagen, dagegen dem Provinzialausschusfe
anempfehlen, den betheiligten Gemeinden zum kunststraßcnmähigcnAusbau des in
Rede stehenden Weges einen Zuschuß aus Prouinzialmitteln unter der Bedingung zu
gewähren, daß der Kostenanschlagdurch Organe der Provinz angefertigt und der
Ausbau des Weges durch Organe der Provinz bewirkt werde;

4. die Uebernahme der Straße Steinstraß-Titz als Provinzialstraße ablehnen, dagegen
dem Provinzialausschuß anempfehlen,den betreffendenGemeinden Zuschüsse für die
Unterhaltung der Straße aus den seitens des hohen Landtages bewilligten Fonds
für den Communalwegebauzu gewähren".

Meine Herren! Ich habe nur bezüglich der Straße Andernach-Mavcnnoch zu erwähnen,
daß dieserhalb eine Petition Seitens Industrieller und Fuhrleute vorliegt, und daß diese Petition
gleichzeitig erledigt wird, wenn Sie den Antrag der III. Fachcommissionannehmen.

VorsitzenderFürst zu Wied: Ich eröffne die Diskussion über diese Anträge. — Es
meldet sich Niemand zum Wort. — Ich schließe die Diskussion und frage, ob Sie über die
einzelnenAnträge abstimmen wollen. — (Rufe: on Klo«) Also es ist die eri bloc-Annahme
vorgeschlagen.— Ich constatire, daß kein Widerspruch gegen die en dlcxMnnahme stattfindet
und erkläre, die vier Anträge der III. Fachcommifsionon dloo für genehmigt.

Es folgt Nr. 22 unserer Tagesordnung:
„der Antrag der I. Fachcommissionzur Beschwerdedes Strahenaufsehers a. D.
Vogt in Elberfeld über seine Entlassung aus dem Dienst ohne Pension". Nr. 135
der Drucksachen.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteKunz, dem ich das Wort ertheile.
Berichterstatter Abgeordneter Kunz: Meine Herren! Es liegt eine Beschwerdedes

Strahenaufsehers a. D. Vogt in Elberfeld über feine Entlassung aus dem Dienste ohne Pension
vor. Die Sache ist einfach folgende: Der frühere Straßenaufseher Vogt, der auf breimonatliche
Kündigung angestelltwar, mußte wegen verschiedener Dienstwidrigkeitenaus dem Amte entlassen
werden. Gegen diese Entlassung hat er zunächst protestirt und zwar zuerst bei der Provinzial-
verwaltung, dann im Wege zweier Prozesse, die er durch beide Instanzen führte; er wurde aber
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abgewiesen. Sodann ist er eingekommenbei Sr. Majestät und hat gebeten, man möge ihm
wenigstens eine Pension gewähren. Auch diese Immediateingabe ist abgewiesen worden. Nene
Momente sind in dem Gesuche an den Prouinziallandtag nicht hervorgehobenworden.

Die I. Fachcommission hat die Sache noch einmal geprüft und ist der Ansicht gewesen,
Ihnen vorzuschlagen,daß Sie über diese Petition einfach zur Tagesordnung übergehenmögen.

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich stelle de» Antrag zur Diskussion. — Es meldet sich
Niemand zum Wort. Ich schließe dieselbe uud bringe den Antrag zur Abstimmung. Ich bitte
Diejenigen, die dagegen sind, sich zu erheben. — Es erhebt sich Niemand, also ist der Antrag
der I. Fachcommission einstimmigangenommen.

Nun kommt
„der Antrag der I. Fachcommission zum Antrage des Professors Stiller in Düsseldorf
auf Ankauf der von der Jury zum Ankaufe empfohlenenEntwürfe für ein Kaiser-
Wilhelm-Denkmalin der Nheinprouinz". Nr, 134 der Drucksachen.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteQuack, dem ich das Wort ertheile.
BerichterstatterAbgeordneterQuack: Meine Herren! In dem Preisausschreiben, welches

vom Prouinzialausschuß erlasseu worden ist zur Errichtung eines Denkmals für den verstorbenen
Kaiser Wilhelm I., ist in ß. 6 bestimmt wurden, daß für die 3 besten Entwürfe, welche in dos
Eigenthum der Provinz übergehen, 3 Preife in der Hohe von 6000, 4000 nnd 2000 M. aus¬
gesetzt sind. Außerdem heißt es weiter, es solle der Prouinzialausschns; berechtigt sein, auch
andere, nicht preisgekrönte Entwürfe zum Preise von 2000 M. nnznkausen. Die drei ersten
Preise sind nun, nachdemdie Preisrichter ihr Urtheil abgegeben haben, den Künstlern ausgezahlt
wurden; der Pruvinzialausschuß hat es aber abgelehnt, eine Entscheidung zn treffen über den
Ankaus derjenigen Entwürfe, von welchen die Preisrichter erklärt haben, daß sie zum Ankanf
empfohlenwerden, hat diese Entscheidungvielmehr dem Provinziallandtage überlassen. In Folge
dessen hat Herr Professur Stiller, der Verfasser eines der Entwürfe, im Namen auch der anderen
Verfasser, den Antrag in einer Eingabe an den Provinziallandtag gestellt, es möchte der
Provinziallandtllg beschließen,daß auch der Aukaus der 3 von den Preisrichtern bestimmten
Entwürfe seitens des Provinziallandtags gescheheund zwar zu dem Preise, wie er in dem Aus¬
schreiben festgesetzt wurden ist, zu je 2000 M.

Meine Herren! Es ist wohl anznnchmen, daß die Bestimmnng, wunach auch ein
Ankauf der vou den Preisrichtern bestimmten 3 Entwürfe stattfinden könne, den Künstlern
Veranlassung gegebenhat, sich an einer solchen bedeutendenPreisbewcrbnng zu bethciligen nnd
daß es gerade hervorragende Künstler find, welche dadnrch eine Veranlassung finden, ihre
künstlerischeKraft der Provinz zur Dispusitiun zn stellen nnd da, glaube ich, ist es nicht
richtig, daß der Ankauf nicht geschieht, wcnu auch eine ausdrücklicheVerpflichtung der Provinz
nicht vorliegt. Es heißt ausdrücklich,die Provinz ist nur berechtigt,den Ankauf vorzunehmen.
Aber es ist doch nicht zn verkennen,daß die betreffendenKünstler ein gntes Theil künstlerischer
Kraft nnd auch Zeit nnd Kosten aufgewendet und sich damit im Interesse des schönen Wertes,
welches die Provinz sich vurgenummcnhat, an der Bewerbung bethciligt haben. Daß die
Betheilignng Erfolg gehabt hat, zeigt sich in der Beurtheilung der Preisrichter, welche ein¬
stimmig anerkannt habe», daß die 3 Entwürfe werth seien, angekauft zu werdeu. Dann, glaube
ich, entspricht es auch der Würde der Provinz, nicht allein die Berechtigung anzuerkennen,
sondern auch die Verpflichtungzu übernehmen, diesen Ankanf nach den Vorschlägender Preis¬
richter zu bewirken. Es hat Herr Professor Stiller nun einen Einwand felbst erhoben, aber
auch widerlegt. Er sagt, es sind 500 000 M. ausgeworfen wurden für das Denkmal nnd da
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unsere Entwürfe alle den Preis von 500 000 M. in der Ausführung übersteigen, fo könnte
hierin ein Anlaß liegen, die Ankäufe uicht vorzunehmen. Aber, meine Herren, es ist das doch
wohl nicht richtig. Die 500 000 M. waren bestimmt für die Errichtung eines Denkmals, aber
nicht als das einzige Kapital, welchesdazu verwandt werden follte. Es war doch in Ausficht,
daß noch freiwillige Beitrüge gegeben würden, wenn überhaupt ein Denkmal ans der Begeisterung
der Nheinprovinz errichtet werden sollte und damit war die Ausführung uicht ans diese
500 000 M. beschränkt. Ich glaube, daß wir diefc Beschränkung uns deshalb im hoheu
Provinziüllandtage auch uicht selbst auferlegen, sondern der Würde des Landtages entsprechend
den Ankauf vornehmen follten. In Folge dessen hat die 1. Fachcommifsiounach Berathung den
Antrag gestellt:

„Hoher Provinziallandtag wolle:
den Ankauf der drei von der Inrh znm Ankauf empfohlenen Entwürfe für ein
Kaifcr-Wilhelm-Dcnkmal zu dem Betrage von zufammcu 6000 M. genehmigen".

Ich empfehle Ihnen dicfcn Antrag zur Annahme.
Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich stelle diescu Antrag zur Dislufsion. — Es meldet

sich Niemand znm Wort. — Ich fchlicße die Diskussion und bringe den Antrag znr Abstimmung.
Ich bitte Diejenigen, die dagegen find, sich zu erheben. — Es erhebt sich Niemand, folglich ist
der Antrag einstimmig angenommen.

Wir kommen znm letzten Punkte unserer Tagesordnung, znm
„Antrag der II. Fachcommissionzu der von dem Gemeinde-Oberförstervon Mctzcn
vorgelegten Dcnkfchrift über die Lage der Gemcindc-Forstbeamten". Nr. 120 der
Drnckfachen.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Gras von Fürstenberg-Stammheim, dem ich
das Wort ertheile.

BerichterstatterGraf vou Fürstenberg-Stammhcim: Meine Herren! Die Gemeinde-
Forftbcamten der Nheinprovinz haben eine ihre Lage darstellende Denkschrift dem Königlichen Herrn
Ober Präsidenten unterbreitet und eine Abschriftdein Herrn Vorsitzenden des Landtags, Sr. Durch¬
laucht dem Fürsten zn Wied mit der Bitte überreicht, bei den Verhandlungen des Landtages ihrer
Sache ein wohlwollendes Interesse zuzuwenden und eventuell Anträge im Sinne des am Schlüsseder
Denkschrift ausgcsprocheueuWunsches stellen zu wollen. Diese Wünsche, in der Denkschriftdes
Herrn von Mctzcn niedergelegt,lauten:

1. um Besoldung nach den Grundsätzen, wie sie für die Königlichen Forstbeamtcn maß¬
gebendsind;

2. um Pcnsiouiruug nach deusclbcu Grundsätzen,wie sie bei den Königlichen Forstbeamtcn
zur Anwendung kommen, insbesondereum Anrechnungder ganzen Dienstzeit, sowie
der aktiven Militärdicustzcit;

3. nm Vcrsurguug ihrer Hinterbliebenennach den für die KöniglichenForstbeamtcn maß¬
gebenden Bestimmungen;

4. um Ernennung der Gemeinde - Forstbcamten als Hülfsbcamtc der Staatsanwaltschaft,
was nach §. 151 des Reichsgerichts - Verfassungsgcsctzes durch die Landcsrcgierung
geschehenkann;

5. um Bestimmung,"daß die Gcmeinde-Forstbcamtenbei Erscheinen vor Gericht Anspruch
auf Tagegelder und Reisekosten nach Maßgabe der Gebührenordnung vom 30. Juni«
1878 erhalte».

84
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Eines näheren Eingehens auf die in der Denkschrift enthaltene Begründung der einzelne»
Wünsche bedarf es nach der Anschauungder II. Fachcommission,welche sich mit der Angelegenheit
in Gcmcißheit des vom hohen Hause am 4. ds. Mts. gefaßten Beschlusses befaßt hat, nicht und
zwar aus dem einfachen Grnnde nicht, weil der Provinzialvcrwaltnng irgend eine Mitwirkung zu
den Bestrebungender Gemcinde-Forstbeamtennicht zusteht, es wird vielmehr Sache der Königlichen
Stantsregieruug bczw, der eiuzeluen Landgemeindensein, den Wünschen der Gcmeinde-Furstbeamten
ihre Fürsorge znzuweudeu. Soweit die Provinzialverwaltuug überhaupt zur Besserung der Lage
der Gemeindc-Forstbcamtenmitwirkenkann, hat sie dies dnrch die Wittwen- nud Waisenversorgungs-
Austalt für die Eommunalbeamteu der Provinz, deren Statut Sie bereits in der Sitzung vom
10. ds. Mts. augenununcnhaben, gethan, außerdem auch noch ihr Wohlwolleu kund gegeben durch
die Aunahmc des Antrags »uk Nr. 5 der heutigen Tagesordnung, des Antrags der I. Fach-
commissiuu, betreffend die gutachtliche Aeußerung über den Entwurf eines Gesetzes, die Anwendung
einiger Bestimmnugcuwegen Pensiouirung der Gcmeindebeamtenin Landgemeinden,und aus diesen
Gründen beehrt sich daher die II. Fachcummission den Antrag zu stellen:

„Der hohe Landtag wolle über die vorliegendePetition der Gemeinde-Furstbeamteu
zur Tagesordnung übergehen".

Vorsitzender Fürst zu Wied: Ich stelle diesen Antrag der Fachcummissiou zur Dis¬
kussion. — Es meldet sich Niemand zum Wort, ich schließe dieselbe und bringe den Antrag zur
Abstimmung.

Ich bitte diejenigen Herren, welche gegen diesen Autrag sind, sich zu erheben. — Es
erhebt sich Niemand, folglichist der Antrag angenommen.

Meine Herren! Wir stehen am Ende unserer Arbeit und ich beehre mich, Ihnen meinen
herzlichsten Dank auszusvrechcnfür das große Vertrauen und die Nachsicht,die Sie mir entgegen
gebracht haben.

(Zum Herrn Ober-Präsidcnten:) Euer Excellenz habe ich nuumehr die Ehre mitzutheilen,
daß wir am Ende unserer Arbeiten sind und ersuche Euer Excellenzdeu Landtag schließen zu wollen.

Das Wort hat der Herr Ober»Präsidcnt.
KöniglicherLandtagscummissnrinsOber-Präsident Nasse: HochgeehrteHerren! Mit

großer Sachlichkeitund regem Fleiße haben Sie unter der bewährten Leitung Ihres Herrn
Vorsitzenden und seines Vertreters die Fülle der in dieser Tagung an Sie hcrangctrctenenArbeiten
so schnell erledigt, daß Sie schon heute am Abschlüsse Ihrer Vcrhaudluugcn stehen. Von den
Vorlage», welche Ihueu die Stantsregieruug hatte zugehcu lassen, haben Sie ein zustimmendes
Gutachten zu dem Gesetzentwürfe,betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen wegen der
Pcnsiunirnng der Gcmcindebeamteuiu deu Landgemeindenunserer Provinz abgegeben und damit
in Anlehnung an einen dieselbe AngelegenheitberührendenBeschlußdes 35. RheinischemProvinzial-
landtllgs der Auffassungder Stantsregieruug beigepflichtet, daß die gegenwärtige Lage der Pensions
Verhältnisseder besoldetenLandbürgcrmcister- und Gcmeindc-Furstbcamteueine Umgestaltung im
Sinne einer wesentlichen Verbesserungnach Maßgabe der Grnudsätze für die Peusiouiruug der
unmittelbaren Staatsbeamten erheische.

Ebenfalls bereits früher Gegenstand Ihrer Berathungen war die jetzt von der Staats»
regierung vorgelegteund von Ihnen bejahte, in ihrer Tragweite von tciuer Seite jemals unterschätzte
Frage, ob der baldige Erlaß eines Gesetzes wegen Entschädigungfür die an Milzbrand gefallenen
'Thiere in der hiesigen Provinz als ein Bedürfniß empfunden werde, und die Frage nach dem
BedürfnissegesetzlicherRegelung des Ansiedclungswesens in unserer Provinz. Während der erstere
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Gegenstandebenso wie die Vorlage, wegen Vereinigung der Landgemeinde Ncnendurf mit der Stadt
Eoblcnz Ihre Zustimmung fanden, glaubten Sie ein Bedürfniß nach gesetzlicherOrdnung des
Ansiedelungswcsensfür die Nhcinprovinz auch jetzt uicht anerkennen zu füllen. Von dein beifällig
begutachteten Entumrfe einer gesetzlichenRegelung der Errichtuug eiuer Zwaugsgenosscuschaft zur
Herstellung mm Thalsperreu im Wnpperthalc erhoffen Sie mit Recht große Vortheile für die
bctheiligte Gegend und einen bahubrcchcudcu Einfluß auf ähnliche Verhältnisseanderer Landestheile.

Unter den Vorlagen, welche Ihnen Ihre Verwaltung unterbreitet hatte, nahm der Haus-
Halts-Etat wiederumdie erste Stelle ciu, Die günstige Lage der Finanzen der Provinz hat es
Ihnen gestattet, uun Ncncm namhafte Summen für wohlthätige wirthschaftlichc Zwecke, für Kuust
und Wissenschaftauszusetzen. Vornehmlich bedacht wurde hierbei die Landeskultur durch die
Bewilligung von Mitteln für Flußregnlirungcn, für Förderung der Viehzucht, für die Grüudung
neuer laudwirthfchaftlichcrWiutcrschulcuund für die Pflege und den Schutz des von Feiudeu aus
Thier- und Pflanzenwelt zur Zeit schwer heimgesuchten Weinbaues. Ich crwähue ferner die reich¬
liche Unterstützung,welche die Arbeiterkulunicnvon Ihrer Seite erfahren haben, sowie die ernentc
Bethätigung Ihrer Fürsorge für das Gemeiudcwcgewcsen, dessen baldige, den Anforderungen der
Gegenwart entsprechende anderwcitegesetzliche Regelung ich mit Ihnen wünsche und erhoffe. Einen
Anfprnch auf warmen Dank Seitens der betheiligten Kreise haben Sie sich durch Erhöhung des
Dienstcintummensder Provinzialbcamtcn und den Beschluß der Errichtung einer Wittwen und
Waiscnversorgnngsanstaltfür die Eommunnlbcamtcn der Rheinprovinz erworben. Ihre Beschlüsse
zn dem Arbeiter- uud Invaliditäts-Versichernngsgcsctzwerden für die Aussührnng dieses großen
Reformwerks von erfolgreichster Wirksamkeit sein.

Endlich darf ich hervorheben,daß Sie durch den Beschluß,über Art uud Ort der Errichtuug
eines Denkmals für Se. Majestät den hochseligcn Kaiser und König Wilhelm I. die Allerhöchste
Entscheidungzu crbittcu, diese dem Herzen der Bewohner nnscrer Provinz so theure Angelegenheit
in eine Hand gelegt haben, welche derselben gewiß eine allseitig befriedigende Lösung nngcdeiheu
lassen wird.

Mögen Ihre Arbeiten nnd Ihre Beschlüsse,entsprechenddein Eifer uud der Umficht,
welche Sie denselben gewidmethaben, zum Segen der Provinz gereichen!

Mit diesem Wunsche schließe ich auf Grund des 8- 26 der Proviuzialordnuug den 36.
Pruviuziallaudtag der Nhcinpruvinz.

Vorsitzender Fürst zn.Wied: Se. Majestät der Kaiser und König, unser allcrgnädigstcr
Herr, lebe Hoch! (Das Haus stimmt begeistert in den dreimaligenHochruf ein.)

(Schluß der Sitzung 6 Uhr 40 Miuutcu.)
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